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Erklärung  des  Präsidiums  der  Vereinigung  der  Verfolgten  des  Naziregimes  (VVN) 
zu  der  Entwicklung  des  Neonazismus  in  der  Bundesrepublik 


Der  Wahlerfolg  der  neonazistischen  NPD  in  Hessen  und  Bayern  hat  die  demokra¬ 
tische  Bevölkerung  unseres  Landes  alarmiert.  Die  Reaktion  der  öffentlichen  Mei¬ 
nung  des  Auslandes,  vor  allem  der  Länder,  die  einst  von  Hitlers  Armeen  verheert 
wurden,  drückt  Bestürzung  und  Entsetzen  aus.  Die  Wand  des  Mißtrauens  gegen 
die  Bundesrepublik  wächst  von  Tag  zu  Tag. 

Entgegen  den  Tatsachen  haben  immer  wieder  Regierungsorgane  und  zuletzt  noch 
das  Bundesministerium  des  Innern  in  seinem  Bericht  vom  März  1966  behauptet, 
daß  der  "Rechtsradikalismus"  -  gemeint  ist  der  Neonazismus  -  in  der  Bundesrepu¬ 
blik  "keine  Gefahr"  sei. 

Die  VVN  haben  diese  Entwicklung  vorausgesehen,  haben  davor  gewarnt,  führten 
und  führen  den  Kampf  gegen  sie. 

Im  Interesse  des  Volkes  und  der  Demokratisierung  haben  wir  beharrlich  auf  die 
Unterwanderung  des  Staatsapparates,  der  Justiz,  der  Polizei,  der  Bundeswehr 
aufmerksam  gemacht  und  die  Entfernung  ehemaliger  Nazigrößen  aus  ihren  Äm¬ 
tern  gefordert.  Immer  wieder  forderten  wir  das  Verbot  der  SS-Treffen  und  der 
Krieg  und  Naziverbrechen  rechtfertigenden  und  verherrlichenden  Literatur.  Die 
Regierungsparteien  haben  solche  Forderungen  als  Ausdruck  böswilliger  Verleum¬ 
dungssucht,  als  falsch,  zum  mindesten  aber  als  Übertreibung,  hingestellt.  Mehr 
noch,  sie  haben  den  Einbau  von  treuen  Dienern  des  braunen  Unrechtsstaates  in 
alle  nur  denkbaren  Ämter  gefördert  und  mißachtet,  daß  es  nicht  nur  Vergehen 
und  Verbrechen  gibt,  die  zu  einem  öffentlichen  Amt  unfähig  machen,  und  daß 
auch  politisch-moralische  Gesichtspunkte  beachtet  werden  müssen,  sollen  nicht 
im  In-  und  Ausland  die  verschiedenartigsten  negativen  Reaktionen  sich  entwik- 
keln.  Die  Regierungspolitik  hat  den  Nährboden  aufbereitet,  auf  dem  die  NPD 
gedeihen  konnte,  und  dem  noch  weitere  Gefahren  entsteigen  werden,  wenn  der 
Boden,  auf  dem  sie  wächst,  nicht  umgepflügt  wird. 

Die  Regierungen  Adenauer  und  Erhard  sowie  die  sie  tragenden  Kräfte  haben  un¬ 
serer  Bevölkerung  tagaus,  tagein  erklärt,  mit  der  Politik  der  Stärke,  mit  der  Wie¬ 
deraufrüstung  und  Eingliederung  in  die  NATO,  mit  dem  Besitz  von  Atomwaffen, 
mit  der  Politik  der  Nichtanerkennung  der  Existenz  der  DDR  sei  es  möglich,  die 
unseligen  Folgen  des  zweiten  Weltkrieges,  die  unser  Volk  der  Hitlerherrschaft 
verdankt,  rückgängig  zu  machen,  Deutschland  wieder  zu  vereinigen  und  in  den 
Grenzen  von  1937  wiederherzustellen.  So  wurden  in  unserer  Bevölkerung  falsche 
Vorstellungen,  besonders  aber  unter  den  Flüchtlingen  und  Umsiedlern  Illusionen 
über  eine  Wiedergewinnung  der  alten  Heimat  erzeugt  und  das  Gift  des  Nationalis¬ 
mus,  des  Völkerhasses  und  der  Revanche  in  die  Herzen  und  Hirne  hineingeträufelt. 

Die  Erhebung  des  Antikommunismus  zur  Staatsdoktrin,  die  Verteufelung  all  derer, 
die  für  eine  konkrete  Friedenspolitik,  für  eine  Verständigung  mit  der  DDR  und  den 
sozialistischen  Staaten  eintreten,  begünstigen  diese  unheilvolle  Entwicklung,  Das 
Verbot  der  Kommunistischen  Partei  Deutschlands,  die  die  größten  Blutopfer  im 
Kampf  gegen  den  Nazismus  gebracht  hat,  sowie  das  Verbot  anderer  demokratischer 
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Organisationen  wirkten  in  der  gleichen  Richtung, 

Nach  dem  Wahlerfolg  der  NPD  zeigten  sich  die  Parteien  anfänglich  bestürzt;  in¬ 
zwischen  redet  man  jedoch  schon  von  der  "Respektierung  des  Wählerwillens"  und 
stellt  bereits,  wie  z.B,  der  CSU- Vorsitzende  Strauß,  Überlegungen  über  ein  Bünd¬ 
nis  mit  der  NPD  an.  Mit  dem  Einzug  der  NPD  in  die  Landesparlamente  von  Hessen 
und  Bayern  betreten  Nazis  und  faschistisch  gesinnte  Kräfte  wieder  offen  und 
organisiert  die  politisch-parlamentarische  Bühne.  Damit  sind  auch  alle  in  den  übri¬ 
gen  Parteien  vorhandenen  Gestrigen  politisch  legalisiert  und  anerkannt.  Es  werden 
also  auch  jene  Kräfte  in  den  anderen  Parteien,  die  bisher  hinter  einem  demokra¬ 
tischen  Rauchschleier  lebten  oder  gar  agierten,  die  AAöglichkeit  zu  einem  Wandel 
ihrer  Funktion  und  Bedeutung  gewinnen,  in  diesem  Zusammenhang  sind  wir  um  die 
weitere  Entwicklung  der  jetzt  schon  stark  von  der  NPD  durchsetzten  Ausbildungs¬ 
und  Führungskräften  der  Bundeswehr  besorgt. 

Wir  wehren  uns  gegen  solche  Auffassungen,  daß  man  sich  nun  mit  der  NPD  abfin- 
den  und  diese  jetzt  ihre  parlamentarische  Tüchtigkeit  unter  Beweis  stellen  müsse. 
Ähnliches  hörten  wir  schon  1933.  Damals  hieß  es,  laßt  sie  erst  mal  an  die  Macht 
kommen,  sie  werden  sich  schon  bald  abwirtschaften. 

Die  NPD  schöpft  aus  einer  verhängnisvollen  Tradition.  Sie  reaktiviert  nazistische 
Argumente,  Emotionen  und  Vorstellungen,  Von  10  Mitgliedern  ihres  Führungsstabes 
waren  7  führende  Mitglieder  der  NSDAP.  Wer  sich  zu  ihr  und  ihrer  Politik  bekennt, 
orientiert  sich  auf  eine  braune  Vergangenheit,  auf  eine  antinationale  Politik,  die 
in  die  Katastrophe  geführt  hat,  und  die  von  der  deutschen  Geschichte  eindeutig  ver¬ 
urteilt  wurde.  Ihre  Führung  bekennt  sich  öffentlich  und  eindeutig  zu  den  Personen 
und  zum  Geist  der  in  Landsberg  hingerichteten  Kriegsverbrecher  und  Volksverderber. 
Die  NPD  gibt  ihren  Nationalismus,  ihren  Rassismus,  ihren  Antikommunismus  und  die 
Verachtung  der  als  Gastarbeiter  bei  uns  tätigen  Angehörigen  anderer  Nationen,  ih¬ 
ren  demagogischen  Antiamerikanismus  und  chauvinistischen  Antisowjetismus  als  na¬ 
tionale  Politik  aus.  Daraus  erklärt  sich,  daß  sie  ihre  größten  Erfolge  in  den  ehemali¬ 
gen  Hochburgen  und  Stammlanden  der  NSDAP  erzielen  konnte,  und  daß  der  über¬ 
wiegende  Teil  der  NPD-Stimmen  sich  aus  Wählern  über  45  Jahren  zusammensetzt. 
Wenn  die  NPD  mit  ihrem  kostspieligen  Wahlaufwand  Erfolge  erzielen  konnte,  dann 
verdankt  sie  das  nicht  zuletzt  der  Unterstützung  durch  die  gleichen  Kräfte,  die 
einst  die  NSDAP  finanzierten. 

Wenn  der  "Industriekurier"  und  der  "Arbeitgeber",  das  Organ  des  Bundesverbandes 
der  deutschen  Industrie  (BDJ),  der  NPD  ihr  Wohlwol len  aussprechen,  berechtigt 
dos  zu  dem  Schluß,  daß  diese  Kräfte  unter  Mißbrauch  ihrer  wirtschaftlichen  Macht 
neben  den  Unions-Parteien  auch  auf  das  Pferd  der  NPD  setzen,  um  ihre  ökono¬ 
mischen  und  politischen  Positionen  abzusichern. 

Die  NPD  ist  eine  Gefahr.  Sie  kann  für  die  Demokratie  lebensgefährlich  werden, 
wenn  die  bisherige  antinationale  Politik  weiterbetrieben  wird  und  weiterhin  vieles 
von  dem,  was  die  Geschichte  bei  uns  längst  verurteilt  hat,  als  Kraftspeicher  und 
Vorbild  amtlich  und  nichtamtlich  propagiert  wird.  Das  Anwachsen  der  NPD  bleibt 
trotz  der  Ausweglosigkeit  und  Beschränktheit  ihrer  Politik  und  ihres  Horizontes 
eine  ernste  Warnung  für  alle  verständigen  und  klarblickenden  Deutschen,  für  alle 
humanistisch  eingestellten  und  nach  Völkerverständigung  strebenden  Menschen. 
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Der  neonazistischen  Entwicklung  in  der  Bundesrepublik  kann  und  muß  Einhalt  gebo¬ 
ten  werden.  Die  Voraussetzung  dafür  ist  eine  neue,  von  den  nationalen  Interessen 
unseres  Volkes  ausgehende  Politik. 

Diese  muß  auf  die  Erhaltung  des  Friedens,  die  Verständigung  mit  allen  Völkern,  auf 
die  Verbesserung  und  Normalisierung  der  Beziehungen  zwischen  den  beiden  deut¬ 
schen  Staaten  gerichtet  sein.  Eine  die  nationalen  Interessen  vertretende  Bundesre¬ 
gierung  würde  realistische  Vorstellungen  und  Initiativen  in  der  Innen-  und  Außen¬ 
politik  entwickeln,  die  geeignet  sind,  ein  weiteres  Auseinanderbrechen  unserer 
Nation  zu  verhindern  und  Voraussetzungen  für  die  Wiedervereinigung  zu  schaffen. 
Unsere  Erfahrungen  mahnen,  nicht  die  Fehler  von  1933  zu  wiederholen,  wo  sich 
die  Gegner  der  braunen  Flut  nicht  zusammenfinden  und  die  antinazistischen  demo¬ 
kratischen  Kräfte  aus  Mangel  an  Weitblick  nicht  einigen  konnten  und  nicht  aktiv 
genug  wurden. 

Das  Präsidium  der  VVN  appelliert  mit  großem  Ernst  an  alle  Widerstands-  und  Ver¬ 
folgtenorganisationen,  angesichts  der  drohenden  Gefahren  Trennendes  hintanzu¬ 
setzen  und  zur  Gemeinsamkeit  zurückzufinden. 

Die  ehemaligen  Widerstandskämpfer  und  Verfolgten  des  Hitlerregimes  und  Ihre  Ver¬ 
bände  tragen  eine  große  Verantwortung  bei  der  Abwehr  neonazistischer  Gefahren, 
Sie  sind  auf  Grund  ihrer  Erfahrungen  und  Kenntnisse  in  erster  Linie  berufen,  unser 
Volk  und  besonders  die  neue  Generation  über  Wesen,  Ziele  und  die  Hintermänner 
der  NPD  aufzuklären. 

In  allen  Parteien  und  Jugendverbänden,  in  den  Gewerkschaften  und  nicht  zuletzt 
in  den  Kirchen  aller  Konfessionen  finden  sich  in  zunehmender  Zahl  Menschen,  die 
bereit  sind,  den  Anfängen  des  Neonazismus  mit  Entschiedenheit  in-  und  außerhalb 
des  Parlamentes  entgegenzutreten. 

Das  gemeinsame  Handeln  aller  dem  Humanismus  und  der  Demokratie  verpflichteten 
Bürger  ist  die  Kraft,  die  in  der  Lage  ist,  einen  Rückfall  in  die  Vergangenheit  zu 
verhindern  und  Freiheit,  Frieden  und  Sicherheit  in  unserem  Lande  zu  gewährleisten. 
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DIE  NPD  IM  SPIEGEL  DER  PRESSE 


I .  Entstehung  und  Entwicklung  der  NPD; 

"Immer  wenn  zentrale  Wahlen  in  Sicht  kamen,  bemächtigte  sich  der  parlamentarisch 
nicht  vertretenen  ‘nationalen  Gruppen*  eine  neue  Aufbruchsstimmung,  Sie  sammel¬ 
ten  sich  zu  der  einen  oder  anderen  Partei konstruktion,  um  über  die  Sperrklausel 
nach  Bonn  zu  kommen.  Viermal  nahmen  sie  Anlauf,  und  viermal  blieben  sie,  in  sich 
zersplittert  und  zerstritten,  auf  der  Strecke, 

Die  Ursache  der  latenten  Mißerfolge  (die  zugleich  den  Schlüssel  zum  Verständnis  der 
gegenwärtigen  Situation  um  die  NPD  liefert)  lag  einmal  in  der  einfachen  Tatsache, 
daß  das  national  ansprechbare  Bürgertum,  die  potentiellen  Anhänger  und  Wähler 
nationaler  Parolen  und  Programme,  bereits  engagiert  war,  sei  es  in  der  großen  Re¬ 
gierungspartei,  der  CDU,  selber,  sei  es  in  der  Deutschen  Partei  oder  im  GB/BHE 
und  nicht  zuletzt  in  der  FDP.  Zum  anderen  aber  -  und  das  erscheint  besonders  auf¬ 
schlußreich  -  boten  die  ‘reinen  Nationalisten*,  die  ausschließlich  auf  Gesamt¬ 
deutschland  hin  orientierten  Vertreter  der  ‘nationalen  Opposition*  gegen  die  sepa¬ 
rate  Aufrüstung  in  beiden  Teilen  Deutschlands,  gegen  NATO  und  einseitige  West¬ 
verflechtung,  vor  allem  gegen  eine  atlantische  Außenpolitik,  neutrale  Alternativen 
an,  die  dem  in  Machtkategorien  zu  denken  gewohnten  Bürgertum  abstrus  und  irgend¬ 
wie  verdächtig  erschienen. 

Es  war  insofern  geradezu  ein  klassisches  Mißverständnis,  wenn  man  nach  den  Wah¬ 
len  offiziell  stets  resümierte,  die  Wähler  hätten  den  ‘Unbelehrbaren  von  gestern* 
wieder  einmal  eine  Absage  erteilt.  Das  Motiv  zu  dieser  Abfuhr  war  -  wie  jetzt  die 
Entwicklung  der  NPD  aufzeigt  -  ein  ganz  anderes.  Es  war  die  ‘Ara  Adenauer*,  die 
Zeit  der  Identifikation  (und  Mystifikation)  des  ‘Kanzlers  der  einsamen  Entschlüsse* 
mit  Deutschland,  die  große  Zeit  der  Politik  der  Stärke  und  des  Kalten  Krieges,  die 
Epoche  der  nationalen  Selbsttäuschung  in  den  50er  Jahren 

Die  Lage  änderte  sich  nach  dem  Abgang  Adenauers  und  nach  dem  Zerfall  der  unter 
seiner  Aegide  herangezogenen  Satellitenparteien.  Das  Verschwinden  vor  allem  der 
Deutschen  Partei  und  des  Gesamtdeutschen  Block/BHE  von  der  Bonner  Bildfläche 
präparierte  den  Raum  für  neue  Organisationsversuche  auf  der  Rechten,  Die  heimat¬ 
los  gewordenen  politischen  Kräfte  und  die  um  ihre  fernere  politische  Existenz  besorg¬ 
ten  Mandatsträger  in  den  unteren  Parlamenten  sahen  sich  unversehens  an  die  Seite 
jener  Veteranen  und  Unentwegten  der  bisher  als  suspekt  gegoltenen  ‘nationalen 
Opposition*  gedrängt.  Die  formale  Interessengemeinschaft  dieser  Ausgesperrten  war 
nur  noch  eirre  Frage  des  Termins  der  bevorstehenden  (letzten)  Bundestagswahl.  Die 
DRP  ihrerseits  konzentrierte  sich  nun  ganz  auf  die  Restbestände  der  DP  und  des 
GB/BHE,  um  sie  zu  einer  neuen  Konstellation  nationaler  Prägung  zu  gewinnen. 

Praktische  Gelegenheit  dazu  bot  die  Bremer  Bürgerschaftswahl  im  Herbst  1963,  Der 
Bremer  Deutschen  Partei  (die  in  der  Gesamtpartei  den  sogenannten  ‘Reichsflügel* 
gebildet  hatte)  war  es  hier  gewöhnlich  gelungen,  einen  Stimmenanteil  von  etwa  20 
Prozent  zu  erzielen.  Die  Aussichten  waren  nun  jedoch  durch  den  Übertritt  fast  der 
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gesamten  DP-Mannschaft  zur  CDU  für  die  Liste  der  Rumpf-DP  unter  Führung  des  Un¬ 
ternehmers  Fritz  Thielen  (des  jetzigen  NPD- Vorsitzenden)  erheblich  zusammenge¬ 
schmolzen.  Um  so  willkommener  mußte  die  Wahlhilfe  durch  die  DRP  (3,9  Prozent 
Bremer  Stimmen)  und  den  GB/BFIE  (drei  Prozent)  auf  einer  gemeinsamen  Plattform 
sein.  Das  sogenannte  *Bremer  Modell*  wurde  geschaffen,  das  vier  noch  als  DP- 
Fraktion  firmierende  Abgeordnete  mit  Thielen  an  der  Spitze  in  die  Bürgerschaft  ent¬ 
senden  konnte.  Diese  Lösung  sollte  -  so  lautete  die  abgesprochene  Auflage  -  als 
Ansatz  zu  einer  künftigen  nationalen  Bundespartei  dienen. 

Parallel  zu  diesen  Kontakten  zwischen  der  DRP  und  den  norddeutschen  DP/BHE- 
Relikten  verliefen  in  Baden-Württemberg  ähnliche  Wahlabsprachen  anläßlich  der 
dortigen  Landtagswahlen.  Auch  hier  verzichtete  die  DRP  auf  eigene  Kandidatur  und 
unterstützte  auf  Initiative  des  Mitglieds  des  BHE-Landesvorstandes  Wilhelm  Gut¬ 
mann  (jetzt  stellvertretender  Vorsitzender  der  NPD)  dessen  mit  der  CDU  koalieren¬ 
de  Partei.  Dieses  Zusammengehen  war  ebenfalls  als  Vorleistung  zu  einer  *umfassen- 
den  national-demokratischen  Präsenz*  zur  Bundestagswahl  1965  gedacht  ... 

*Der  Titel  macht*s*,  sagt  ein  cleverer  Verleger,  streicht  den  vom  Autor  auf  den  In¬ 
halt  bezogenen  Arbeitstitel  und  ersetzt  ihn  durch  einen  verkaufspsychologisch  er- 
tüftelten;  das  ist  die  Zauberformel,  die  aus  einem  Ladenhüter  oft  noch  einen  Best¬ 
seller  macht. 

Auch  das  kann  als  typisch  für  die  politische  Atmosphäre  in  der  Bundesrepublik  gel¬ 
ten,  daß  marktgängige  Slogans  und  werbekräftige  Markenbezeichnungen  über  das 
Schicksal  politischer  Erscheinungsformen  entscheiden.  Der  Konsumbürger  reagiert 
auch  im  politischen  Bereich  nur  auf  die  gerade  verkäufliche  Welle,  Die  ‘Deutsche 
Reichs-Partei*  war  schon  ihres  Namens  wegen  nicht  *angekommen' . 

Wie  bei  einer  geschäftstüchtigen  Schallplattenfirma,  galt  es  für  die  NPD-Gründer, 
eine  neue  Platte  zu  kreieren  und  auf  einen  publikumswirksamen  Titel  umzuschalten  - 
in  Erwartung  der  zurückflutenden  ‘nationalen  Welle',  Die  Koppelung  von  'national* 
und  'demokratisch'  mußte  als  unverfänglich  durchschlagen.  Dabei  konnte  jeder  so¬ 
wohl  seine  Ressentiments  als  auch  seine  'staatsbürgerlichen  Vorbehalte'  pflegen. 
Nationaldemokratisch  zu  heißen,  konnte  die  Gutsituierten  nicht  bloßstellen  und  ver¬ 
mochte  die  Aktiven  noch  zu  befriedigen. 

Am  28.  November  1964  traten  433  von  rund  800  zur  Gründungsversammlung  in  Han¬ 
nover  erschienen  Personen  der  neuen  Wahlpartei  bei  und  vollzogen  damit  zugleich 
den  Akt  der  Konstituierung.  Immerhin  -  fast  die  Hälfte  der  einzeln  eingeladenen 
‘Gutwilligen*  hielt  sich  noch  zurück.  Das  verriet  die  Reserve,  mit  der  sich  die  bei¬ 
den  ‘nationalen  Richtungen*,  um  die  es  im  wesentlichen  ging,  hier  begegneten: 

Die  nachwirkende  Trennungslinie  zwischen  denen,  die  ehedem  pro-Adenauer,  und 
denen,  die  anti-Adenauer  eingestellt  gewesen  waren,  ließ  sich  nicht  so  leicht  ig¬ 
norieren;  und  sie  konnte  in  der  Person  des  frisch  gekürten  Parteivorsitzenden,  des 
Beton-Fabrikanten  Friedrich  Thielen  (trotz  der  sechsstel ligen  Zahl,  die  dieser  in  die 
NPD  investierte),  nur  schwer  überbrückt  werden.  Gerade  er  (nach  zwölf  Jahren 
CDU  zur  DP  übertretend)  hatte  einmal  zu  den  überzeugtesten  Ja-Sagern  zur  NATO- 
Politik  gehört,  gegen  deren  ‘schädliche  Folgen  für  die  deutsche  Nation'  man  nun 
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Sturm  laufen  wollte.  Die  Tatsache,  daß  viele  ihrer  prominenten  Mitgründer  in  den 
entscheidenden  Jahren  der  Weichenstellung  Befürworter  jener  Regierungskonzeption 
waren,  die  sie  jetzt  als  ‘Versager- Politik*  attackieren  möchten,  komplizierte  für 
die  NPD  den  Start  und  die  innere  Harmonisierung  ... 

Dementsprechend  fiel  das  Programm  recht  allgemein  gehalten  aus  und  gipfelte  in 
der  nicht  mehr  originellen  Forderung,  ‘Deutschlands  Einheit  in  Freiheit  in  einem 
unabhängigen  Europa  zu  verwirklichen,  das  zur  Wahrung  seiner  Unabhängigkeit 
selbst  über  eine  hierzu  ausreichende  Verteidigungsstärke  verfügt*.  Hier  kündigt 
sich  Straußscher  Gaullismus  an,  der  die  Motive  und  Absichten  des  Originals  total 
verkennt. 

Die  Gründung  vom  28.  November  1964  stellte  die  Uhren  gewissermaßen  um  15  Jah¬ 
re  zurück;  sie  holte  nach,  was  15  Jahre  zuvor  in  den  Fusionsverhandlungen  zwischen 
der  damaligen  DP  und  der  DRP  in  der  britischen  Zone  geplant  und  was  an  den  Li¬ 
zenzbestimmungen  der  britischen  Besatzungsmacht  gescheitert  war,  nämlich  eine  ge¬ 
schlossene  Rechtspartei  zur  Bundestagswahl  zu  bilden.  Das  wäre  ihnen  zwar  später 
unbenommen  geblieben,  aber  da  hatten  sich  die  Wege  schon  getrennt,  die  Geister 
bereits  geschieden.  Mit  ihren  25  Mandaten  ließ  sich  die  DP  sofort  ins  Regierungsboot 
hieven,  während  die  sechs  DRP-Abgeordneten  die  Oppositionsbank  drücken  mußten. 

Für  die  NPD-Gründer  von  Hannover  sind  das  keine  förderlichen  Reminiszenzen.  Der 
Neubeginn  heißt  für  sie  zugleich  auch  Spurentilgung.  Anders  kann  man  die  Erklärung 
über  die  Struktur  seiner  Partei  nicht  verstehen,  die  Thielen  bei  Gelegenheit  glaubte 
abgeben  zu  müssen:  ‘Unsere  Mitglieder  kommen*,  so  sagte  er,  *aus  verschiedenen 
politischen  Richtungen.  Der  eine  war  in  der  CDU  oder  in  der  DP,  der  andere  hat 
Herrn  Mende  den  Rücken  gekehrt,  viele  kommen  aus  der  SPD,  bei  der  sie  nur  mitge¬ 
macht  haben,  weil  ihnen  die  CDU  zu  stark  wurde.  Auch  frühere  DRP-Mitglieder 
sind  zu  uns  gestoßen.* 

Tatsächlich  ist  die  NPD  strukturell  eine  Neuauflage  des  1949  nicht  zustande  gekom¬ 
menen  DP-DRP- Zusammenschlusses.  Ihr  Zentrum  liegt  in  den  ehemaligen  norddeut¬ 
schen  Hochburgen  dieser  beiden  Rechtsgruppen,  und  nicht  zufällig  stammt  -  mit  we¬ 
nigen  Ausnahmen  -  auch  ihr  ‘Gehirntrust*  von  dort.  Warum  will  man  es  nicht  wahr¬ 
haben? 

‘Die  NPD  zeichnet'  -  nach  den  Worten  ihres  Vorsitzenden  -  ‘das  Profil  der  deutschen 
Nation.*  Die  ersten  hingeworfenen  Striche,  die  ersten  angedeuteten  Konturen  offen¬ 
baren  allerdings  eine  partikularistische  Denkart,  die  den  Teil  fürs  Ganze  nimmt.  Das 
fertige  Profil  -  so  läßt  sich  bis  jetzt  schon  vermuten  -  würde  einen  sehr  beschränkten 
Gesichtskreis  haben,  in  welchem  die  Linke  ausgespart  sein  soll.  Die  Schule  der  Tei¬ 
lung  unserer  Nation  bleibt  unberücksichtigt.  Man  geht  von  anderen  Aspekten  aus. 

Das  heißt,  die  Führenden  tun  es.  Nach  ihrem  Antrittsgesetz  können  sie  wohl  nicht 
anders,  als  den  Blickwinkel  nach  links  so  kurz  wie  möglich  zu  verstellen.  Die  Grün¬ 
de  sind  sehr  naheliegend. 

Fast  auf  den  Tag  genau  mit  dem  Abtreten  Adenauers  in  Bonn  und  der  Übergabe  der 
Staatsgeschäfte  in  die  Hände  eines  schwätzenden,  schwächlichen  ‘Volkskanzlers* 
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begann  die  Geschichte  der  NPD  (ein  Jahr  vor  ihrer  offiziellen  Gründung),  Der  Zu¬ 
sammenhang  ist  evident.  Man  muß  den  Regisseuren  eine  gewisse  taktische  Voraus¬ 
sicht  bescheinigen.  Die  breite  Gefolgschaft,  die  der  große  alte  Khan  an  sich  zu 
binden  wußte,  würde  sich  allmählich  auflösen,  in  ihre  verschiedenen  Bestandteile 
zerfallen  und  die  CDU/CSU  selbst  auf  ihre  weltanschauliche  Ausgangsbasis  zusam¬ 
menschrumpfen.  Für  die  Versprengten  von  rechts  mußte  eine  Auffangstellung  bezo¬ 
gen  werden,  die  zugleich  als  Riegelstellung  nach  links  der  SPD  den  Weg  zur  Macht 
weiterhin  versperren  sollte.  Aus  dieser  Vorschau  ergab  sich  die  Entstehung  der  NPD, 
und  ihre  Aufgabe  ist  davon  zwangsläufig  abgeleitet.  Für  ihre  künftige  Entfaltung 
im  Bonner  Kräftespiel  liegt  ein  festes  Schema  vor  (ein  Schema  übrigens,  in  das  auf 
die  Dauer  die  FDP  nicht  passen  will).  Insofern  kann  sich  die  NPD  weder  als  •neu* 
noch  als  *modern'  ausgeben  (wie  sie  es  gern  versucht  und  wie  sie  größtenteils  von 
ihren  Wählern  und  Anhängern  mißverstanden  wird,  weil  sie  hineinstößt  in  das  Va¬ 
kuum,  das  eine  lavierende  Bundesregierung  und  eine  wenig  energische  Opposition 
haben  entstehen  lassen).  Sie  ist  mit  Anachronismen  aus  der  hausbackenen  Adenau¬ 
er-Ära  durchsetzt  (‘Freiheit,  Demokratie  und  Christentum  gegen  drohende  Verskla¬ 
vung  durch  den  Kommunismus'),  und  nichts  läßt  bisher  darauf  schließen,  daß  sie  mehr 
sein  wird  als  eine  Variante  innerhalb  der  bürgerlich-nationalen  Schablonen  seit 
1949.  'Jung'  ist  sie  zwar  nach  dem  Terminkalender  -  sicher  auch,  was  die  beacht¬ 
liche  Präsenz  jüngerer  Jahrgänge  auf  der  unteren  Mitglieder-Ebene  betrifft.  Dieser 
Umstand  bedarf  einer  näheren  Untersuchung  ,,," 

0) 

•k 

Der  NPD-Durchbruch  ist  dabei  keineswegs  eine  so  unerklärliche  Erscheinung 
vor  dem  Hintergrund  der  politisch-parlamentarischen  Handlungsunfähgikeit  in  Bonn, 
angesichts  des  Finanzdesasters,  angesichts  des  Autoritätsverfal  Is,  Er  steht  einer  Re¬ 
publik  durchaus  an,  deren  größte  Partei  mit  Kurt  Georg  Kiesinger  einen  zwar  lau¬ 
teren  Politiker,  aber  eben  doch  einen  NS-Mann  mit  Promi-Vergangenheit  zum 
Kanzlerkandidaten  kürt. 

Er  paßt  zu  einem  Staat,  dessen  Verkehrsminister  Hans-Christoph  Seebohm  (CDU) 
sonntags  redet:  'Wir  neigen  uns  in  Ehrfurcht  vor  jedem  Symbol  unseres  Volkes  -  ich 
sage  ausdrücklich  vor  jedem  -,  unter  dem  deutschen  Menschen  ihr  Leben  für  ihr 
Vaterland  geopfert  haben,* 

Der  NPD-Erfolg  geht  in  Ordnung,  wenn  CSU-Chef  Franz- Josef  Strauß  Volkssympa¬ 
thien  für  die  NPD  wertet  als  'Antwort  auf  die  jahrelange  Methode,  alles  was  deutsch 
ist  und  was  national  heißt,  in  den  Dreck  zu  ziehen'  (Rundfunk-Interview  in  der 
Bayern-Wahlnacht), 

Die  NPD  hat  die  Zeichen  der  Zeit  erkannt:  Die  Nachkriegsära  -  mitgeprägt  von  ge¬ 
quälten,  letztlich  vergeblichen  Bemühungen  um  VergangenheitsbewälHgung  -  gilt 
nach  Kanzlerwort  als  beendet,  Ludwig  Erhard  sagte:  'Wir  sind  wieder  wer,*  Der  so 
lange  verdrängte  Nationalstolz  begann  sich  wieder  zu  regen  ,,, 

Enttäuschte  Deutsche  reagieren  nicht  rational,  sondern  national.  Nirgendwo  gemocht. 


mögen  sie  sich  wieder  selber.  Nun  hören  sie  es  wieder  gern,  wenn  die  Rede  ist  *von 
deutschen  Tugenden,  selbstloser  Hingabe  bis  zum  Tod,  Fleiß  und  Pflichterfüllung* 

(so  NPD-Kondidot  Rudolf  Flegel  in  Possau). 

Sie  lassen  sich  von  den  Kraftsprüchen  einer  Partei  locken,  die  allen  wieder  einmal 
alles  verspricht  und  nicht  argumentiert,  sondern  vor  allem  Protest  erhebt. 

Laut  Manifest  bejaht  die  NPD  die  Demokratie,  Aber  sie  verunglimpft  die  *Bonner 
Lizenzparteien'  als  Erfüllungsgehilfen  'raumfremder  Mächte*  und  fühlt  sich  als  'na¬ 
tionale  Faust*,  die  den  Bonnern  'im  Nacken  sitzt'  (so  NPD-Flegel), 

Die  NPD  will  Deutschland  die  ‘Achtung  der  Welt  und  die  Freundschaft  anderer  Völ¬ 
ker  sichern*  und  fordert  doch  ‘Schluß  mit  den  einseitigen  Prozessen  zur  Vergangen¬ 
heitsbewältigung*,  Sie  plädiert  für  ‘  Friede  in  Europa  und  in  der  Welt*  und  verlangt 
dennoch  'die  Wiederherstellung  unseres  geschlossenen  Siedlungsraumes', 

Die  Partei  will  eine  'freie  Publizistik*,  aber  nicht  länger  dulden,  'daß  eine  gewis¬ 
senlose  Clique  unsere  nationalen,  moralischen  und  sittlichen  Werte  verächtlich 
macht' , 

Jedem  das  Seine  heißt  für  die  NPD:  den  Sparern  Schutz,  den  Arbeitern  einen  Ar¬ 
beitsplatz,  den  Müttern  Gesundheit  und  allen  zusammen  als  Vorbild  'Die  Mutter 
statt  der  Hure'  -  als  ob  die  CDU  die  Sparer  enteignen,  die  SPD  den  Arbeitern  den 
Arbeitsplatz  rauben  und  die  FDP  die  Mütter  zu  Huren  machen  wollte, 

Groll  auf  Gammler  (Hessens  NPD-Chef  Heinrich  Fassbender:  'Haare  schneiden,  an¬ 
ständig  arbei  ten'),  Aversion  gegen  Fremdkapital,  Abneigung  gegen  Gastarbeiter, 
Sehnsucht  nach  hehren  Mädchen  -  dos  sind  Kennzeichen  völkisch-bornierter  Den¬ 
kungsart,  die  kurze  Haare  für  die  Tracht  der  Lauterkeit  hält.  Fremde  als  Kanaken 
einstuft  und  Jungfräulichkeit  mit  Moral  verwechselt. 

Das  ist  nicht  Nazismus,  aber  der  Nährboden,  auf  dem  er  schon  einmal  gediehen  ist. 
Heute  rechnet  die  NPD  Dresden  gegen  Auschwitz  auf.  Sie  bezweifelt,  daß  die  deut¬ 
schen  Bombenopfer  humaner  als  die  Juden  umgekommen  sind.  Sie  protestiert,  seit 
1945  sei  'nichts  geschehen, den  Geist  der  Unterwerfung  zu  überwinden'. 

Sie  fängt  Anhänger  mit  Banalitäten  wie  dem  Hinweis  auf  die  deutschen  Frauen, 

'die  in  Zukunft  nicht  immer  nur  mit  Angst  durch  die  dunklen  Straßen  gehen  wollen' 
und  mit  Nonsens  wie  der  Definition  des  Menschen  durch  den  NPD-Philosophen  An- 
rich:  'Er  ist  durchaus  verfasert.'  ..." 

(2) 

*  * 
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Die  politische  und  soziologische  Zusammensetzung  der  NPD-Wähler: 


"Rund  ein  Zehntel  der  Frankfurter,  die  am  Sonntag  NPD  gewählt  haben,  dürften 
eingeschriebene  Mitglieder  dieser  rechtsradikalen  Partei  sein.  Das  kann  aus  An¬ 
gaben  des  Frankfurter  Kreisverbandsvorsitzenden  Karl  Hain  geschlossen  werden,  der 
am  Dienstag  sagte,  seine  Partei  zähle  in  dieser  Stadt  rund  dreihundert  Mitglieder, 
Davon  sind  nach  seiner  Schätzung  sechzig  Proznet  unter  35  Jahre  alt  und  zwischen 
zehn  und  fünfzehn  Prozent  Frauen 

(3) 


"Sind  Katholiken  weniger  anfällig  für  die  rechtsradikalen  Parolen  der  'Nationalde¬ 
mokratischen  Partei  Deutschlands'  (NPD)?  Wenn  man  die  jüngsten  Hessenwahlen  auf¬ 
schlüsselt,  muß  man  zu  diesem  Ergebnis  kommen. 

Während  in  den  überwiegend  evangelischen  Gebieten  -  dem  flachen  Land  und  den 
Kleinstädten  -  die  NPD  die  höchsten  Stimmenraten  (im  Durchschnitt  oft  um  die  15 
Prozent  mit  einem  Spitzenfall  in  Grünberg  bei  Gießen  bei  sogar  19,2  Prozent)  er¬ 
zielten  konnte,  schnitt  sie  auch  in  den  Kreisen  mit  relativ  großem  Anteil  an  Arbei¬ 
terbevölkerung  ziemlich  gut  ab.  In  den  ebenfalls  von  religiösen  Vorstellungen  kaum 
noch  geprägten  Großstädten  -  vor  allem  im  nordhessischen  Kassel,  aber  auch  in 
Wiesbaden,  Gießen  und  Darmstadt  -  waren  ihre  Stimmengewinne  ebenso  gewaltig: 
selbst  in  der  bisherigen  SPD-Hochburg  Frankfurt  verlor  die  SPD  einige  Stimmen, 
während  dort  die  NPD  auf  Anhieb  mit  8,4  Prozent  über  ihren  Landesdurchschnitt 
vorstieß. 

Nur  in  den  überwiegend  katholischen  Wahlkreisen  Fulda,  Limburg  und  Bergstraße-West 
blühte  der  braune  Weizen  nicht  so  recht  ,,," 

(4) 


"...  Die  Gründe  für  den  NPD-Erfolg  sitzen  tiefer:  Prof,  Wildenmann  (Mannheim) 
sagt  wohl  zu  Recht,  daß  die  Stimmabgabe  der  NPD-Wähler  zu  einem  erheblichen 
Teil  eine  Protesthaltung  einer  bestimmten  Schicht  widerspiegele.  Es  ist  der  Protest 
einer  vorwiegend  kleinbürgerlichen  Mittelschicht,  Sie  ist  offenbar  enttäuscht,  weil 
sie  glaubt,  von  dem  zu  Ende  gehenden  Wirtschaftswunder  nicht  genug  mitbekommen 
zu  haben  und  von  dem  Rückgang  nun  besonders  hart  betroffen  zu  werden.  Die  Wahl¬ 
ergebnisse  zeigen,  daß  die  NPD  dort  besonders  gut  abschnitt,  wo  diese  Bevölkerungs¬ 
schicht  dominiert;  ... 

Die  Wahlergebnisse  zeigen  jedoch  auch,  daß  die  Rechtsradikalen  in  ehemaligen  Hoch¬ 
burgen  der  Nationalsozialisten  besonders  erfolgreich  waren.  Bei  der  bayerischen  Land¬ 
tagswahl  im  April  1924  erzielte  die  NSDAP  in  Mittelfranken  25,4  Prozent,  im  Lan¬ 
desdurchschnitt  dagegen  nur  17,1  Prozent.  Acht  Jahre  später,  im  April  1932,  kam  die 
NSDAP  im  Landesdurchschnitt  auf  32,5  Prozent,  in  Mittelfranken  aber  auf  45,6  Pro¬ 
zent.  Die  Gründe  für  den  Erfolg  der  NPD  sind  also  vielschichtig,  aber  sie  sind  kein 
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Geheimnis.  Sie  liegen  im  allgemein  politischen  und  im  wirtschafspolitischen  Bereich 
sowie  im  Bereich  nationalistischer  Emotionen, 

In  Bayern  hat  sich  bestätigt,  was  auch  schon  die  Hessen-Wahl  gezeigt  hat:  Katholiken 
und  Arbeiter  waren  am  wenigsten  anfällig  für  das  Trommeln  der  NPD,  Jedoch  haben 
außer  der  FDP  auch  die  CSU  und  die  Sozialdemokraten  Wähler  an  die  Rechtsradika¬ 
len  verloren.  In  Hof  zum  Beispiel,  wo  die  NPD  zehn  Prozent  erreichte,  ging  der 
Stimmenanteil  der  SPD  von  57, 1  auf  50,3  Prozent  zurück.  Von  den  240  000  neuen 
Wählern,  die  seit  der  Bundestagswahl  zur  NPD  gestoßen  sind,  leben  35  Prozent, 
nämlich  85  000,  in  den  beiden  überwiegend  evangelischen  Regierungsbezirken  Mit¬ 
tel-  und  Oberfranken, 

Die  CSU  verdankt  ihren  Erfolg  offensichtlich  dem  Ansehen  des  Ministerpräsidenten 
Goppel,  der  schwachen  SPD-Opposition  und  der  Tatsache,  daß  Strauß  den  Eindruck 
erwecken  konnte,  durch  sein  Handeln  zeichne  sich  in  Bonn  wieder  Festigkeit  ab.  Die 
katholischen  ländlichen  Gebiete  in  Niederbayern  und  in  der  Oberpfalz,  die  Mittel¬ 
städte  in  Unterfranken,  Schwaben  und  Oberbayern  haben  vorwiegend  CSU  gewählt.,," 

(5) 

* 


Uber  die  altersmäßige  Zusammensetzung  der  Wähler,  die  bei  der  Landtagswahl 
der  NPD  ihre  Stimme  gaben,  liegt  bereits  eine  Information  vor.  Sie  stammt  aus  den 
Ergebnissen  einer  im  Hessischen  Statistischen  Landesamt  durchgeführten  Vorauswer¬ 
tung  der  Stimmzettel  eines  Teils  der  88  Wahlbezirke,  in  denen  im  Lande  nach  dem 
Geschlecht  und  Altersgruppen  getrennt  abgestimmt  wurde.  Das  Ergebnis  dieser  Aus¬ 
zählung,  die  sich  wie  in  Darmstadt  auf  neun  ausgewählte  Bezirke  erstreckte,  ist  in 
den  Statistischen  Berichten  des  Landesamtes  veröffentlicht  worden.  Dabei  wurde 
festgestellt,  daß  die  Wähler  der  NPD  in  der  Altersgruppe  der  Fünfundvierzig-  bis 
Sechzig  jährigen  eine  relativ  starke  Besetzung  aufwiesen,  unddaßdie  NPD  von  Män¬ 
nern  viel  stärker  gewählt  worden  sei  als  von  Frauen, 

Was  das  Landesamt  bei  dieser  ersten  Auszählung  für  den  Landesdurchschnitt  heraus¬ 
gefunden  hat,  stimmt  mit  den  Ergebnissen  der  Auszählung  in  Darmstadt  weitgehend 
überein.  Daß  die  NPD  überwiegend  von  Männern  gewählt  wurde,  ist  bereits  festge¬ 
stellt  worden,  und  was  das  Alter  der  Wähler  betrifft,  so  gilt  auch  für  Darmstadt,  daß 
die  NPD  bei  den  Fünfund vierzig-  bis  Sechzigjährigen  die  meisten  Stimmen  erhielt; 
und  zwar  absolut  und  relativ  mehr  als  bei  den  übrigen  Altersgruppen,  Bei  den  Män¬ 
nern  im  Alter  von  45  bis  60  Jahren  erhielt  sie  18,2  Prozent  der  Stimmen,  von  den 
Frauen  in  diesem  Alter  10,4  Prozent, 

Im  übrigen  muß  festgestellt  werden,  daß  alle  Altersgruppen  zu  dem  Stimmengewinn 
der  NPD  beigetragen  haben,  die  jungen  Wähler  jedoch  weniger  als  die  älteren  Jahr¬ 
gänge  und  längst  nicht  in  dem  Maße,  wie  man  es  verschiedentlich  angenommen  hat¬ 
te.  Von  den  jungen  Männern  im  Alter  von  21  bis  30  Jahren  haben  11  Prozent  für  die 
NPD  gestimmt  (gegen  13,8  Prozent  im  Durchschnitt  der  männlichen  Wähler  aller  Al¬ 
tersgruppen),  von  den  jüngeren  Frauen  6,7  Prozent  (gegen  8,6  Prozent  im  Durch¬ 
schnitt  aller  weiblichen  Wähler). 
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Nach  den  in  Darmstadt  in  den  neun  Wahlbezirken  ermittelten  Zahlen  könnte  man 
nun  sagen,  daß  von  den  Männern,  die  sich  an  der  Wahl  beteiligten,  jeder  siebte  die 
NPD  gewählt  hat,  und  zwar  in  der  Gruppe  der  Einundzwanzig-  bis  Dreißigjährigen 
jeder  neunte,  von  den  Dreißig-  bis  Fünfundvierzig  jährigen  jeder  siebente,  von  den 
Fünfundvierzig-  bis  Sechzig  jährigen  jeder  fünfte  bis  sechste  und  von  den  älteren 
Männern  etwa  jeder  zehnte.  Von  den  Frauen,  die  ihre  Stimme  abgaben,  hätte  dem¬ 
nach  jede  zwölfte  die  NPD  gewählt,  und  zwar  von  den  Einundzwanzig  -  bis  Dreis- 
sigjährigen  jede  fünfzehnte,  von  den  Dreißig-  bis  Fünfund  vierzig  jährigen  jede  elf¬ 
te,  den  Fünfundvierzig-  bis  Sechzigjährigen  jede  zehnte  und  von  den  älteren  Frau¬ 
en  jede  vierzehnte. 

Das  Hessische  Statistische  Landesamt  hat  bei  der  Wiedergabe  der  Ergebnisse  seiner 
Auszählung  die  Wähler  der  einzelnen  Parteien  jeweils  für  sich  betrachtet  und  sie  in 
ihrer  Altersgliederung  dargestellt.  Wenn  man  die  in  Darmstadt  gewonnenen  Zahlen 
entsprechend  umrechnet,  erhält  man  die  nachstehenden  Vergleichszahlen,  Man  kann 
nun  z.B.  für  die  einundzwanzig-  bis  dreißigjährigen  Männer  feststellen,  daß  ihr 
Anteil  an  der  Gesamtheit  der  Wähler  in  den  neun  Bezirken  in  Darmstadt  18,1  Pro¬ 
zent  betrug,  ihr  Anteil  bei  den  Wählern  der  NPD  nur  14,5  Prozent  und  findet  für 
die  hessischen  Bezirke,  daß  sich  hier  der  Anteil  der  jungen  Männer  im  Durchschnitt 
aller  Wähler  der  ausgewählten  Bezirke  auf  17,4  belief  und  bei  den  Wählern  der 
NPD  auch  hier  niedriger  war  (16,1  Prozent).  Bei  den  fünfundvierzig-  bis  sechzig¬ 
jährigen  Männern  betrug  der  Anteil  an  der  Gesamtzahl  der  männlichen  Wähler  in 
Darmstadt  rund  30  Prozent  gegen  39,3  Prozent  bei  den  Wählern  der  NPD  und  in  den 
hessischen  Bezirken  im  Durchschnitt  24,9  Prozent  gegen  31,2  Prozent  bei  der  NPD, 

In  der  Altersgliederung  der  weiblichen  Wähler  stimmen  die  Ergebnisse  der  beiden 
Erhebungen  in  ähnlicher  Weise  überein.  Nur  in  einer  Altersgruppe,  in  der  Gruppe 
der  Dreißig-  bis  Fünfundvierzigjährigen,  haben  sich  die  Wähler  in  Darmstadt  nach 
den  vorliegenden  Zahlen  offenbar  anders  verhalten  als  die  gleichaltrigen  Wähler  im 
Lande,  In  Darmstadt  waren  die  Dreißig-  bis  Fünfundvierzigjährigen  an  den  Stimmen 
der  NPD  etwa  in  dem  Maße  beteiligt,  wie  es  ihrem  Anteil  an  der  Gesamtzahl  der 
Wähler  entspricht,  in  den  Bezirken  des  Landes  waren  sie  es  in  einem  weitaus  gerin¬ 
geren  Maße.  Nach  den  Ergebnissen  der  Untersuchung  des  Statistischen  Landesamtes 
waren  die  Dreißig-  bis  Fünfundvierzigjährigen  bei  den  Wählern  der  NPD  im  Verhält¬ 
nis  zur  Stärke  dieser  Altersgruppe  von  allen  Altersgruppen  am  schwächsten  vertre¬ 
ten,  und  zwar  bei  den  männlichen  Wählern  der  NPD  mit  einem  Anteil  von  28,6  Pro¬ 
zent  bei  einem  Anteil  an  der  Gesamtzahl  der  männlichen  Wähler  von  32,5  Prozent 
und  bei  den  weiblichen  Wählern  der  NPD  mit  21,8  Prozent  bei  einem  Anteil  an  der 
Gesamtzahl  der  weiblichen  Wähler  von  27,2  Prozent  ,,," 

(6) 

* 


"...  Die  verblüffendste  Erkenntnis,  die  sich  aus  den  Wahlergebnissen  gewinnen 
läßt,  aber  ist,  daß  Deutschlands  Rechte  durchweg  dort  wieder  emporstrebt,  wo  sie 
seit  je  stark  gewesen  ist.  Wo  einst  Völkische,  Deutschnationale  oder  Nazis  trium¬ 
phierten,  kommt  heute  auch  die  NPD  an  , , , 
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In  Nürnberg  erhielten  Deutschnationale  und  Völkische  bei  den  Reichstagswahlen 
1924  ein  Drittel,  die  NSDAP  sechs  Jahre  später  ein  Viertel  aller  Stimmen.  Für  die 
NPD  entschieden  sich  in  der  einstigen  Stadt  der  Reichsparteitage  und  Heimat  des 
'Stürmer*- Herausgebers  Julius  Streicher  am  vorletzten  Sonntag  13,1  Prozent  -  5,7 
Prozent  mehr  als  im  bayrischen  Landesdurchschnitt  ... 

Im  Gebiet  von  Ansbach,  Erlangen  und  Hersbruck  stimmten  1924  zwischen  40  und 
70  Prozent  der  Wähler  für  die  Rechtsparteien,  für  die  Nazis  im  Jahre  1930  zwischen 
20  und  40  Prozent,  Die  NPD  erzielte  dort  Rekorde  -  etwa  in  Ansbach-Land  (15,9 
Prozent)  mit  dem  NPD-Städtchen  Leutershausen,  wo  die  Nationaldemokraten  19,5 
Prozent  einholten," 

(7) 

*  * 


IM .  Die  sogenannten  Vetriebenen  und  die  NPD 

Aus  allen  Berichten  und  Analysen  geht  einwandfrei  hervor, 
daß  die  Zahl  der  "Vertriebenen",  die  sich  bei  den  Wahlen 
für  die  NPD  entschieden  hatten,  über  dem  Bundesdurchschnitt 
der  NPD-Stimmen  liegt.  Dies  trifft  naturgemäß  besonders 
stark  für  die  NPD-Kandidaten  zu.  Hier  kann  man  eine  Faust¬ 
regel  aufstellen:  Die  Kandidaten  kommen  entweder  aus  anderen 
rechtsradikalen  Gruppen  und  Parteien  oder  sie  sind  "Vertrie¬ 
bene".  Der  Begriff  "Vertriebene"  trifft  auch  dann  zu,  wenn 
der  Kandidat  schon  in  Westdeutschland  geboren  oder  hier  auf¬ 
gewachsen  ist. 

",,.  In  den  Führungen  des  BdV  und  der  Landsmannschaften  waren  bisher  auf  Bundes¬ 
und  Landesebene  kaum  Männer  vertreten,  die  sich  als  der  NPD  zugehörig  auswiesen. 
In  Präsidiumstagungen  von  BdV  und  einzelnen  Landsmannschaften  warnten  sogar  die 
revanchistischen  Antreiber  -  an  die  Bundestagsparteien  gewandt  -  vor  der  'Radikali¬ 
sierung  der  Vertriebenen*.  Sie  verbanden  solche  Warnungen  mit  der  Aufforderung, 
daß  die  Bundestagsparteien  eindeutiger  und  konsequenter  auch  gegenüber  den  west¬ 
lichen  Verbündeten  die  Gebietsansprüche  vertreten  und  Maßnahmen  gegen  jede  Art 
von  'Versöhnler*  und  *VerzichtIer*  in  der  BRD  ergreifen  sollten. 

Die  politischen  Thesen  und  Verlautbarungen  der  Landsmannschaften  aber,  sei  es  in 
den  Reden  der  führenden  Funktionäre  -  gleichgültig,  ob  diese  der  CDU/CSU,  der 
FDP,  dem  BHE  oder  der  SPD  angehören  -  oder  in  den  Veröffentlichungen  der  Lands¬ 
mannschaftspresse,  stimmen  mit  den  politischen  Parolen  der  NPD  in  hohem  Maße 
überein.  Sie  mußten  spätestens  zu  dem  Zeitpunkt  für  die  rechtsextremistische  NPD 
wahlwerbend  wirksam  werden,  als  deutlich  zu  werden  begann,  daß  die  Spekulationen 
darauf,  mit  Hilfe  der  NATO-Verbündeten  die  Ergebnisse  des  Zweiten  Weltkrieges 
rückgängig  machen  zu  können,  illusorisch  wurden  ... 


Der  Landesvorsitzende  der  Gesamtdeutschen  Partei/BHE  Guthsmuths  erließ  gemein- 
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sam  mit  den  1965  auf  der  CSU-Liste  gewählten  Bundestagsabgeordneten  des  BHE,  Dr, 
Walter  Becher  und  Herbert  Prochazka  einen  Wahlaufruf,  in  dem  es  u.a.  heißt: 

Mn  einem  historischen  Augenblick,  da  beachtliche  Kräfte  dabei  sind,  das 
Heil  Deutschlands  in  falsch  verstandenem  Paktieren  mit  dem  Kommunismus 
und  seinen  Trabanten  zu  suchen,  kann  ihr  nur  eine  starke  CSU  unter  der 
Führung  von  Franz  Josef  Strauß  und  Alfons  Goppel  gerecht  werden. 

Aus  eigener  Erfahrung  wissen  wir,  daß  sich  die  CSU  in  ihren  Entscheidungen 
für  die  Aufrechterhaltung  des  Rechtsgutes  aller  Deutschen  eingesetzt  und 
gegen  jede  Politik  des  Rechtsverzichtes  ausgesprochen  hat.  Sie  wird  dies 
aufgrund  der  bekannten  Thesen  ihrer  Deutschland-  und  Europapolitik  auch 
weiterhin  tun.* 

Während  des  Landtagswahlkampfes  in  Bayern  wirkten  die  Landsmannschaften  im  Ge¬ 
gensatz  zu  der  bisher  zur  Schau  getragenen  "Distanzierung*  vor  allem  aber  als 
Wahlagitatoren  für  die  NPD  ... 

Der  Umstand,  daß  die  Landsmannschaftsführer  selbst  -  so  der  Sprecher  der  SL  See- 
bohm  (CDU),  der  stellvertretende  Bundesvorsitzende  der  SL  Becher  (CSU),  der 
BdV-Präsident  Wenzel  Jaksch  (SPD)  und  all  die  anderen  führenden  Funktionäre  der 
Landsmannschaften  -  in  ihren  Parteien  verblieben,  weist  darauf  hin,  daß  mit  dem 
systematisch  betriebenen  Zulauf  zur  NPD  weiterreichende  innen-  und  außenpoliti¬ 
sche  Ziele  verfolgt  werden  ... 

Welche  Ziele  die  hinter  den  Landsmannschaften  und  deren  Politik  stehenden  poli¬ 
tischen  Kräfte  in  der  BRD  im  Zusammenhang  mit  dem  Zulauf  zur  rechtsradikalen 
NPD  verfolgen,  das  geht  auch  aus  den  folgenden  Zitierungen  hervor,  die  wir  aus 
Stellungnahmen  landsmannschaftlicher  und  mit  den  Landsmannschaften  verbundener 
Publikationen  zur  NPD  und  deren  Wahlerfolgen  entnehmen  ..." 

(8) 


Ost-West-Kurier: 

"Wir  meinen,  daß  es  auf  dem  als  besonders  rechts  geltenden  Flügel  nicht 
einen  solchen  Zulauf  gerade  aus  Kreisen  der  Jugend  geben  würde,  wenn 
die  Vergangenheitsneurose,  die  uns  Tag  für  Tag  aus  Presse,  Funk  und  Fern¬ 
sehen  entgegenschlägt,  endlich  einmal  ausklingen  würde  ... 

Wenn  wir  uns  heute  nach  den  Wahlhelfern  der  NPD  fragen,  dann  sollten 
wir  an  jene  linksintellektuellen  und  linksradikalen  Kreise  denken,  die  mit 
ihrer  Destruktion  der  deutschen  Geschichte  moralischer  und  im  guten  Sinne 
nationaler  Werte  einmal  unzählige  Menschen  in  das  Lager  Hitlers  getrieben 
hat,  man  sollte  untersuchen,  welche  Gefahr  von  dieser  Seite  aus  heute  ge¬ 
geben  ist  ... 

Wenn  es  darauf  ankommt,  unseren  demokratischen  Rechtsstaat  zu  sichern, 
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dann  sollte  man  nicht  mit  den  Wählern  der  NPD  schelten,  sondern  mit  unse¬ 
ren  Linksintellektuellen  ..." 

(3.  November-Ausgabe) 


Volksbote: 


"Den  Erfolg  der  NPD  sollte  man  nicht  dramatisieren,  er  hat  kaum  etwas  mit 
'Rechtsradikalismus’  zu  tun  ... 

Das  Dümmste,  was  man  jetzt  tun  könnte,  wäre  die  Bildung  einer  Koalition 
gegen  die  NPD,  wie  sie  vor  allem  von  den  Gewerkschaftsbossen  empfohlen 
wird.  Der  syndikalistische  Terror,  der  auch  die  Hauptschuld  an  unserer 
schlechten  wirtschaftlichen  und  finanzpolitischen  Lage  trägt,  ist  weit  gefähr¬ 
licher  als  die  'rechtsradikale  Gefahr'  ... 

Vor  allem  sollte  sich  die  Union  nicht  dazu  mißbrauchen  lassen,  zugunsten 
der  SPD,  DFU  und  FDP  an  verfassungswidrigen  -  mindestens  dem  Geist  der 
Verfassung  widersprechenden  -  Verfolgungsmaßnahmen  gegen  die  NPD  teil¬ 
zunehmen." 

(12,  November  1966) 


Der  Westpreuße: 


"Es  ist  das  Unbehagen  an  der  unmännlichen  Zaghaftigkeit,  sich  zu  Ostfragen 
zu  äußern,  das  nach  einem  Ventil  sucht.  Dieses  Unbehagen  wurde  nicht  zu¬ 
letzt  auch  gestärkt  durch  solche  Aktionen,  wie  sie  die  'Mitläufer  von  heute', 
so  z.B.  die  Kammer  der  Öffentlichkeitsarbeit  der  Evangelischen  Kirche  mit 
ihrer  Denkschrift  zu  Ostfragen  gestartet  hat.  Es  ist  das  gleiche  Unbehagen, 
das  sich  über  die  Monopolstellung  gewisser  Anstalten  des  öffentlichen  Rechts, 
wie  die  der  Rundfunk-  und  Fernsehanstalten,  in  der  Bevölkerung  deutlicher 
ausdrückt." 

(15.  November  1966) 


Die  Pommersche  Zeitung: 


"Kiesingers  Regierungsprogrammvorschau  gibt  zu  berechtigten  Hoffnungen  An¬ 
laß.  Er  fordert  zum  Handeln  auf  und  wendet  sich  gegen  dumme  Phrasen,  die 
uns  der  Wiedervereinigung  nicht  näher  bringen  ... 

Was  wir  aber  noch  brauchen  ist  eine  echte  vaterländische  Gesinnung,  eine  kla¬ 
re  deutsche  Haltung  ohne  Romantik  oder  Pathetik,  Schluß  mit  den  würdelosen 
Selbstbezichtigungen  und  den  sinnlosen  Verzichten  ... 
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Die  Wahl  in  Hessen  war  eine  Warnung  für  Bonn,  daß  man  im  Volk  an  der 
Fähigkeit  der  bestehenden  Parteien,  die  Dinge  zu  meistern,  zu  zweifeln 
beginnt. 

Die  NPD-Stimmen  bei  der  Hessenwahl  müssen  als  berechtigter  Protest  einer 
Partei  zur  Kenntnis  genommen  werden,  die  sich  damit  eine  echte  demokra¬ 
tische  Aufgabe  gestellt  hat  ... 

Es  ist  höchste  Zeit,  daß  im  deutschen  Volk  wieder  eine  vaterländische  Ge¬ 
sinnung  spürbar  wird.  Mit  Recht  ist  man  empört  über  die  unverantwortliche 
Haltung  der  Führung  der  Evangelischen  Kirche,  über  die  Übergriffe  gewis¬ 
ser  Fernsehmanager  und  anderer,  die,  oft  aus  reinem  Geltungsbedürfnis 
skrupellos  gegen  die  Interessen  des  deutschen  Volkes  handeln.  Sie  können 
sich  nicht  wundern,  wenn  Stimmen  dagegen  immer  lauter  werden.  Hoffen 
wir,  daß  für  alle  eine  Zeit  der  Bestimmung  kommen  möge,  denn  es  geht  um 
Deutschland! " 

(19,  November  1966) 


Deutscher  Ostdienst; 

"  .,,  Es  sei  nicht  zu  übersehen,  daß  der  Unmut  über  die  unbefriedigende 
Behandlung  innerpolitischer  wie  auch  heimatpolitischer  Fragen  in  Politik 
und  Öffentlichkeit  das  Votum  gerade  auch  von  Vertriebenen  für  diese  Par¬ 
tei  (die  NPD)  mitbestimmt  habe," 

(21,  November  1966) 


Sudetendeutsche  Zeitung; 

"Wer  die  nationalen  Forderungen  von  Verbänden,  seien  es  Parteien,  Lands¬ 
mannschaften  oder  sonstige  Vereinigungen,  in  diffamierender  Weise  als  "Neo¬ 
nazismus'  bezeichnet,  der  ist  entweder  ein  wissentlicher  Verleumder  oder  ein 
politischer  Dummkopf, 

Es  ist  deshalb  die  Pflicht  aller  verantwortungsbewußten  Deutschen,  die  NPD 
einer  gerechten  Beurteilung  zu  unterziehen  und  ihr  für  die  Verwirklichung 
ihres  nationalen  Programms  eine  Chance  zu  geben.  Dies  gilt  vor  allem  für 
die  überparteilichen  Landsmannschaften,  die  mit  allen  politischen  Parteien 
Zusammenarbeiten,  die  ihr  heimat-politisches  Programm  fördern  ,,,  Was 
einmal  für  den  BHE  galt,  das  gilt  auch  künftig  für  die  NPD  ,,, 

Die  Frage  stellt  sich  aber  von  einer  anderen  Seite,  Zweifellos  wird  die  NPD 
das  Heimat-  und  Selbstbestimmungsrechtprogramm  der  Landsmannschaften 
vollinhaltlich  übernehmen  und  im  bayerischen  und  hessischen  Landtag  bei  ver¬ 
schiedenen  Gelegenheiten  vertreten.  Die  Landsmannschaften  können  sich 
deshalb  der  NPD  als  einem  ihrer  politischen  Partner  in  Zukunft  nicht  ver- 
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schließen.  Aus  diesem  Grunde  ist  von  Seiten  der  SL  zu  hoffen,  daß  die  Exi¬ 
stenz  der  NPD  und  ihres  Wirkens  im  bayerischen  Landtag  eine  Kettenreaktion 
in  dem  Sinne  auslösen  wird,  daß  die  landsmannschaftsfreundlichen  Kräfte  in 
CSU  und  SPD  gestärkt  und  ihr  Einfluß  in  ihren  Parteien  wieder  wachsen  und 
daß  im  Sinne  einer  nationalen  Staatspolitik  die  NPD  die  CSU,  die  CSU  die 
CDU  und  die  CDU  die  SPD  und  FDP  zur  Vernunft  bringen  wird.  Zur  Vernunft 
in  der  Richtung,  daß  verhindert  werden  muß,  daß  die  Bundesrepublik 
Deutschland  auf  die  nationalen  Rechtsgüter  des  deutschen  Volkes  irgend¬ 
welchen  Verzicht  leistet," 

(25,  November  1966) 


"Der  Bund  der  Vertriebenen  in  Bayern  hat  eine  Erhebung  darüber  angestellt,  inwie¬ 
weit  Heimatvertriebene  auf  den  Kandidatenlisten  der  einzelnen  politischen  Parteien 
erscheinen.  Um  die  204  Sitze  im  bayerischen  Landtag  bewerben  sich  auf  den  Listen 
der  vier  in  Frage  kommenden  Parteien  135  Heimatvertriebene.  Bei  den  einzelnen 
Parteien  ergibt  dies  folgendes  Bild:  CSU  14  -  SPD  29  -  FDP  23  -  NPD  54. 

Unter  den  54  Heimatvertriebenen  befinden  sich  in  der  Mehrzahl  Sudentendeutsche, 
darunter  sechs  führende  Amtswalter  der  landsmannschaftlichen  und  Vertrieben enorga- 
nisationen  in  Bayern 

(9) 


Aufschlußreich  aber  erscheint,  daß  Vertriebenenpolitiker  aus  anderen  Parteien, 
wie  etwa  Wenzel  Jaksch  von  der  SPD,  eine  kaum  weniger  'gesamtdeutsche*  Sprache 
sprechen  als  NPD-Funktionäre  und  dennoch  diese  Wählergruppe  nicht  zu  sich  ziehen 
konnten  , , . " 

(10) 

*  * 

★ 


IV.  NS-Tendenzen  in  der  NPD-Führung; 

"Der  Nationaldemokratischen  Partei  Deutschlands  (NPD)  gehören  nach  Angaben  des 
Informationsdienstes  'Innere  Sicherheit'  vom  Bundesinnenministerium  mindestens 
1200  'Alte  Kämpfer'  -  also  NSDAP-Mitglieder  vor  1933  -  an.  Hinzu  kämen  zahl¬ 
reiche  ehemalige  hohe  NS-Funktionäre,  die  sich  den  Nationalsozialisten  erst  nach 
1933  anschlossen.  Mit  diesem  Hinweis  widersprach  der  Informationsdienst  der  Be¬ 
hauptung  der  NPD,  sie  sei  keine  rechtsradikale  Partei.  Etwa  3500  NPD-Mitglieder 
seien  aktive  Mitglieder  der  rechtsradikalen  Deutschen  Reichspartei  (DRP)  gewesen. 
Rund  3800  hätten  vor  Eintritt  in  die  NPD  anderen  rechtsextremen  Gruppen  angehört." 

(11) 
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Doch  das  Kampfgetümmel  ging  weiter.  Winter:  'Man  hat  eine  regelrechte  Ver¬ 
leumdungskampagne  gegen  meine  Familie  gestartet.  Besonders  gegen  meine  Frau, 
von  der  nicht  einmal  ich  genau  weiß,  ob  sie  Viertel jüdin  ist.'  Empört  über  derart 
häßliche  Angriffe  verfaßte  der  Landesvorsitzende  Rundschreiben  an  alle  Parteiführer, 

(12) 


"...  Winter  schreibt  in  dem  Rundbrief,  daß  vor  allem  in  Mittelfranken  nach  dem 
Karlsruher  Parteitag  die  Versuche  begonnen  hätten,  das  Bekenntnis  in  der  Partei¬ 
satzung  unwirksam  zu  machen.  Seine  Bemühungen,  den  Flauptquerulanten  aus  der 
Partei  ausschließen  zu  lassen,  seien  am  Widerstand  der  Vorstandsmitglieder  von 
Thadden  und  Heß  gescheitert.  Scharf  protestiert  Winter  auch  gegen  einen  Rundbrief 
des  NPD-Propagandareferenten  Heß,  Die  Stellungnahme  dieses  Briefes  zu  Kirchen¬ 
fragen  und  zu  den  Konzentrationslagern  der  NS-Zeit  seien  unannehmbar, 

Winter  erklärt,  er  könne  sich  nicht  mit  der  Formulierung  abfinden,  man  bedauere, 
daß  in  den  Lagern  politische  Gegner  des  Dritten  Reiches  mit  Kriminellen  zusammen¬ 
gesperrt  worden  seien  ..." 

(13) 


"...  Nach  dem  Ausscheiden  des  Landesvorsitzenden  Franz  Florian  Winter  haben  in 
Oberfranken  zwei  NPD-Funktionöre  ihren  Rücktritt  bekanntgegeben,  'Wir  wollen 
eine  demokratische  Partei  und  nicht  die  alte  Naziclique',  begründete  der  Geschäfts¬ 
führer  des  oberfränkischen  NPD-Kreisverbandes  Stadtsteinach,  Erhard  Wierzoch, 
seinen  Schritt.  Mit  ähnlicher  Begründung  -  Unterwanderung  der  NPD  durch  'alte 
Nazis'  -  ist  auch  der  Kreisvorsitzende  Oswald  Döring  aus  Marktleugast  zurückgetre¬ 
ten  ..." 

(14) 


"  ...  Faßbenders  Stellvertreter  und  zweiter  Mann  des  Landesverbandes  ist  der  56jäh- 
rige  Wiesbadener  Spirituosen-Großhändler  und  einstige  DRP-Funktionär  Dr,  Gerhard 
Woitschell,  Er  war  1928  der  NSDAP  beigetreten.  Weitere  NSDAP-Mitglieder  waren 
die  43jährige  Abgeordnete  Anneliese  Bläsing  aus  Malsfeld,  die  ab  1941  der  Hitler¬ 
partei  angehörte,  sowie  der  51jährige  Versicherungsangestellte  und  frühere  DRP- 
Funktionär  Gustav  Stürtz  aus  Frankfurt,  der  seit  1934  der  Hakenkreuzfahne  folgte 

(15) 

* 


"  ,,,  Der  weitaus  überwiegende  Teil  ist  bisher  weder  politisch  noch  auf  andere  Wei¬ 
se  hervorgetreten.  Spektakuläre  Ausnahme  bildet  der  Abgeordnete  Karl  Feitenhansl, 
mit  dessen  bevorstehendem  Auftreten  im  Parlament  sich  die  Demokraten  und  CSU  und 
SPD  einem  Manne  gegenüber  sehen,  der  eben  dieses  Parlament  schon  einmal  buch- 
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stäblich  in  die  Luft  sprengen  wollte,  Feitenhansl,  der  jetzt  in  Mittelfranken  genü¬ 
gend  Wähler  von  seinen  Qualitäten  überzeugen  konnte,  um  ein  Mandat  zu  erringen, 
hatte  im  Jahr  1951  unter  falschem  Namen  Attentatsdrohungen  gegen  den  Landtag 
und  seine  Politiker  losgelassen.  Nachdem  ihn  die  Polizei  als  Urheber  ermittelt  hat¬ 
te,  ließen  der  damalige  Innenminister  Wilhelm  Hoegner  (SPD)  und  Alois  Hundham¬ 
mer  (CSU),  seinerzeit  Landtagspräsident,  Bereitschaftspolizei  zum  Schutz  des  Land¬ 
tags  einsetzen.  Nach  kurzer  Haft  wurde  der  gelernte  Gärtnergehilfe  Feitenhansl  ge¬ 
gen  Kaution  wieder  freigelassen. 

Doch  schon  in  den  Jahren  zuvor  hatten  sich  die  Behörden  mit  Feitenhansl  eingehend 
beschäftigen  müssen.  Der  sudentendeutsche  Flüchtling  war  1949  Vorsitzender  der 
rechtsradikalen  ‘Vaterländischen  Union'  geworden,  gegen  die  der  Generalstaatsan¬ 
walt  und  der  damalige  amerikanische  Landeskommissar  in  Bayern  wegen  des  Ver¬ 
dachts  neonazistischer  Umtriebe  ermittelt  hatten.  Im  Spruchkammerverfahren  war 
Feitenhansl  1950  als  belastet  eingestuft  worden;  das  passive  Wahlrecht  und  jede  po¬ 
litische  Betätigung  wurden  ihm  untersagt.  Bis  zur  Aufhebung  dieser  Verbote  im  Jahr 
1960  hatte  Feitenhansl  mehrmals  gegen  das  Redeverbot  verstoßen  und  war  mit  einer 
Geldstrafe  belegt  worden  ... 

Als  Exponent  der  scharf  rechtsradikalen  Richtung  innerhalb  der  NPD  hat  sich  der  jun¬ 
ge  Ingenieur  Dietrich  Richter,  der  ebenfalls  in  Mittelfranken  gewählt  wurde,  bereits 
einen  gewissen  Namen  gemacht.  In  dieser  Eigenschaft  war  Richter  besonders  auf  dem 
NPD-Parteitag  in  Karlsruhe  aufgefallen.  Und  nach  Ansicht  des  unlängst  zurückge¬ 
tretenen  bisherigen  Landesvorsitzenden  Franz  Florian  Winter  ist  Richter  die  bay¬ 
rische  Vorhutdes  rassistisch-nationalistischen  Zweiges  in  der  NPD-Parteispitze, 

Eine  gewisse  ordensgeschmückte  Attraktivität  innerhalb  der  NPD-Mannschaft  besitzt 
auch  der  78  Jahre  alte  Generalleutnant  a.D,  Artur  Schmitt,  der  als  Münchner  Kan¬ 
didat  gewählt  wurde.  Schmitt,  dessen  militärische  Stationen  unter  anderem  die  kai¬ 
serliche  Schutztruppe  für  Deutsch-Südwestafrika,  das  Reichswehrministerium  in  Ber¬ 
lin  und  Rommels  Afrika-Korps  waren,  dient  den  Nationaldemokraten  als  vielfach  de¬ 
koriertes  Aushängeschild  für  ihre  soldatische  Einstellung.  Schon  vor  der  Wahl  ver¬ 
kündete  der  rüstige  Greis,  er  wolle  im  Landtag  vor  allem  der  ‘ungerechten  Diffa¬ 
mierung  des  deutschen  Soldatentums  entgegenwirken*  ..." 

(16) 

* 


"...  Einige  der  führenden  Mitglieder  der  Frankfurter  NPD  gehen  aus  der  Nationalde¬ 
mokratischen  Wählervereinigung  (NDW)  hervor,  die  sich  an  der  Kommunalwahl  1964 
in  Frankfurt  beteiligt  hat,  mit  nur  4694  Stimmen  (1,4  Prozent)  jedoch  nicht  in  die 
Stadtverordnetenversammlung  kam.  Aus  den  Reihen  dieser  Vereinigung  bildete  sich 
Ende  November  1964  schon  einmal  eine  Nationaldemokratische  Partei,  die  den  Frank¬ 
furter  Hans-Georg  Willich  zu  ihrem  ersten  Vorsitzenden  wählte.  Es  handelt  sich  da¬ 
bei  um  den  gleichen  Willich,  der  seit  etwa  zweieinhalb  Monaten  unter  dem  Verdacht 
‘öffentlicher  Aufwiegelung*  in  Bozen  in  Haft  sitzt.  Willich  soll  ein  antiitalienisches 
Flugblatt  vom  'Ausschuß  Freiheit  für  Südtirol*  unterzeichnet  haben,  zusammen  mit 
Erwin  Schönborn,  dem  einstigen  Vorsitzenden  der  NDW  ..." 

(17) 
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V. 


Die  "Führer"  -  von  der  NSDAP  zur  NPD; 


Anneliese  Blösing,  hessische  NPD-Landtagsabgeordnete 
NSDAP  1941-1945 

Heinrich  Faßbender,  stellvertretender  NPD-Vorsitzender  und  Landesvorsitzen- 

der  Hessen 

NSDAP-Mitglied  von  1931  -  1932,  Mitglied  des  Bundestages  von  1949  bis 
1957  (erst  FDP,  dann  Deutsche  Partei,  FVP) 

Dr.  Hans-Bernhard  von  G  r  ün  b  e  rg  ,  NPD-Prösidiumsmitglied 

NSDAP-Mitglied  ab  1931,  Gauamtsleiter  Ostpreußen,  letzter  Rektor  der 
Universität  Königsberg.  Nach  dem  Krieg  Funktionär  der  Deutschen 
Reichspartei 

Wilhelm  Gutmann,  stellvertretender  NPD-Vorsitzender  und  Landesvorsitzender 

Baden-Württemberg 

NSDAP-Mitglied  äb  1932,  Nach  dem  Krieg  Funktionär  des  "Bundesverbandes 
ehemaliger  Entnazifizierungsgeschädigter" 

Otto  Heß,  NPD-Präsidiumsmitglied 

NSDAP-Mitglied  ab  1930,  Gauredner,  Kreisleiter,  Referent  im  Gerichts¬ 
amt  der  obersten  SA-Führung,  SA-Obersturmbannführer,  Nach  dem  Krieg 
Funktionär  der  Deutschen  Reichspartei,  Deutschen  Union  und  des  Reichs¬ 
blocks 

Dr.  Georg  Körner,  NPD-Prösidiumsmitglied 

NSDAP-Mitglied  ab  1929,  Goldenes  Parteiabzeichen,  Reichshauptstellen¬ 
leiter  in  der  "Deutschen  Arbeitsfront",  Nach  dem  Krieg  Mitglied  der  (ver¬ 
botenen)  Sozialistischen  Reichspartei,  BHE-Abgeordneter  im  2,  Bundestag 

Rechtsanwalt  Dr,  Lothar  Kühne,  Landesvorsitzenderder  NPD  in  Niedersachsen 

NSDAP-Mitglied  ab  1931,  SS-Untersturmführer  und  Referent  in  der  "Partei¬ 
amtlichen  Prüfungskommission"  im  "Stab  des  Stellvertreters  des  Führers" 

Emil  Maier-Dorn,  Mitglied  des  erweiterten  NPD- Vorstandes 

NSDAP-Mitglied  ab  1930,  Leiter  der  Gauschulungsburg  Schwaben,  Reichs¬ 
schulungsleiter  im  Amt  für  Technik,  Nach  dem  Krieg  Funktionär  der 
Deutschen  Reichspartei 

Fritz  May,  Landesvorsitzenderder  NPD  in  Rheinland-Pfalz 

NSDAP-Mitglied  ab  1933,  SS-Sturmbannführer,  absolvierte  die  SS-Junker- 
schule  Bad  Tölz  und  erwarb  den  "SS-Ehrendegen" 

Max  R  aab  ,  bayerischer  NPD-Landtagsabgeordneter 
NSDAP-Mitglied  von  1927  bis  1945 

Waldemar  Schütz,  Verlagsleiter  der  NPD-Zeitung,  NPD-Präsidiumsmitglied 
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NSDAP- Mitglied  ab  1936,  Junker  der  NS-Ordensburg  Vogelsang,  Haupt¬ 
sturmführer  der  Waffen-SS.  Nach  dem  Krieg  Funktionär  der  Deutschen 
Reichspartei 

Horst-Günther  Schweimer,  NPD-Landesvorsitzender  Hamburg 

NSDAP-Mitglied  ab  1932,  SS- Hauptsturmführer,  Legationsrat  im 
Reichsaußenministerium 

Gustav  Stürtz,  hessischer  NPD-Landtagsabgeordneter 
NSDAP-Mitglied  ab  1934 

Dr.  Gerhard  Woitschell,  hessischer  NPD-Landtagsabgeordneter 
NSDAP-Mitglied  ab  1928 

(18) 


VI,  Ihr  "Kampf"  -  NS-Agitation  und  -Methoden  in  der  NPD; 

"...  Dr.  von  Bormann,  Bad  Nauheim,  erklärte  als  Redner  auf  der  Gründungsver¬ 
sammlung  der  NPD  in  Friedberg/Hessen  unter  allgemeinem  Beifall;  *lch  bin  altes 
Mitglied  der  NSDAP  und  schäme  mich  über  nichts.  Ich  bin  vielmehr  stolz  darauf, 
daß  ich  mitwirken  durfte  an  einer  großen  politischen  Wende.* 

Dr.  Alfred  Endrigkeit,  Biologielehrer,  56  Jahre  alt,  NPD-Funktionär  in  Büsum/ 
Flollstein,  ist  weniger  durch  seine  nazistische  Vergangenheit  als  vielmehr  durch  na¬ 
zistische  Gegenwart  aufgefallen;  beim  Schulunterricht,  Er  benutzte  die  rechtsradika¬ 
le  Wochenzeitung  'Reichsruf'  als  Beweis  für  neuartige  Thesen,  die  er  den  Schülern 
des  Gymnasiums  vortrug;  Die  Amerikaner  hätten  die  KZ  nachträglich  mit  Gasöfen  ver¬ 
sehen,  um  die  Deutschen  dann  entsprechend  beschuldigen  zu  können.  Und  Endrigkeit 
empfahl  auch;  Vom  Deutschlandlied  solle  man  auch  die  erste  Strophe  nicht  singen, 
denn  die  Bundesrepublik  sei  es  nicht  wert,  daß  hier  'Deutschland,  Deutschland  über 
alles'  angestimmt  wird  ... 

Auch  dem  NPD-Redner  Peter  Stöckicht,  Rechtsanwalt  aus  Stuttgart,  ist  nicht  ein  ver- 
ganges,  sondern  ein  gegenwärtiges  Bekenntnis  zum  Nazismus  vorzuwerfen.  Er  erklär¬ 
te  am  16.  Juli  1965  in  Münchener  'Hackerkeller';  'Man  darf  die  erzieherische  Wir¬ 
kung  der  KZ  nicht  vergessen,  die  aus  vielen  Rotfrontkämpfern  und  Marxisten  anstän¬ 
dige  Deutsche  gemacht  haben  ...  Die  NSDAP  wurde  gegründet,  um  Deutschland  aus 
der  nationalen  Not  herauszuführen,  die  durch  den  Vertrag  von  Versailles  und  die  an¬ 
tideutsche  November-Revolution  begründet  wurde  ...  Der  Krieg  wurde  durch  den 
inneren  Feind  und  das  internationale  Judentum  verloren  ...  Die  größte  Menschen jagd 
auf  deutschem  Boden  war  die  Verfolgung  von  NS-Verbrechen, , . '  " 

(19) 
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",.o  Kandidat  Roß,  vor  acht  Tagen  im  benachbarten  Neppersreuth  niedergeschrien, 
ist  nicht  erschienen,  dafür  ein  NPDler  aus  dem  Norden,  Hans-Jürgen  Evert  (52), 
Krefeld,  Landesgeschäftsführer  von  Nordrhein-Westfalen,  'Meine  sehr  verehrten 
Damen  und  Herrn',  sagt  er,  'liebe  Parteifreunde',  und  schildert  kurz  seine  Daten: 
Versicherungskaufmann,  früher  aktiver  Offizier,  die  NPD  am  28.  11,1964  mitge¬ 
gründet. 

Dann  legt  er  zwei  Stunden  lang  los,  daß  den  biederen  Kammersteinern  Hören  und 
Sehen  vergeht. 

Er  würfelt  Innen-  und  Außenpolitik,  unbewältigte  Vergangenheit,  deutsche  Zukunft 
und  Wiedervereinigung,  Wirtschaftswunder  lob  und  Parteienkritik  bunt  durcheinander. 
Und  das  hört  sich  dann  -  komprimiert  -  so  an: 

'Keine  Regierung  wäre  in  der  Lage  gewesen,  diesen  Aufbau  durchzuführen,  wenn 
nicht  der  Deutsche  es  als  seine  größte  Aufgabe  angesehen  hätte,  den  Ziegelstein 
abzuklopfen  und  wieder  neu  aufzubauen.  Schmähliche  Behandlung  durch  die  Sieger¬ 
mächte  Wiederaufbau  ist  Verdienst  des  Bauern  und  des  Bergmanns  ...  Schluß  mit 
der  Selbstbeschmutzung  ,,,  Wenn  eine  Partei  in  der  Lage  gewesen  wäre,  die  natio¬ 
nalen  Belange  zu  vertreten,  hätten  wir  die  NPD  nicht  zu  gründen  brauchen  ,,, 
Brandt  und  Wehner  würden  uns  in  ein  umfassendes  Chaos  stürzen  ...  Kiesinger  ist 
ein  braver  Mann,  Man  sollte  nicht  die  ollen  Kamellen  von  wegen  Nazi  und  so  ein 
Mist  herauspuhlen. , , 

Eine  Armee,  die  in  der  Bewährungsstunde  keine  Atomwaffen  einsetzen  kann,  ist 
praktisch  kastriert  ,,,  Die  Politik  der  Bundesrepublik  bestand  in  der  Ausführung  von 
Befehlen  der  Siegermächte  ,,,  Herr  Frahm/Brandt  verdient  jetzt  105  000  DM  im 
Jahr  ...  Jeder  Politiker,  der  eine  Verzichtleistung  auf  einen  Quadratmeter  deut¬ 
schen  Bodens  ausspricht,  ist  in  unseren  Augen  ein  Landesverräter  ...  Zu  uns  gehört 
auch  das  Sudentenland  und  das  schöne  Land  Tirol  ...  Das  Deutsche  Reiche  von  1939 
trögt  nicht  die  Alleinschuld  am  Zweiten  Weltkrieg  ...  Man  hat  den  Eindruck,  daß 
unseren  Politikern  der  Kopf  auf  dem  Steißbein  angewachsen  ist  und  das  Rückgrat 
fehlt  ...  Emigranten  sind  Kreaturen  ...  Alle  Besatzungstruppen  sollten  Deutschland 
verlassen  ...  2,2  Milliarden  Entwicklungsgelder  verschleudert,  ein  Drittel  ist  für 
den  Rolls  Royce  und  die  170,  Frau  eines  Negerfürsten  ...  Wir  zahlen  6  Milliarden 
für  diplomatische  Beziehungen  mit  dem  Staate  Israel'  ..." 

(20) 


"...  Drei  fanatische  Funktionäre  der  NPD  haben  die  Losung  ihrer  Partei,  'Wir 
setzen  uns  durch',  auf  ihre  Weise  ausgelegt  und  sehr  drastisch  in  die  Tat  umgesetzt. 
Im  unterfränkischen  Obernburg  am  Main  griffen  sie  sich  kurzerhand  einen  betrun¬ 
kenen  jungen  Mann,  der  sich  an  Wahlplakaten  zu  schaffen  machte.  Sie  fesselten 
ihn  an  Händen  und  Fußen  und  transportierten  ihn  im  Auto  ins  benachbarte  Klingen¬ 
berg,  wo  der  gute  Rotburgunder  wächst.  Dort  wurde  ar  auf  einer  Verkehrsinsel  an 
einen  Lichtmast  gebunden.  Fußtritte  und  Schläge  begleiteten  diese  Radikalkur,  und 
ein  Schild  'Ich  habe  Wahlplakate  abgerissen'  war  schnell  gemalt  und  dem  Sünder 
wider  die  guten  Sitten  der  Demokratie  um  dem  Hals  gehängt  ... 
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Diesen  alarmierenden  Vorfall  nicht  als  Signal  zu  deuten,  hieße  den  Kopf  in  den 
Sand  stecken.  Es  erinnert  an  Saalschlachten  und  Saalschutz,  an  Auseinandersetzun¬ 
gen  mit  dem  politischen  Gegner,  die  nicht  mit  Argumenten  und  politischen  Konzep¬ 
tionen  ausgefochten  wurden,  sondern  mit  Ellenbogengewalt  und  der  Faust,  Zwar  hat 
sich  die  Parteiführung  der  NPD  in  Unterfranken  schnell  von  ihren  Klingenberger 
Gesinnungsgenossen  distanziert,  aber  solche  nachträglichen  Entschuldigungen  ver¬ 
mögen  nicht  darüber  hinwegzutäuschen;  es  waren  die  Geister,  die  sie  riefen,  die 
hier  zur  Aktion  schritten.  Die  NPD  mag  tausendmal  erklären,  sie  wolle  mit  solchen 
Leuten  nichts  zu  tun  haben.  Sie  hat  sogar  einem  Delegierten  des  Karlsruher  Partei¬ 
tages,  der  ein  NSDAP-Abzeichen  unter  dem  Rockaufschlag  trug,  das  Mitglieds¬ 
buch  entzogen;  allzu  lautstark  mit  antisemitischen  Parolen  hausierende  Mitglieder 
wurden  gemaßregelt.  Aber  es  ist  wie  bei  der  Hydra,  Für  abgeschlagene  Köpfe  wach¬ 
sen  andere  nach. 

Wer,  ohne  ein  Programm  vorzuweisen,  nur  an  -  sicherlich  berechtigte  -  Unlustge¬ 
fühle  appelliert  und  nationalistische  Leimruten  auslegt,  braucht  sich  nicht  zu  wun¬ 
dern,  wenn  gewisse  Leute  Morgenluft  wittern.  Jene  nämlich,  die  unter  politischer 
Aktivität  den  Gebrauch  von  Ellenbogen  verstehen.  Sie  werden  in  ihrem  Verhalten 
durch  eine  Parteiführung  bestärkt,  die  jede  innerparteiliche  Auseinandersetzung  ab¬ 
würgt  und  gegen  den  Radikalismus  aufmuckende  Funktionäre  -  siehe  den  bayerischen 
Landesvorsitzenden  Winter  -  aus  den  schon  wieder  fest  geschlossenen  Reihen  treibt. 
Zur  niederen  Brachialgewalt  gesellt  sich  der  Absolutheitsanspruch,  mit  dem  die  ei¬ 
genen  Parolen  verfochten  werden.  Überdies:  Gewalttätigkeiten  sind  meist  im  Gefol¬ 
ge  geistiger  Tyrannei,  die  in  politischer  Engstirnigkeit  wurzelt. 

Daß  sich  die  Obernburger  Polizei  übrigens  erst  jetzt  bequemte,  den  Vorfall  bekannt¬ 
zugeben,  wirft  ein  bemerkenswertes  Licht  auf  die  dortigen  schließlich  zur  Sicherung 
der  Demokratie  bestellten  Beamten  ,,," 

(21) 


",,,  In  München  wurden  Journalisten  und  Zwischenrufer  von  NPD-Fanatikern  ver¬ 
prügelt.  SPD-Vorsitzender  Gabert  sprach  von  einer  'hemmungslosen  Hetze'  der 
NPD  ..." 

(22) 

* 


"...  In  der  'Sammlungsbewegung  der  nationalen  Rechten',  als  welche  die  Partei  im 
November  1964  gegründet  wurde,  bildeten  Mitglieder  und  Funktionäre  der  inzwischen 
aufgelösten  'Deutschen  Reichspartei'  vom  ersten  Tag  an  das  Rückgrat.  Die  'Deutsche 
Reichspartei'  aber  war  eine  Nachfolgeorganisation  der  vom  Bundesverfassungsgericht 
1952  verbotenen  'Sozialistischen  Reichspartei'. 

Ihr  Publikationsorgan,  der  'Reichsruf',  ist  auf  die  NPD  unter  dem  neuen  Namen 
'Deutsche  Nachrichten'  (DN)  übergegangen,  redaktionell  aber  weiterhin  von  den 
Reichspartei-Leuten  beherrscht,  die  den  Lesern  mit  der  Titeländerung  die  unge- 


24 


brochene  Fortsetzung  der  gewohnten  Linie  versprachen. 


Der  'neue  Weg'  besteht  vornehmlich  darin,  die  Partei  durch  eine  geschickte  Lega¬ 
litätstaktik  aus  der  'braunen  Ecke  der  Isolierung'  herauszuführen.  Die  NPD  hat  im 
Gegensatz  zu  ihren  Vorgängern  erkannt,  daß  eindeutige  Bekenntnisse  zur  faschi¬ 
stischen  Ideologie  und  der  Versuch  offener  Rechtfertigung  des  NS-Staates  und  sei¬ 
ner  Verbrechen  ihr  bei  einem  weiten  Kreis  potentieller  Anhänger  nur  schaden  können. 

Der  Gefolgschaft  der  Unbelehrten  und  Unbelehrbaren  weiß  sie  sich  ohnehin  sicher. 

Der  Partei  Vorstand  hat  deshalb  für  seine  Wahlkämpfer  und  Agitatoren  eine  verbind¬ 
liche  Sprachregelung  eingeführt:  Fragen  der  jüngsten  deutschen  Vergangenheit 
sind  tunlichst  nicht  zu  behandeln.  Werden  sie  gestellt,  ist  ihnen  in  geeigneter  Wei¬ 
se  auszuweichen.  Der  Text  der  'Musterreden'  befleißigt  sich  eines  gemäßigt  natio¬ 
nalistischen  Tones  nach  altem  deutschnationalem  Vorbild. 

Aber  der  Drang,  extemporierend  die  wahre  Farbe  zu  bekennen,  läßt  sich  bei  vielen 
Funktionären  dennoch  nicht  unterdrücken.  Sie  fühlen  sich  dazu  um  so  mehr  legiti¬ 
miert,  als  sie  im  Vorstand  den  Geist  von  gestern  mehrheitlich  vertreten  wissen. 

Die  Taktik,  mit  der  die  NPD  versucht,  'zumindest  formell  jeden  Vorwurf  der  Verfas¬ 
sungsfeindlichkeit  zu  entkräften',  erinnere  an  die  Einstellung  der  Nationalsoziali¬ 
sten  zum  Problem  der  'legalen  Machtergreifung',  wie  sie  von  Joseph  Goebbels  1928 
im  'Angriff  zynisch  formuliert  wurde:  'Wir  gehen  in  den  Reichstag  hinein,  um  uns 
im  Waffenarsenal  der  Demokratie  mit  deren  eigenen  Waffen  zu  versorgen.  Wir  wer¬ 
den  Reichstagsabgeordnete,  um  die  Weimarer  Gesinnung  mit  ihrer  eigenen  Unter¬ 
stützung  lahmzulegen.  Wenn  die  Demokratie  so  dumm  ist,  uns  für  diesen  Bärendienst 
Freikarten  und  Diäten  zu  geben,  so  ist  das  ihre  eigene  Sache.'  ... 

Wenn  aber,  wie  es  in  der  'Deutschen  National-  und  Soldatenzeitung'  (Nr.  7/1966) 
geschah,  der  in  Landsberg  hingerichtete  Massenmörder  Otto  Ohlendorf  'eine  tra¬ 
gische  Figur'  und  ein  'durch  und  durch  idealistisch  gesinnter  Nationalist'  genannt 
wird,  überschreitet  das  konkrete  'Wert' -Bekenntnis  die  Grenze  zur  Verfassungswid¬ 
rigkeit  ... 

Der  Rechtsradikalismus  hat  wie  eh  und  je,  so  auch  im  Nachkriegsdeutschland,  seine 
Abneigung  gegen  alles  Nichtdeutsche  mit  angeblichen  Haßgefühlen  anderer  Natio¬ 
nen  gegen  Deutschland  zu  begründen  versucht.  Die  NPD  setzt  diese  Praxis  in  leich¬ 
ter  Variation  fort.  Im  'Manifest'  heißt  es;  ‘Seit  zwei  Jahrzehnten  lähmen  der  Un¬ 
geist  der  Unterwerfung  und  die  Anerkennung  einer  Kollektivschuld  die  deutsche  Po¬ 
litik.'  Hier  wird  einmal  mehr  bewußt  verschwiegen,  daß  weder  eine  deutsche  Regie¬ 
rung  noch  das  deutsche  Volk  jemals  in  der  Lage  waren,  eine  deutsche  Kollektiv¬ 
schuld  an  den  Verbrechen  des  Hitlerregimes  oder  der  Herbeiführung  des  zweiten 
Weltkrieges  anzuerkennen;  Schon  das  vielgeschmähte  Internationale  Militärtribunal 
von  Nürnberg  hat  der  Kollektivschuld-These  ausdrücklich  widersprochen. 

Die  Unduldsamkeit  gegenüber  allem  Nichtdeutschen  findet  bei  der  NPD  wie  bei  aliei 
Vorgängern  ihr  Gegenstück  in  der  kompromißlosen  Ablehnung  all  dessen,  was  im  Par- 
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tei Verständnis  für  'undeutsch'  gilt  ... 

(23) 


VI I .  Rechtsorientierte  Publizisten  und  Zeitungen  über  die  NPD; 

Die  Sympathie  und  Verniedlichung,  mit  der  die  NPD  in 
einem  Teil  der  konservativen  Presse  und  von  konservativen 
Publizisten  behandelt  wird,  ist  mit  charakteristisch  dafür, 
daß  weite  Kreise  des  Mittelstandes  und  deren  journalistische 
Repräsentanten  als  durchaus  nicht  immun  gegenüber  der 
rechtsradikalen  Anfälligkeit  gelten  können.  Typisch  hier¬ 
für  ist  beispielsweise  die  Argumentation  von  W.S, 
Schlamm,  der  Augstein  und  den  SPIEGEL  für  die  Erfolge 
der  NPD  verantwortlich  macht.. 


Dr.  Emil  Franzei: 

"...  Die  großen  Parteien  sollten  sich  über  diese  Motive  klarwerden  und  sich  fragen, 
was  sie  besser  machen  könnten,  um  die  NPD  überflüssig  zu  machen.  Hätten  die  De¬ 
mokraten  der  zwanziger  Jahre  versucht,  der  tiefen  Unruhe  im  Volke  nachzuspüren, 
und  hätten  sie  versucht,  als  gute  Demokraten  dem  Volkswillen  Rechnung  zu  tragen, 
hätten  wir  uns  Hitler  erspart.  Der  Schrei  nach  der  Polizei  ist  erst  am  Platze,  wo  das 
Gesetz  übertreten  wird,  nicht  zur  Sicherung  von  Mandaten.  Noch  haben  wir  -  Gott 
sei  Dank!  -  keinen  Hitler,  der  aus  einer  Sammelbewegung  einen  revolutionären 
Stoßtrupp  macht  ..." 

(24) 


Winfried  Martini: 

"Die  Nachrichten  häufen  sich,  daß  der  'Rechtsradikalismus'  in  der  Bundesrepublik 
zunehme.  Dem  entsprechen  die  Besorgnisse,  Dabei  soll  hier  nicht  die  oft  erörterte 
Frage  untersucht  werden,  welchen  psychologischen  Schaden  etwa  Meldungen  über 
rechtsradikale  Aktivität  in  der  Bundesrepublik  im  Ausland  anrichten  und  mit  welchen 
politisch-psychologischen  Mitteln  man  dieser  Aktivität  begegnen  sollte.  Hier  geht 
es  vielmehr  darum,  daß  die  Beschwerden  sich  häufen,  das  Bundesinnenministerium  und 
das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  nähmen  jene  Erscheinungen  allzu  leicht  und  ver¬ 
wenden  auf  ihre  Bekämpfung  nur  einen  Bruchteil  der  Energie,  die  sie  aufbrächten, 
wenn  es  um  den  Linksradikalismus  gehe. 

Diese  Beschwerden  gehen  von  falschen  Voraussetzungen  aus  und  an  den  Tatsachen 
vorbei.  Man  übersieht  die  Schwierigkeiten,  die  schon  damit  beginnen,  eine  für  die 
strafrechtliche  Verfolgung  und  für  Verbotsmaßnahmen  ausreichende  Definition  des 
Begriffs  'Rechtsradikalismus'  zu  finden  ... 
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Tatsache  ist  es,  daß  sich  unter  den  zahlreichen  Fällen,  die  in  den  letzten  Jahren 
wegen  Verstoßes  gegen  die  Staatsschutzbestimmungen  des  Strafgesetzbuches  abge¬ 
urteilt  wurden,  kein  einziger  befindet,  der  irgend  etwas  mit  dem  'Rechtsradikalis¬ 
mus'  zu  tun  hätte.  Alle  hingegen  gehören  dem  Linksradikalismus  an  -  auch  dort,  wo 
etwa  Hoch-  und  Landesverrat  sich  an  keine  Ideologie  gebunden  fühlten,  sondern  ihr 
Geschäft  aus  anderen  Motiven  besorgten,  beispielsweise  weil  sie  erpreßt  wurden 
oder  auch  aus  Freude  am  Geld;  objektiv  aber  standen  auch  sie  im  Dienste  des  Links¬ 
radikalismus. 

Die  Erklärung  liegt  nicht  nur  darin,  daß  die  einen  über  eine  Theorie  verfügen,  die 
anderen  aber  nicht.  Sie  liegt  vor  allem  darin,  daß  der  Rechtsradikalismus  sich  an 
keine  ausländische  Macht  anlehnen  kann,  weder  politisch  noch  ideologisch,  noch 
wirtschaftlich.  Hingegen  lehnt  sich  der  Linksradikalismus  an  die  hochgerüstete 
Macht  des  Ostblocks  an,  ist  nichts  anderes  als  deren  verlängerter  Arm.  Infiltration, 
Subversion  -  das  sind  höchst  reale  Tätigkeiten,  die  so  wie  die  Dinge  nun  einmal  lie¬ 
gen,  ausschließlich  im  Zusammenhang  mit  dem  Linksradikalismus  denkbar  sind  ..." 

(25) 

* 


"...  Wenn  auch  der  in  Hannover  neu  gegründeten  'Nationaldemokratischen  Partei' 
für  die  kommenden  Bundestagswahlen  wenig  Chancen  eingeräumt  werden  können,  so 
darf  man  sich  dennoch  nicht  mit  der  einfachen  Formulierung  begnügen,  daß  es  sich 
um  eine  neue  Splitterpartei  handele,  die  ohnehin  bald  in  der  Versenkung  verschwin¬ 
den  werde,  wie  schon  manche  Parteien  vor  ihr,  und  daß  die  Stimmen,  die  sie  bei 
irgendwelchen  Wahlen  auf  sich  vereinige,  den  drei  großen  Parteien  verloren  gehen. 
Man  sollte  die  Dinge  vielmehr  so  sehen,  wie  sie  sind  . . . 

Sehr  bewußt  haben  wir  nur  diejenigen  Punkte  aus  dem  Programm  herausgegriffen,  die 
eine  ganz  breite  Schicht  der  bundesdeutschen  Wählerschaft  ansprechen  können.  Als 
parteiloses  Blatt  gedenken  wir  damit  keineswegs  Propaganda  für  die  NPD  zu  machen. 
Unsere  Absicht  ist  vielmehr,  sachlich  zu  berichten  und  ebenso  sachlich  zu  kommen¬ 
tieren.  Unsere  Regierung  muß  sich  im  klaren  darüber  sein,  daß  hier  etwas  im  Ent¬ 
stehen  ist,  das  nicht  durch  einfache  Parteiverbote  aus  der  Welt  zu  schaffen  ist,  son¬ 
dern  ausschließlich  durch  vorausschauendes  und  geschicktes  innenpolitisches  Taktie¬ 
ren  . . . 

Wir  stellen  lediglich  fest,  daß  diese  im  Entstehen  begriffene  Bewegung  das  zu  erwar¬ 
tende  Ergebnis  einer  jahrelangen  mißverstandenen  Umerziehungs-  und  Erfüllungspoli¬ 
tik  unter  Ausschaltung  jeglichen  normalen  und  gesunden  Nationalgefühls  darstellt. 
Wer  sich  mit  dem  Studium  der  Geschichte  befaßt,  weiß,  daß  sie  sich  mehr  oder  we¬ 
niger  stets  wiederholt  ..." 

(26) 


"...  Wenn  man  die  jungen  Mitläufer  dieser  Partei  ins  Auge  faßt,  so  fällt  einem  ein 
tiefes  Unbehagen  an  der  moralischen  Verlumptheit  der  angeblichen  Gralshüter  der 
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Demokratie  auf.  Solange  die  illustrierte  Presse  unseres  Landes  'Striptease  auf  Moral¬ 
basis'  betreibt  und  sich  gleichzeitig  als  Hüter  der  rechtsstaatlichen  Ordnung  ausgibt, 
wird  diese  Ordnung  vielen  unglaubwürdig  sein.  Solange  sich  obskure  Nachrichten¬ 
magazine  und  Panorama-Sendungen  größte  Mühe  geben,  alles  zu  diffamieren,  was  in 
unserem  Staate  Verantwortung  trögt,  wird  dieser  Staat  fragwürdig.  Zum  Wahlerfolg 
der  NPD  hat  die  Zunft  der  verantwortungslosen  Fragezeichen-Intellektuellen  erheb¬ 
lich  beigetragen.  Daß  sie  sich  jetzt  zum  Vorkämpfer  gegen  den  Rechtsradikalismus 
aufspielt,  zeigt  entweder  ihre  Gedankenlosigkeit  oder  ihre  Gewissenlosigkeit. 

Es  wird  Zeit,  daß  wir  aufhören,  die  NPD  zu  verteufeln,  und  ihr  damit  gerade  die 
Wähler  zuzutreiben.  Viel  vernünftiger  ist  es,  dieser  Partei  mit  guten  Argumenten  das 
Wählerpotential  abzuwerben.  Wenn  sich  unsere  großen  Parteien  hierzu  bereitfänden, 
gäbe  es  sehr  bald  kein  Problem  des  Rechtsextremismus  mehr.  Übersehen  wir  nicht  das 
große  Ausmaß  des  guten  Willens,  das  auf  der  rechten  Seite  unserer  politischen  Land¬ 
schaft  vorhanden  ist.  Er  darf  nicht  länger  unangesprochen  bleiben  und  enttäuscht 
werden.  Nur  so  kann  man  die  Radikalen  isolieren  und  wirkungsvoll  bekämpfen.  Es 
gibt  keinen  besseren  Schutz  gegen  Neofaschismus  und  Chauvinismus  als  ein  gesundes 
und  wirklichkeitsnahes  Nationalbewußtsein  ..." 

(27) 

* 


"...  Endlich  muß  man  auch  in  der  politischen  Mitte  sagen,  wovon  die  NPD  heute 
lebt;  von  der  Wahrheit  nämlich,  die  jeder  weiß,  daß  die  Deutschen  nicht  nur  die  Tä¬ 
ter,  sondern  auch  die  Opfer  unsäglicher  Greuel  des  letzten  Krieges  waren.  Wenn 
nicht  nur  Witikobündler  wegen  ihrer  Parteimitgliedschaft,  sondern  auch  der  deutsche 
Bundespräsident  ins  Feuer  geraten,  weil  er  während  des  Krieges  angeblich  in  einem 
Mammutbetrieb  angestellt  war,  in  dem  auch  Häftlinge  arbeiteten,  dann  muß  man 
wissen,  daß  man  mit  einer  solchen  Propaganda  Deutschland  absichtlich  in  Verzweif¬ 
lung  treibt  -  und  sich  offenkundig  davon  auch  etwas  verspricht  ... 

Aber  wenn  unsere  neuen  Ost-  und  Zonenkontakte  darauf  hinauslaufen,  daß  jeder 
Deutsche,  der  in  den  Vordergrund  tritt,  des  Verbrechens  beschuldigt  wird,  auch 
schon  vor  1945  gelebt  zu  haben,  dann  sollte  man  sich  doch  ernstlich  überlegen,  ob 
man  nicht  -  in  Reserve  gleichsam  -  eine  umgekehrte  Zentralstelle  Ludwigsburg  an¬ 
legt,  die  nicht  nur  die  Daten  der  einen,  sondern  auch  die  der  anderen  Seite  sammelt, 
um  die  Aufmerksamkeiten  erwidern  zu  können,  die  uns  bei  jeder  passenden  oder  un¬ 
passenden  Gelegenheit  von  östlicher  Seite  mit  gewissen  Personalangaben  erwiesen 
werden.  Das  würde  nicht  nur  unseren  Umgang  mit  dem  Osten  erleichtern,  sondern 
auch  innerpolitisch  den  Eindruck  machen,  daß  das  deutsche  Volk  nicht  zur  NPD  lau¬ 
fen  muß,  um  seine  eigene  Sache  geführt  zu  sehen." 

(28) 

* 


"...  Die  Diffamierung  einer  Bevölkerungsgruppe,  die  gleichsam  als  Menschen  zweiter 
Klasse  eingestuft  werden,  kann  nicht  ohne  Folgen  bleiben.  Und  sie  bleibt  es  auch 
nicht.  Unter  diesen  Umständen  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  daß  eine  extrem  rechts- 
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gerichtete  Partei  erstaunlichen  Zulauf  hat.  Auf  diese  Weise  werden  der  NPD  die 
Mäuse  in  die  Scheuer  getrieben.  Lauthals  klagen  dann  dieselben  Gruppen  darüber^ 
die  durch  ihr  unvernünftiges  Verhalten  den  Boden  für  die  Erfolge  der  NPD  erst 
bereiten  ..." 

(29) 


"...  Sachliche  Kritik  an  der  NPD  werde  nun  oft  durch  Diffamierung  ersetzt,  Dr. 
Woitschell  warf  den  Massenmedien  einseitige  'Agitation'  gegen  seine  Partei  vor  und 
erwähnte  die  überwiegend  sachliche  Berichterstattung  der  Regionalpresse,  Zum  Karls¬ 
ruher  Parteitag  der  NPD  bemerkte  Dr.  Woitschell,  der  unvoreingenommene  Bürger 
hätte  angesichts  der  disziplinlosen  Gegendemonstration  leicht  erkennen  können,  auf 
welcher  Seite  die  Feinde  der  freiheitlich-demokratischen  Ordnung  wirklich  stünden. 
Seitens  der  NPD  sei  man  den  Demonstranten  jedoch  nicht  sehr  böse  gewesen,  da  es 
sich  in  der  Mehrzahl  um  mißbrauchte  Objekte  radikaler  Funktionäre  gehandelt 
habe  ..." 

(30) 


"...  Auf  den  Karlsruher  Parteitag  der  NPD  eingehend  verurteilte  Wenderlein  die 
fragwürdigen  Maßnahmen  der  Gewerkschaften  gegen  die  NPD  und  bedauerte  es  in 
diesem  Zusammenhang,  daß  sich  der  DGB  nicht  davor  gescheut  habe,  selbst  Gast¬ 
arbeiter  für  politische  Demonstrationen  in  der  Bundesrepublik  zu  benutzen.  Die  NPD 
befinde  sich  als  Opfer  von  linksradikalem  Terror  seit  jüngster  Zeit  in  guter  Gesell¬ 
schaft,  denn  auch  Bundeskanzler  Erhard  habe  sehr  deutlich  zu  spüren  bekommen, 
was  gewisse  Kreise  unter  Demokratie  und  Redefreiheit  verstehen  ..." 


(31) 

* 


"...  Der  Ärger  manchen  Wählers  entzündet  sich  heute,  um  nur  ein  Beispiel  zu  nen¬ 
nen,  an  der  geradezu  industrialisierten  Vergangenheitsbewältigung,  die  vor  kurzem 
einen  Fernsehsender  veranlaßte,  nun  auch  noch  die  deutsche  Kolonialgeschichte  als 
Ansammlung  von  Verbrechen  zu  behandeln.  Eine  beginnende  wirtschaftliche  Unruhe 
und  Unsicherheit  verstärkt  das  Aufbegehren  der  Unzufriedenen,  Von  ihnen  lebt  eine 
Partei  wie  die  NPD,  In  ihrem  hessischen  Erfolg  so  etwas  wie  das  Hochkommen  eines 
neuen  Hitler  zu  sehen,  ist  natürlich  eine  maßlose  Übertreibung.  Genau  dies  wird 
aber  von  böswilligen  Auslandsstimmen  behauptet  werden  ..." 

(32) 

* 


"...  Dos  wirkliche  Charakteristikum  dieser  Wahl  aber  ist  der  Aufstieg  der  NPD. 
Darüber  können  nur  apolitische  Zeitgenossen  erstaunt  sein,  die  sich  durch  die  von 
den  großen  Parteien  geübte  Taktik  des  Totschweigens  der  dynamischen  neuen  Rechts¬ 
partei  haben  täuschen  lassen... 
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Man  wird  nicht  versäumen,  die  NPD  mit  Hitlers  NSDAP  gleichzusetzen.  Zu  dem  Ruf 
'Wehret  den  Anfängen!'  mit  einem  Verbot  ist  es  dann  nicht  weit. 

Nichts  wäre  falscher,  als  diesen  bequemen  Weg  zu  gehen  ..." 

(33) 

* 


"...  Die  Auslandszeitungen  machen  es  sich  durchweg  leicht:  Man  erinnert  an  das 
NS-Unheil  und  schlägt  aus  der  Distanz  ein  wenig  die  Hände  über  dem  Kopf  darüber 
zusammen,  daß  so  etwas  wie  der  hessische  NPD-Achtungswerfolg  überhaupt  möglich 
war  ..." 

(34) 


"...  Der  starke  Zustrom  zur  NPD  in  evangelischen  Wahlkreisen  dürfte  seine  Ursache 
in  dem  politischen  Linksdrall  haben,  der  in  der  Kirchenführung  der  EKD  und  speziell 
in  der  Hessischen  Landeskirche  sichtbar  geworden  ist.  Namen  wie  Niemöller,  Wil- 
kens,  Mochalski,  auch  Bischof  Scharf,  der  gerade  während  des  Wahlkampfes  mit  einer 
völlig  konfusen  Deutschland-Initiative  an  die  Öffentlichkeit  trat,  aber  auch  die  ein¬ 
seitige  Art,  in  der  die  evangelische  Kirche  mit  ihrer  Denkschrift  zu  ostpolitischen 
und  Vertriebenenf ragen  Stellung  genommen  hat,  haben  in  weiten  Kreisen  des  evan¬ 
gelischen  Kirchenvolkes  eine  Kirchenverdrossenheit  ausgelöst,  die  sich  in  einer  Hin¬ 
wendung  zur  NPD  äußert  ..." 

(35) 


"...  Je  Stärker  die  Linksliberalen  in  der  FDP  werden,  umso  mehr  sind  die  national¬ 
liberalen  Wähler  dieser  Partei  geneigt,  sich  der  NPD  zuzuwenden." 

(36) 


"...  Wenn  besonders  das  Ausland  über  den  NPD-Erfolg  in  Hessen  klagt,  sollte  es 
sich  vor  Augen  halten,  wie  sehr  es  jede  gesunde  nationale  Regung  in  der  Bundesre¬ 
publik  ersticken  half.  Die  NPD  hat  uns  einen  großen  Dienst  geleistet,  indem  sie  un¬ 
sere  demokratischen  Parteien  ordentlich  erschreckte  ..." 


(37) 

* 


"...  Unser  vielstrapazierter  Freiheitsbegriff  wurde  zur  Farce,  weil  dieser  Freiheits¬ 
durst  vielfach  gleichbedeutend  mit  Bindungs-  und  Verantwortungslosigkeit  war  und 
ist.  In  den  zurückliegenden  Jahren  haben  wir  mit  all  edem,  was  wir  unter  dem 
Sammelbegriff  Wirtschaft  verstehen,  in  Wahrheit  allein  das  materielle  Wohlergehen 
als  Goldenes  Kalb  angebetet.  Wo  sind  die  Vorbilder,  die  unsre  Jugend  für  diesen 
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Sfaat  wirklich  begeistern  können?  Die  Parteien  sind  in  ihren  Augen  doch  nichts  wei¬ 
ter  als  eine  neue  Art  gehobener  Stellenvermittlung,  die  möglichst  getreu  nach  dem 
Proporz  arbeitet,  so  daß  -  über  Schaugefechte  hinaus  -  im  Grunde  keine  Krähe  der 
anderen  ein  Auge  aushackt.  Die  NPD  verbieten,  diffamieren,  die  kleinen  mensch¬ 
lichen  Fehler  und  Entgleistungen  ihrer  Funktionäre  und  Mitläufer  zu  Krisen  aufbla¬ 
sen,  das  alles  ist  peinlich  defensiv  und  muß  deshalb  wirkungslos  bleiben  ..." 

(38) 


"...  Es  ist  nicht  wahr,  daß  die  NPD  eine  Nazipartei  ist.  Richtig  ist  vielmehr,  das 
die  Unterdrückung  des  natinalen  Geistes  in  Deutschland,  die  Belastung  der  Kriegs¬ 
schuld  und  seiner  Folgen  auch  für  unsere  Jugend,  die  nicht  daran  beteiligt  war,  den 
nationalen  Widerstand  eingeleitet  hat  und  eine  nationale  Bewegung  in  Gang  brach¬ 
te,  die  in  der  NPD  ihren  Ausdruck,  nämlich  den  Ausdruck  des  Volkswillens,  findet« 
Dieser  Volkswille  ist  demokratischer  Natur  und  die  Herren  in  Bonn,  die  großen  Ver¬ 
sager  in  der  Außen-  und  Wirtschaftspolitik,  in  der  Innenpolitik  und  in  allen  sozialen 
Fragen  sollten  sich  auf  den  Hosenboden  setzen  und  die  Fachliteratur  studieren  und 
dabei  auch  ein  klein  wenig  National-Politik  lernen,  die  jeder  deutsche  Arbeiter 
und  Bauer  oder  kleine  Beamte  mehr  im  Herzen  trägt  als  mancher  hohe  Herr  in  Bonn! 
Deshalb  der  Wahlerfolg  der  NPD  in  Hessen!  ..." 

(39) 

* 


"Was  wir  in  unserer  esten  Stellungnahme  zum  Ergebnis  der  Bayernwahl  angedeutet 
haben,  kann  heute  aus  Analysren  und  Äußerungen  des  In-  und  Auslands  erhärtet 
werden;  Der  Einzug  der  NPD  in  das  bayerische  Parlament  darf  weder  unterbewertet 
noch  überschätzt  werden  und  bedeutet  keine  Katastrophe.  Man  kann  auch  nicht,  wie 
Politiker  aller  demokratischen  Parteien  feststellten,  die  NPD-Wähler  über  einen 
Kamm  scheren.  20  Jahre  Leben  in  der  Demokratie  nach  den  furchbaren  Erlebnissen 
und  Erschütterungen  eines  totalitären  Regimes  und  20  Jahre  wirtschaftlicher,  sozialer 
Aufstieg  unter  dieser  Demokratie  wären  vertan,  hätten  sie  nicht  das  Fundament  da¬ 
für  geschaffen,  daß  ein  verbrecherisches  Regime  wie  das  des  sog.  tausendjährigen 
Reiches  nicht  wiederkehren  kann.  Bei  der  Neuerscheinung  im  Bayerischen  Landtag 
handelt  es  sich  weiß  Gott  noch  nicht  um  'die  neue  Nazi-Partei',  trotz  der  nazisti¬ 
schen  Hintermänner.  Das  wird  auch  in  der  vernünftigeren  Auslandspresse  festgestellt. 
Die  NPD  ist  überhaupt,  wie  wir  schon  gestern  hervorhoben,  kein  völlig  neuer  Fak¬ 
tor  in  der  westdeutschen  Politik  der  Nachkriegszeit;  denn  immer  schon  gab  es  einen 
mehr  oder  weniger  starken  Bodensatz  von  sogenannten  Rechtsstimmen  in  der  Bundes¬ 
republik,  einen  Bodensatz,  der  jetzt  in  Reaktion  auf  verschiedene  Entwicklungen, 
wenn  auch  durch  demagogische,  oft  dem  Hitler- Jargon  entliehene  Methoden  aufge¬ 
wühlt  wurde  und  mit  seinen  braunen  Wellen  Gedankenlose,  Unzufriedene,  Unverfah¬ 
rene  und  auch  politisch  naive  Gemüter  erfassen  konnte  ..." 

(40) 
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"  o  o .  Wer  in  der  NPD  nur  alte  Nazis  sieht,  zieht  gern  Parallelen  zu  der  Zeit  vor  1933„ 
Auch  damals  errang  die  NSDAP  in  Franken  ihre  größten  Erfolge,  Diese  Vergleiche 
hinken  jedoch.  Es  wäre  falsch,  zu  glauben,  nur  'alte  Nazis'  hätten  die  NPD  gewählt. 
Der  CSU-Vorsitzende  Strauß  wertete  das  gute  Abschneiden  der  NPD  richtig  als  'Ant¬ 
wort  auf  die  Verhöhnung  und  Verspottung  der  Bundesrepublik'  durch  das  Ausland. 
Strauß,  der  sich  seit  langem  gegen  die  Kollektivschuld  und  die  dauernde  Abwer¬ 
tung  alles  Deutschen  wendet,  forderte  in  der  Wahlnacht,  daß  'Deutschland  wieder 
als  normale  Nation  behandelt'  werden  müßte. 

Es  ist  erschreckend,  wenn  man  die  Schlagzeilen  der  ausländischen  Presse  und  die 
Kommentare  zur  bayerischen  Landtagswahl  liest. 

Was  hier  alles  geschrieben  wird,  ist  ein  Unfug,  Einige  Beispiele  aus  englischen  Zei¬ 
tungs-Schlagzeilen:  'Neue  Nazis  stürmen  zu  Wahltriumph';  'Neuer  Triumph  für  Neo- 
Nazis';  ' Neo-Nazi-Erfolg  in  Bayern';  'Nazis  marschieren  zum  Sieg';  oder  aus  nor¬ 
wegischen  Zeitungen:  'Die  Neo-Nazis  gewannen  in  Bayern';  'Die  Nationalisten  ge¬ 
winnen  in  Bayern'.  Was  denkt  sich  der  mit  den  politischen  Verhältnissen  in  der  Bun¬ 
desrepublik  nicht  vertraute  ausländische  Zeitungsleser,  wenn  er  derartige  Meldungen 
vorgesetzt  bekommt?  ... 

Bei  diesen  Größenordnungen  von  einer  'Gefahr  für  die  Demokratie  in  der  Bundesre¬ 
publik'  zu  sprechen,  wie  es  gestern  in  zahlreichen  ausländischen  Zeitungskommen¬ 
taren  geschah,  ist  schon  ein  starkes  Stück.  Aber  man  schreckt  vor  nichts  zurück,  wenn 
es  gilt,  uns  schlechtzumachen.  Eine  besondere  Geschmacklosigkeit  leistete  sich  der 
belgische  Rundfunk,  der  ausgiebig  über  die  bayerischen  Wahlen  berichtete.  Im  An¬ 
schluß  an  die  Durchgabe  des  Wahlergebnisses  gestern  vormittag  war  über  Radio  Brüs¬ 
sel  die  minutenlange  Wiedergabe  von  Auszügen  aus  einer  Goebbels-Rede  im  Berliner 
Sportpalast  zu  hören,  in  der  seinerzeit  der  'totale  Krieg'  proklamiert  worden  war. 

Da  ist  wirklich  jeder  weitere  Kommentar  überflüssig!" 

(41) 


"Die  fast  schon  hysterische  Reaktion  in  vielen  ausländischen  Zeitungen  über  den 
Wahlerfolg  der  NPD  ist  inzwischen  einer  sachlicheren  Betrachtung  gewichen.  Bös¬ 
willige  und  irreführende  Schlagzeilen  wie  'Neo-Nazis  erobern  das  bayerische  Par¬ 
lament'  oder  'Nazis  marschieren  zum  Sieg'  tauchen  kaum  mehr  auf,  außer  in  der 
kommunistischen  Presse,  Jene  Zeitungen,  die  solche  Überschriften  am  Morgen  nach 
der  Wahl  brachten,  gehören  zum  größten  Teil,  auch  dos  sollte  nicht  vergessen  werden, 
in  die  Kategorie  der  Boulevard-Blätter,  die  um  der  Sensation  und  der  Schlagzeile 
willen  aus  jeder  Mücke  einen  Elefanten  machen.  Wie  solche  Groschen-Zeitungen  zu 
arbeiten  pflegen,  weiß  man  auch  in  unserem  Land, 

Die  Wirkung  dieser  Meinungsmache  auf  einen  Leser,  der  im  allgemeinen  mit  den  Ver¬ 
hältnissen  in  der  Bundesrepublik  nicht  vertraut  ist,  sollte  nicht  unterschätzt,  sie  soll¬ 
te  aber  auch  nicht  überschätzt  werden  ... 

Die  NPD  ist  vielgesichtig.  Sie  als  Neo-Nazi-Partei  abzutun,  ist  falsch,  auch  wenn 
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es  einige  alte  Nazis  in  ihrem  Vorstand  gibt.  Sie  wird  jetzt  in  Hessen  und  in  Bayern 
beweisen  müssen,  daß  es  ihr  wirklich  um  die  Demokratie  geht.  Nach  Reden  allein 
soll  man  eine  Partei  nicht  beurteilen.  Wir  werden  bald  wissen,  wie  es  um  die  Taten 
bestellt  ist. 

Die  NPD-Abgeordneten  sind  in  demokratischer  Weise  gewählt  worden.  Wenn  heute 
schon  nach  einem  Verbot  gerufen  wird,  so  stellen  sich  diese  Rufer  ein  Armutszeug¬ 
nis  aus,  weil  sie  anscheinend  glauben,  die  deutsche  Demokratie  könnte  durch  eine 
Rechtspartei  zerstört  werden  . . .  “ 

(42) 


"...  Dennoch  -  etwas  über  sieben  Prozent  an  Wählern  einer  radikalen  Partei  stellt  - 
auch  im  Vergleich  zum  westlichen  Ausland  -  keine  Sensation  dar.  Wobei  noch  anzu¬ 
merken  bleibt,  daß  eine  linksradikale  Wahlmöglichkeit  nicht  geboten  war  und  so  die 
NPD  das  Sammelbecken  für  die  Unzufriedenen  aller  politischen  Richtungen  geworden 
ist.  Der  Fundus  der  NPD  setzt  sich  nur  aus  einem  Teil  der  fluktuierenden  Wähler¬ 
stimmen  zusammen,  die  bei  kleinen  Parteien  freigeworden  sind,  und  aus  Wählern, 
die  sich  bisher  des  Ganges  zur  Wahlurne  enthielten.  Generell  ist  es  der  NPD  nicht 
gelungen,  in  die  Reviere  der  beiden  großen  Parteien  CSU  und  SPD  einzubrechen, 
die  beide,  an  der  Zahl  der  Wähler  gemessen,  ihre  Position  festigen  konnten.  So  be¬ 
stätigt  das  bayerische  Wahlergebnis  trotz  des  Auftauchens  der  NPD  im  neuen  Land¬ 
tag,  der  am  5,  Dezember  zu  seiner  ersten  Sitzung  Zusammentritt,  eher  den  Trend 
zum  Zweiparteiensystem 


(43) 
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VIII.  Aus  Kommentaren  über  die  NPD; 

Rudolf  Augstein; 

"In  Deutschland  wird  wieder  getrommelt,  und  wer  glaubt,  daß  CDU  und  CSU  davon 
unberührt  bleiben  könnten,  der  kennt  diese  beiden  Parteien  und  die  Gesetze  der 
Politik  nicht.  Nicht  einmal  SPD  und  FDP  werden  unberührt  bleiben,  es  sei  denn, 
sie  böten  der  Drohung  jetzt  gemeinsam  die  Stirn, 

Wahrscheinlicher  ist,  daß  die  größere  dem  Appell,  Gemeinsamkeit  zu  üben,  nach¬ 
gibt.  Ist  Straußens  Platzhalter  erst  gewählt,  kann  der  Trommler  selbst  ins  erste 
Glied  rücken.  Er,  und  niemand  sonst,  wird  gebraucht,  der  NPD  das  Wasser  abzu¬ 
graben  und  auf  die  Christen-Mühlen  zu  leiten  ,,, 

Strauß  in  der  Wahlnacht;  'Sind  wir  denn  Heloten,  die  zwischen  zwei  Sklaventreibern 
(zwischen  USA  und  Frankreich)  zu  wählen  haben?' 

Strauß  in  der  Wahlnacht;  'Wir  sind  die  Deppen  der  Welt,  Zwischen  uns  und  dem  be- 

33 


rühmf-en  Kompanie-Depp  besteht  nur  ein  Unterschied.  Der  Kompanie-Depp  holt  das 
Bier  und  bekommt  dafür  eine  Brotzeit,  Wir  holen  das  Bier  und  zahlen  die  Brotzeit,' 

Strauß  in  der  Wahlnacht:  'Als  Kanzler-Kandidat  hätte  ich  schon  im  ersten  Wahlgang 
die  absolute  Mehrheit  erhalten.  Aber  ich  will  ja  nichts  werden,' 

Man  sieht,  bei  ihm  setzt  es  immer  gleich  ein  Gläschen  zuviel.  Aber  auch  völlig 
nüchtern,  in  seiner  Pressekonferenz  am  vorigen  Dienstag,  sagte  Strauß:  'Wenn  wir  in 
unserer  Politik  gewisse  nationale  Akzente  setzen,  dann  wird  diese  Partei  bald  ver¬ 
schwunden  sein.' 

Gewisse  nationale  Akzente,  wie  sollen  die  wohl  aussehen?  Man  ahnte  es,  als  man 
Strauß  in  der  Wahlnacht  sagen  hörte,  der  Erfolg  der  NPD  sei  *die  Antwort  auf  die 
jahrelange  Verhöhnung  und  Verspottung  der  Bundesrepublik,  die  Antwort  auf  die 
jahrelange  Methode,  alles,  was  deutsch  ist,  und  was  national  heißt,  in  den  Dreck 
zu  ziehen'. 

Schon  schalt  der  Bundesminister  Höcherl,  Pg  von  1931  und  dann  wieder  von  1935, 
die  'Desperados  in  Bonn',  die  mit  dem  Schicksal  des  deutschen  Volkes  spielten.  Und 
sein  Parteifreund  Hundhammer  zitierte  den  'Bonner  Saustall', wo  jeder  kleine  Sau¬ 
haufen  die  ganze  Arbeit  torpedieren  könne. 

Dos  ist  die  Sprache,  an  die  wir  uns  gewöhnen  müssen.  Gut  gehen  wird  dos  nicht, 
aber  was  tut's?  Der  Trommler  Strauß  kann  sich  eine  Weile  als  'die  bestimmende 
Kraft  der  deutschen  Politik'  fühlen.  Die  Alliierten  ahnen  wohl  schon,  welches  Ver¬ 
brechen  sie  sich  selbst  angetan  haben,  als  sie  die  Bundesrepublik  aufrüsteten,  ohne 
ihr  Klarheit  zu  verschaffen,  daß  sie,  aufgerüstet,  nur  noch  die  Bürger  ihres  Staats¬ 
gebietes  vertreten  könne,  und  niemanden  sonst;  daß  die  Grenzen  endgültig  seien 
(heute  hindern  die  bänglich  gewordenen  Alliierten  die  West-Berliner,  den  Berliner 
Bürgermeister  zum  Kanzler  zu  wählen). 

Man  stelle  sich  einen  Kanzler  Kiesinger  vor,  der  auf  Grund  seiner  Tätigkeit  im  Aus¬ 
wärtigen  Amt  nicht  wagen  kann,  dos  nationale  Wort  zu  führen.  Wem  wird  er  es  über¬ 
lassen?  Dem  Führer  der  CSU,  Und  in  der  Regierung  dann  noch  eine  SPD,  die  davor 
bangen  muß,  im  Jahre  1969  ihre  Quittung  für  dos  Zusammengehen  mit  diesen  beiden 
zu  bekommen.  Wird  sie  die  nationalen  Schellenbäume  im  Zeughaus  lassen? 

Dies  ist  der  magische  Kreis,  in  dem  deutsche  Politik  sich  künftig  kurzschließen  wird: 
Hinterwäldlerisches  Protestieren  schafft  Isolierung,  und  Isolierung  schafft  hinter- 
wöldlersiches  Protestieren,  Um  Deutschland  wird  man  einen  Bogen  machen,  froh, 
daß  es,  solange  geteilt,  auch  nur  halb  gefährlich  werden  kann, 

Bonn  wird  nicht  zur  Kenntnis  nehmen,  was  ihm  nicht  paßt,  und  die  Welt  wird  das 
•ewig  protestierende  Reich*  nicht  zur  Kenntnis  nehmen,  als  welches  Dostojewskij 
Deutschland  voraussichtig  beschrieben  hat.  Atomwaffen  freilich,  auf  die  wir,  so 
heißt  es,  freiwillig  und  rebus  sic  stantibus  verzichtet  haben,  wird  man  uns  nur  über 
unsere  Leiche  aushändigen,  rebus  sic  stantibus. 
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Hätten  Sowjets  und  SED  sich  einen  Sieger  der  Bayern-Wahl  wünschen  dürfen,  so  wäre 
ihnen  die  Wahl  nicht  schwergefallen.  Aber  da  ich  noch  nicht  an  Verfolgungswahn 
leide,  behaupte  ich  nicht,  daß  die  Kommunisten,  denen  er  am  meisten  zupaß  kommt, 
Strauß  zum  Erfolg  verholfen  haben. 

Die  Bayern  haben  zu  56  Prozent  CSU  und  NPD  gewählt,  und  deswegen  kann  sich  die 
CDU  gratulieren,  daß  sie  Strauß  hat,  den  Trommler,  den  Anhänger  des  Münchner 
Abkommens;  Strauß,  den  Oder-Neiße-Aberkenner,  den  Feind  innerdeutscher  Rege¬ 
lungen  und  aller  kommunistischen  Regierungen  in  Osteuropa;  Strauß,  den  Ex-Freund 
der  Atomwaffen,  den  Feind  der  Kriegsschuldlügen  und  der  Kriegsverbrecherprozesse; 
Strauß,  den  Liebling  der  'Bild*-Zeitung  und  Axel  Springers, 

Klare  Fronten,  wieder  einmal,  in  Deutschland," 

(44) 

* 


Wilhelm  Backhaus; 

Der  größte  deutsche  Pressekonzern  etwa,  der  riesigste  auf  dem  Kontinent,  be¬ 
gann  seine  unausgesetzte  nationale  Berieselung  der  Massen,  und  immer  häufiger  fie¬ 
len  die  Weihrauchstäbchen  vor  das  Bild  des  *Vollb lutpol itikers*.  Kein  Zweifel,  daß 
Franz  Josef  Strauß'  CSU  die  Bayernwahl  nicht  zuletzt  deshalb  so  erfolgreich  über¬ 
standen  hat,  weil  sie  in  kleinen,  doch  ganz  sparsamen  und  geläuterten  Dosen  von 
demselben  Gift  Gebrauch  machte,  dos  in  der  NPD  so  üppig  verabreicht  wurde  ,,," 

(45) 


Klaus  Bölling: 

",,,  Überall  in  der  Bundesrepublik  wittern  sie  jetzt  Morgenluft.  Ihre  Witterung 
scheint  sie  nicht  zu  trügen.  Jeder  von  uns  spürt,  daß  die  alten  Kameraden  neuer¬ 
dings  Konjunktur  haben.  Doch  hier  stockt  man  schon.  Können  wir  uns  noch  mit  der 
Erklärung  zufrieden  geben,  daß  nur  jene  den  Rechtsradikalen  in  den  hessischen 
Landtag  verholfen  haben,  die  unbelehrbar  sind,  denen  auch  nach  zwanzig  Jahren 
nicht  in  den  Kopf  will,  daß  wir  das  Wirken  einer  ähnlichen  Partei  in  Deutschland 
mit  Millionen  von  Toten  zu  bezahlen  hatten,  wir  und  die  anderen?  ..." 

(46) 


Erhard  E  p  p  I  er; 

"...  Wenn  die  Anhänger  der  NPD  beteuern,  sie  seinen  keine  Nazis,  so  ist  daran 
soviel  richtig;  Sie  offerieren  nicht  mehr  das  alte  Bündel,  und  sie  wären  auch  töricht, 
wenn  sie  es  versuchten.  Das  alte  NS-Bündel  zieht  nicht  mehr,  dazu  war  die  Nieder- 
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läge  denn  doch  zu  eindeutig.  Neue  Themen  interessieren:  Haben  die  Nazis  etwa  Haß 
gegen  die  Gastarbeiter  gesät?  1930  gab  es  noch  keine,  und  als  es  dann  welche  gab, 
hatten  die  Nazis  sie  selbst  -  als  Menschen  zweiter  Klasse  -  ins  Land  geholt.  Haben 
die  Nazis  etwa  gegen  Entwicklungshilfe  polemisiert?  Wie  sollten  sie  auch,  sie  woll¬ 
ten  wieder  Kolonien  haben.  Haben  die  Nazis  etwa  gegen  vaterlandslose  Emigranten 
geeifert?  Dos  hatten  sie  nicht  nötig,  die  *  Novemberverbrecher'  waren  ja  brav  im 
Lande  geblieben.  Haben  die  Nazis  etwa  gegen  die  Verlängerung  der  Verjährungsfrist 
protestiert?  Zu  ihrer  Zeit  gab  es  nichts  zu  verlängern  außer  den  Zahlungsmoratorien 
für  Reparationen.  Und  überdies:  Gibt  es  nicht  genug  demokratische  Politiker  und  Ga¬ 
zetten,  die  sich  derselben  Themen  annehmen,  nur  etwas  dezenter? 

Sicher,  da  sind  neue  Ruten  im  Bündel,  und  manche  alte  Rute  fehlt  oder  ist  doch  ganz 
gut  versteckt:  Offener  Antisemitismus  ist  nicht  nur  verboten,  er  zahlt  sich  auch  nicht 
mehr  aus:  wer  wollte  damit  bei  einer  Generation  hausieren  gehen,  von  der  manch 
einer  noch  nie  mit  Bewußtsein  einem  Juden  begegnete?  Und  die  Sache  mit  der  Her¬ 
renrasse  ist  einfach  zu  verrückt,  als  daß  man  damit  Stimmen  holen  könnte.  Man  mei¬ 
det  das  Wort,  man  hält  sich  lieber  an  die  Gastarbeiter.  Schließlich  ist  man  sogar 
für  die  Demokratie,  nur  eben  nicht  für  die  'Lizenzparteien'. 

Natürlich  gibt  es  auch  Ruten,  die  wir  vom  alten  Bündel  her  kennen:  Der  Kampf  ge¬ 
gen  alle  Art  von  Zersetzung  und  Überfremdung,  für  sittliche  Erneuerung,  für  die 
deutsche  Mutter  und  gegen  die  Dirnen,  für  nationale  Würde  und  gegen  Intellektu¬ 
elle,  Gewerkschaften,  Verzichtpolitiker  und  Nestbeschmutzer,  gegen  Kommunisten 
und  -  amerikanische  -  Kapitalisten.  In  diesen  Punkten  hat  man  sich  nicht  einmal 
die  Mühe  gemacht,  den  Wortschatz  zu  ändern.  Man  hatte  es  auch  nicht  nötig: 

Andere  hatten  diesen  Wortschatz  lebendig  erhalten. 

Was  die  NPD  heute  tut,  war  seit  einiger  Zeit  fällig:  Sie  sammelt  die  in  der  poli¬ 
tischen  Landschaft  wirr  herumliegenden  Ressentiments;  fleißig,  ohne  eine  Rute  zu 
vergessen,  schnürt  sie  ihr  neues  Bündel,  Es  ist  anders  als  das  NS-Bündel,  zeitge¬ 
mäßer  und  daher  -  heute  -  gefährlicher  ..." 

(47) 


Karl -Hermann  Flach: 

"...  Der  NPD  ist  gelungen,  was  das  Würzburger  Bistumsblatt  ihr  empfahl  und  wor¬ 
über  die  'Bild'-Zeitung  jubiliert:  sie  hat  die  FDP  'aus  dem  Landtag  gefegt*.  Die 
Mehrheitsverhältnisse  im  Moximilianeum  haben  sich  kaum  verändert,  nur  die  Posi¬ 
tion  der  Liberalen  wird  nun  von  den  Nationalisten  eingenommen.  Freue  sich  darü¬ 
ber,  wer  kann.  Wir  warnen  auch  jetzt  vor  übertriebenen  Reaktionen,  die  Hysterie 
der  Auslandspresse  ist  nur  angetan,  der  NPD  noch  mehr  Trotzwähler  zuzuführen. 

Der  in  Bayern  sehr  nationalistische  BHE  hat  1950  insgesamt  12,3  Prozent  und  1954 
noch  10,2  Prozent  (NPD  jetzt  7,4  Prozent)  der  Stimmen  erreicht. 

Das  Kölner  Institut  für  vergleichende  Sozialforechung  schätzt  die  für  Rechtsparolen 
anfälligen  Bundesbürger  auf  zehn  bis  15  Prozent.  Dieses  potentielle  Reservoir  hat 


36 


die  NPD  in  Hessen  und  Bayern  nur  zum  Teil  aktivieren  können.  Die  Demokratie  wird 
damit  fertig  werden  ..." 

(48) 

* 


Werner  Friedmann: 

Wenn  man  aber  bedenkt,  daß  die  neue  Partei,  von  keiner  mächtigen  Organi¬ 
sation  unterstützt,  von  Presse  und  Rundfunk  abgelehnt  und  nur  mit  bescheidenen 
Mitteln  ausgestattet,  die  Zehnprozenthürde  sozusagen  im  Handgalopp  nahm,  ohne 
auch  nur  einen  einzigen  eindrucksvollen  Trommler  a  la  Strauß  oder  Goebbels  ins 
Feld  führen  zu  können,  muß  man  sich  doch  wundern,  wie  eine  solche  Infektion 
entstehen  konnte. 

In  der  Tat,  man  wundert  sich  mehr  noch  als  im  Inland  im  westlichen  Ausland,  wo 
man  mit  Besorgnis  über  die  ‘geistigen  Nachfolger  der  Nazipartei*  erfüllt  ist  und  vom 
‘schwarzen  Sonntag*  spricht,  der  für  die  ganze  Welt  ein  Alarmzeichen  sei.  Die 
Amerikaner  bezeichnen  die  hessischen  und  bayerischen  Wahlen  als  einen  .'zweifachen 
Schock*  . . , 

So  erfreulich  das  beständige  Bekenntnis  der  Wähler  zu  den  großen  Parteien  ist  -  man 
soll  nicht  sagen,  es  habe  sich  in  Bayern  nichts  verändert.  Wie  man  auch  das  An¬ 
wachsen  der  NPD  erklären  mag,  es  ist  ein  Schuß  vor  den  Bug  des  Staatsschiffs,  Und 
eine  Mahnung  auch  für  Bonn,  baldigst  eine  gemeinsame  demokratische  Linie  zu  fin¬ 
den,  die  den  denkenden  Bürger  mit  neuem  Vertrauen  zu  erfüllen  vermag  ..." 

(49) 

* 


Johannes  Gaitanides: 

"...  Noch  weiter  geht  die  'Frankfurter  Allgemeine*:  die  Dramatisierung  erübrige 
sich,  denn  bei  der  NPD  handle  es  sich  nur  um  einen  Rest,  nicht  um  einen  Anfang, 
Doch  solche  Beschwichtigung  will  den  gebrannten  Kindern  nicht  recht  eingehen.  An¬ 
dere  Länder  können  dem  Radikalismus  weitere  Toleranzgrenzen  ziehen,  weil  er  in 
ihrer  Gesellschaft  nicht  über  die  Minoritätschance  hinauskommt,  weil  ihn  dort  nicht 
die  irre  Faszination  einer  vermeintlich  heroischen  Vergangenheit  nährt.  Handelte  es 
sich  bei  der  NPD  wirklich  nur  um  einen  Rest,  um  den  Rest  der  Unbelehrbaren  in 
Braun,  dann  könnten  wir  über  sie  schweigend  zur  Tagesordnung  hinweggehen  wie 
über  ihre  vielen  mißglückten  Vorläufer  von  der  Art  der  SRP  und  DRP, 

Doch  der  alte  Führungsstamm,  gewitzigt  durch  seine  mißlungenen  Experimente,  hat 
diesmal  mit  der  NPD  einen  breiteren  Ansatz  gesucht  -  und  gefunden.  Von  ihren 
17  000  Mitgliedern  sind  nur  1200  alte  Pg*s,  deren  Anteil  an  den  Führungskadern  je¬ 
doch  unvergleichlich  höher  liegt.  Die  Hauptmasse  der  nationaldemokratischen  Ge¬ 
folgsleute  rekrutiert  sich  hingegen  aus  der  konservativen  Rechten,  die  dos  Fähnlein 
Hugenbergs  hochhält.  Tatsächlich  ist  die  NPD  eine  Neuauflage  der  Harzburger  Front 
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aus  den  Nazis  von  gestern  und  den  National  konservativen  von  vorgestern,  wobei  - 
gleichfalls  wie  gehabt  -  den  Deutschnationalen  die  Rolle  des  Fußvolkes  und  der 
Fassade  einer  pseudodemokratischen  Wohlanständigkeit  zugedacht  ist,  indessen 
sich  die  alten  Pg's  die  Offizierspositionen  und  die  generalstöblichen  Schlüsselstel¬ 
lungen  Vorbehalten  haben,  vor  allem  in  den  Parteifinanzen  und  in  der  Parteipresse, 
Zweifellos  bestehen  zwischen  den  beiden  Gruppen  untergründige  Spannungen  und 
Gegensätze  ..." 

(50) 

* 


Max  von  der  Grün; 

Wir  haben  bei  unseren  Wahlentscheidungen  wenig  Spielraum,  sagte  mir  ein 
Student  in  Köln,  denn  für  Notstandsgesetze  sind  sie  alle,  ich  aber  nicht.  Was  soll 
ich  wählen?  Kommunisten  sind  verboten,  DFU  ist  mir  zu  flau,  nicht  profiliert  ge¬ 
nug,  Nun  soll  mir  einer  sagen,  was  ich  wählen  soll.  Ich  wähle  den  lieben  Gott,  der 
überlebt  immer. 

Auf  einer  Wahlversammlung  der  NPD  in  Bayreuth  -  auf  der  überraschend  viele  Ju¬ 
gendliche  anzutreffen  waren  -  fragte  ich  einen  jungen  Mann,  warum  er  hier  sei  und 
warum  er  sich  gerade  für  diese  Partei  erwärme,  in  der  doch  offensichtlich  die  alten 
Nazis  den  Ton  angeben.  Er  winkte  ab  und  meinte:  Wo  sitzen  die  alten  Nazis  nicht? 
Und  warum  fürchtet  sich  die  deutsche  Öffentlichkeit  eigentlich  nur  vor  dieser  Par¬ 
tei?  Und  eine  Jungwählerin,  die  Wochen  vor  der  Bundestagswahl  unentschlossen  war, 
welcher  Partei  sie  ihre  Stimme  geben  sollte,  entschied  sich  für  die  NPD,  Warum, 
fragte  ich  sie. 

Die  NPD?  Fürchten  Sie  die  offenen  Nazis?  Solange  der  SPIEGEL  ganzseitige  An¬ 
zeigen  für  USA- Helikopter  -  28  000  Einsätze  in  Vietnam  -  übernimmt,  meine  ich, 
daß  die  Gefahr  zwar  von  rechts  kommt,  aber  von  einem  weit  breiteren  Publikum,  als 
man  so  denkt.  Die  NPD  sogt,  was  sie  denkt,  die  anderen  Parteien  tun  nicht,  was  sie 
sagen,  sondern  tun,  was  sie  insgeheim  denken  und  wollen,  unter  bewußter  Täuschung 
ihrer  Wähler. 

Ein  anderer  sagte:  Wählen,  das  ist  doch  bei  uns  hier  keine  Frage  mehr  nach  den 
Richtlinien  der  Politik,  das  ist  ganz  einfach  ein  Spiel  -  wie  bei  einem  Pferderennen, 
Auf  wen  haben  Sie  gesetzt?  Sieg  oder  Platz? 

Ein  junger  Hüttenarbeiter  in  Dortmund  sagte:  Wählen?  Was  wählen?  Gibt  es  bei  uns 
noch  Alternativen?  Bin  ich  sicher,  daß  ich  nicht  die  Diktatur  wähle,  ganz  gleich, 
welcher  Partei  ich  meine  Stimme  gebe?  Mein  Großvater  sagt  immer:  In  den  zwan¬ 
ziger  Jahren  wußte  man  wenigstens,  wo  die  Rechte  stand,  man  konnte  sich  orientie¬ 
ren,  heute  tarnen  sich  Nazis  hinter  Parteibüchern  bei  CDU/CSU  und  auch  der  SPD,," 

(51) 

* 
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Sebastian  Haffner; 


"...  Erstens  kann  Kiesinger  jetzt  unmöglich  mehr  Kanzler  werden.  Vielleicht  hätte 
sich  über  die  NS-Vergangenheit  dieses  persönlich  nicht  unattraktiven  Mannes  hin¬ 
wegsehen  lassen  in  einer  Zeit,  als  die  NS-Vergangenheit  Deutschlands  tot,  erle¬ 
digt  und  abgetan  schien.  Aber  ein  ehemaliger  Pg.  als  Bundeskanzler  zugleich  mit 
den  Wahlerfolgen  der  NPD,  die  überall  in  der  Welt  Schlagzeilen  machen  -  dos 
geht  einfach  nicht,  dos  wäre  selbstmörderisch.  Auch  die  CDU,  ja  sogar  die  CSU 
muß  das  einsehen.  Vor  allem  muß  Kiesinger  es  selbst  einsehen. 

Zweitens  darf  es  jetzt  keine  Große  Koalition  geben.  Manche  Leute  werden  sicher 
dos  Gegenteil  sagen:  Gerade  jetzt,  werden  sie  sagen,  brauchen  wir  die  Einheits¬ 
frontallerdemokratischen  Parteien.  Falsch!  Nichts  könnte  verheerender  sein,  als 
der  NPD  jetzt  dos  Monopol  der  Oppositionsrolle  zuzuschanzen  (die  in  den  nächsten 
Jahren  eine  demagogisch  dankbare  Rolle  sein  wird)  und  ihr  einen  Eintopf-Mischmasch 
von  'Systemparteien'  entgegenzustellen,  der  bestenfalls  nur  eine  verwaschene,  er¬ 
folglose  Kompromißpolitik  machen  kann  -  wenn  er  nicht  gar  die  gescheiterte  CDU- 
Politik  fortsetzt  und  damit  zu  guter  Letzt  alle  demokratischen  Parteien  kompromit¬ 
tiert.  Was  jetzt  gebraucht  wird,  ist  eine  Regierung  aus  einem  Guß,  die  nicht  das 
Erbe  Adenauers  als  Klotz  am  Bein  mit  sich  herumschleppt,  und  eine  demokratische 
Opposition  ..." 

(52) 

* 


Hans  Höppner: 

"...  Für  traditionelle  'bürgerliche'  Wähler  ist  selbst  in  Hessen,  wo  die  'Sozis*  weiß 
Gott  nicht  mit  der  Ballonmütze  herumlaufen,  der  Weg  nach  links  offenbar  noch  im¬ 
mer  unvorstellbar.  Das  erklärt  die  relativ  geringen  Stimmenverluste  der  CDU,  das 
erklärt  dos  Absacken  des  BHE,  der  eine  Koalition  mit  der  SPD  'gewagt*  hatte,  und 
das  erklärt  die  Sammlung  der  Unzufriedenen  bei  der  NPD,  Das  macht,  alles  zusam¬ 
men,  auf  schreckliche  Weise  aber  auch  deutlich,  wie  wenig  fundiert  auch  nach  21 
Jahren  dos  demokratische  Selbstverständnis  in  einem  Teil  der  Wählerschaft,  nämlich 
in  ihrem  apolitischen  Wirtschaftswunderbürgertum  der  Kleinstädte  und  ländlichen  Ge¬ 
meinden,  noch  ist  ,,," 

(53) 

* 

Otto  Köhler: 

"Fest  auf  dem  Boden  des  Grundgesetzes  stehe  die  NPD,  verkündete  deren  Bundesvor¬ 
sitzender  Fritz  Thielen  -  durch  und  durch  honoriger  Bürger  -  während  der  bayerischen 
Wahlnacht  im  Ersten  Fernsehprogramm.  Seine  Partei  wolle  keineswegs  das  Dritte 
Reich  rehabilitieren,  sagte  er.  Er  versprach,  nur  'anständige  Menschen*  würden  in 
die  NPD  aufgenommen,  und  gegen  Antisemitismus  wolle  er  radikal  Vorgehen,  Von 
'einigen  wenigen*,  die  in  dieser  Hinsicht  anders  dächten,  werde  er  sich  'in  Zukunft 
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befreien'. 


Ein  kühner  Entschluß!  Denn,  wenn  er  ernst  gemeint  ist  -  und  wer  dürfte  am  Wort 
eines  solch  deutschen  Mannes  zweifeln  dann  steht  die  NPD  künftig  ohne  ihr  Par¬ 
tei-Organ  mit  dem  programmatischen  Titel  'Deutsche  Nachrichten*  da. 

Mit  der  Rehabilitierung  des  Dritten  Reiches  hält  man  sich  bei  den  'Deutschen  Nach¬ 
richten*  (DN)  gar  nicht  erst  auf.  Man  weiß  ganz  einfach  -  und  druckt  es  auch  -, 
daß  Adolf  Hitler  der  'antibolschewistische  Führer*  war,  den  der  'Kriegsverbrecher 
Churchill*  vernichtete.  Die  'sowjetische  Schuldpropaganda',  die  'Schuldlüge',  hat 
dort  keine  Chance  -  dos  Parteiblatt  der  NPD  kennt  nur  'die  Kriegsschuld  der  Sieger*, 

Auf  Auschwitz  und  die  '6-Millionen-Legende*  braucht  sich  ein  DN-Leser  nicht  ein¬ 
zulassen,  Schließlich  ist  dies  eine  'unwiderlegbare  Tatsache*:  'Alle  Juden  im  deut¬ 
schen  Machtbereich  hätten  bis  Kriegsausbruch  und  einige  Zeit  danach  ,,,  ohne 
Schaden  an  Leib  und  Leben  legal  aus  dem  Deutschen  Reich  auswandern  können, 
wenn  -  sie  von  den  anderen  Ländern  und  Völkern  der  Erde  aufgenommen  worden  wä¬ 
ren,*  Da  dies  Schwierigkeiten  bereitete,  können  sich  -  so  erkennt  der  DN-Leser  - 
nur  professionelle  Miesmacher  darüber  aufregen,  wenn  die  deutsche  Führung  schließ¬ 
lich  eine  schnellere  und  bequemere  Lösung  des  Judenproblems  vorzog.  Damals  be¬ 
wiesen  die  Juden  ihren  schlechten  Charakter,  weil  sie  zögerten,  rechtzeitig  aus 
Deutschland  auszuwandern,  Heutp  beweisen  sie  ihre  Agg  ress  ionslust,  weil  sie  sich 
gegen  die  'Befreiung  Palästinas*  von  den  Juden  wehren.  Dabei  gibt  es  doch  -  wie 
DN  genau  weiß  -  nur  eine  Alternative  für  Israel;  'Entweder  expandieren  oder  kapi¬ 
tulieren,  etwa  durch  eine  vom  gesamten  Weltjudentum  durchgeführte  Geburtenrege¬ 
lung,  wozu  sich  dieses  kaum  verstehen  würde,*  Leider,  seufzt  der  DN-Leser,  denn 
dos  wäre  die  beste  und  humanste  Lösung;  wenn  einfach  keine  Juden  mehr  zur  Welt 
kommen.  Keiner  müßte  sich  dann  mehr  die  Hönde  schmutzig  machen," 

(54) 


Helmut  Lindemann; 

"...  Zum  anderen  sind  die  Stimmengewinne  der  NPD  teilweise  eine  Folge  dessen,  was 
sich  seit  einem  Jahr  und  mehr  in  Bonn  abgespielt  hat.  Je  handlungsfähiger  sich  unsere 
demokratischen  Parteien  erweisen,  je  besser  sie  auftretenden  Schwierigkeiten  ge¬ 
wachsen  sind,  um  so  weniger  Zulauf  ö  wird  diese  NPD  finden,  die  weder  ein  Programm 
noch  irgendwelche  Führer  von  Format  aufweisen  kann  ,,," 

(55) 

* 


Hans  J,Reinowski; 

",,,  Furchtbar  war  das  Ergebnis  dieses  Ringens  um  Sein  oder  Nichtsein  ganzer  Völ¬ 
ker,  Zu  seinem  Gedächtnis  sind  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  wie  in  allen  üb¬ 
rigen  Ländern  Mahnmäler  errichtet  worden.  Auch  in  den  Städten  des  Landes  Hessen 
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und  seiner  schönen  'Provinz'  Starkenburg  sind  ergreifende,  würdige  Gedächtnisstät¬ 
ten  zu  finden.  Ein  solches  Mahnmal,  das  in  seiner  schlichten  Schönheit  überwäl¬ 
tigend  wirkt,  hat  die  gute  Stadt  Darmstadt  aus  der  Bombenruine  einer  Kapelle  er¬ 
baut. 

Dort  versammeln  sich  bei  den  dazu  gebotenen  Anlässen  die  berufenen  Bürgerinnen 
und  Bürger  der  Stadt,  um  das  Gedenken  der  Toten  beider  Weltkriege  und  aller  Opfer 
des  Hitlerterrors  und  Rassenwahnsinns  zu  ehren.  So  ist  es  auch  dieses  Jahr  am  Volks¬ 
trauertag  geschehen.  Abordnungen  des  Magistrats,  der  Kirchen  und  Bundeswehr  leg¬ 
ten  im  Kreise  der  erschienen  Teilnehmer  ihre  Kränze  nieder,  wie  es  sich  gebührt. 

Aber  diesmal  haben  sich  unüberhörbare  Mißtöne  in  die  stimme  Trauer  gemischt; 
Mißtöne,  die  von  der  Öffentlichkeit  -  das  heißt,  von  den  Behörden  sowohl  wie  von 
der  Bevölkerung  -  energisch  zurückgewiesen  werden  müssen,  wenn  sie  nicht  das 
Mahnmal  künftig  entweihen  und  in  den  nationalistisch  rechtsradikalen  Parteimief 
einbeziehen  sollen. 

Hinter  den  offiziellen  Abordnungen  drängten  sich  Schulter  an  Schulter  vor  aller 
Öffentlichkeit  zwei  mit  Kränzen  'bewaffnete'  Gruppen,  welche  die  ernste  Stunde 
der  Mahnung  Und  Weihe  zu  einer  üblen  Propaganda  teils  für  eine  alte,  aus  der  Na¬ 
zizeit  stammende  Organisation  -  die  ehemalige  Waffen-SS  -;  teils  für  eine  jung 
gegründete  politische  Gruppe  -  für  die  sogenannte  NPD,  was  wohl  füglich  mit  Na¬ 
tionaldestruktive  Partei  Deutschlands  übersetzt  werden  kann  -  mißbrauchten.  Die 
ehemalige  Waffen-SS  ließ  ihre  Beauftragten  am  Mahnkreuz  einen  Kranz  niederle¬ 
gen,  dessen  Schleife  in  schwarzsilbernem  SS-Stil  die  Aufschrift  trug;  'Unsere  Ehre 
heißt  Treue', 

Wer  weiß,  was  es  mit  diesem  brusttönigen  Wahlspruch  auf  sich  hat,  der  schwankt 
zwischen  der  Empörung  über  die  Pietätlosigkeit  und  Frechheit,  mit  der  diese  unbe¬ 
lehrbaren  nationalsozialistischen  Hiag-Altenteiler  und  Kostgänger  der  freiheitlich 
demokratischen  Bundesrepublik  Deutschland  an  der  geweihten  Mahnstätte  aufgetre¬ 
ten  sind;  und  zwischen  dem  Gefühl  der  Genugtuung  über  die  Klarheit,  mit  der  die¬ 
se  politischen  Ignoranten  durch  ihre  Inschrift  ein  Geständnis  über  ihre  Gesinnung 
abgelegt  haben  . , , " 

(56) 

* 


Renate  Riemeck: 

"...  Bezeichnend  für  diese  Entwicklung  ist  ein  Geschehnis  in  Hameln.  Dort  trat 
zwei  Tage  nach  dem  Wahlerfolg  der  NPD  in  Hessen  der  lang]  ährige  Ratsherr  der 
CDU,  Lothar  Ganser,  zwanzig  Minuten  vor  der  Eröffnung  der  konstituierenden  Sit¬ 
zung  des  neugewählten  Stadtparlaments  zur  NPD  über  und  sorgte  durch  seinen 
Schritt  dafür,  daß  diese  Partei  jetzt  ebensoviel  Sitze  im  Stadtrat  hat  wie  die  FDP. 
Ein  Einzelfall?  Gewiß,  -  aber  ein  Einzelfall,  der  vielleicht  Schule  macht  und 
obendrein  unmißverständlich  zum  Ausdruck  bringt,  daß  'langjährige'  (!)  Vertreter 
der  CDU-Politik  im  Grunde  genommen  nichts  anderes  wollten  als  die  NPD  heute. 
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Das  beweist  auch  die  ersten  Analyse  der  Ergebnisse  in  den  einzelnen  Wahlkreisen 
Hessens  . , . 


Die  Reaktionen  des  Auslandes  auf  das  hessische  Wahlergebnis  sind  für  Bonn  besorgnis¬ 
erregend.  Vielfach  wird  erst  jetzt  in  den  westlichen  Ländern  begriffen,  daß  man  sich 
falsche  Vorstellungen  über  den  Grad  der  Überwindung  des  nationalsozialistischen 
Giftes  in  der  Bundesrepublik  gemacht  hat.  Es  wird  nicht  mehr  lange  dauern,  bis  sich 
bei  “gewissen  westlichen  Verbündeten“  Stimmen  zu  Worte  melden  werden,  die  darauf 
hinweisen,  daß  es  einen  deutschen  Staat  gibt,  in  dem  “neue  Nazis“  sich  nicht  for¬ 
miert  haben  und  offenbar  auch  nicht  formieren  können,  -  nämlich  die  DDR,  Diese 
Folge  der  Hessenwahl  wäre  für  die  CDU/CSU  schlimmer  als  alles,  was  sie  schon 
jetzt  aus  den  Pressekommentaren  des  westlichen  Auslands  entnehmen  konnte.  “Wie 
Ikarus  flog  unser  Staat  Kapirolen  schlagend  der  Sonne  pausbäckiger  Zufriedenheit 
entgegen;  jetzt  tropft  das  Wachs  von  den  Flügeln“,  klagte  der  Leitartikler  der  “Welt* 
im  Rückblick  auf  die  Hessenwahl  und  angesichts  der  Regierungskrise  in  Bonn.  Das 
Wachs  wird  weitertropfen 


(57) 

* 


Jürgen  Tern: 

Diese  Große  Koalition  wird  die  Geburtsstätte  deutschen  Neonationalismus  wer¬ 
den,  Das  ist  zumindest  möglich.  Und  das  wird  dann  auf  Kosten  der  CDU  passieren. 
Dagegen  hülfe  auch  nicht,  wenn  sich  die  ungleichen  Triumvirn  Kiesinger,  Brandt 
und  Strauß  als  “National-Profilierer“  versuchten.  Mit  solchen  talmi-therapeutischen 
Experimenten,  auf  die  die  neue  Regierung  während  ihrer  zu  befürchtenden  Kinder¬ 
krankheit  einer  gaullistischen  Gürtelrose  kommen  könnte,  sollte  man  gar  nicht  erst 
anfangen.  Dabei  käme  nur  Schlechtes  heraus.  Auch  mit  dem  Mehrheitswahlrecht 
allein  würde  man  den  Gefahren  neuer  nationalistischer  Entzündung  nicht  durchgrei¬ 
fend  und  nicht  heilend  beikommen  -  sowenig  wie  das  gegenwärtige  Verfassungsrecht 
die  KPD  und  die  SED  als  politische  Realitäten  der  Wiedervereinigungs-Dimension 
haben  auslöschen  können.  Jedenfalls  auf  die  Wahlerfolge  der  NPD  ist  die  Große 
Koalition  die  denkbar  unglücklichste  Erwiderung  ..." 

(58) 


Vo  1  u  n  tas  : 

",,,  Genaugenommen  erntet  die  radikale  NPD  jetzt,  was  die  anderen  Parteien  ge¬ 
sät  haben:  Ob  Franz  Josef  Strauß  oder  Wenzel  Jaksch,  ob  Erich  Mende  oder  sogar 
Ludwig  Erhard  -  sie  alle  rührten  seit  Jahren  die  nationale  Trommel,  und  es  gibt  kei¬ 
ne  Partei,  die  frei  ist  von  gefährlichen  nationalistischen  Unterströmungen,  Während 
des  Wahlkampfes  um  den  Bundestag  gehörte  die  nationalistische  Phrase  bereits  wie¬ 
der  zum  festen  Bestandteil  der  Wahlpropaganda.  Begriffe  wie  “Verzichtpolitiker“, 
wie  “Grenzen  von  1937“,  wie  “Überfremdung“  oder  wie  “Kriegsschuld  der  Polen“ 
setzten  sich  im  Bewußtsein  der  Parteien  fest  und  verhinderten  sachliche  Diskussionen 
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über  längst  fällige  Korrekturen  der  westdeutschen  Politik.  Wir  müssen  nationaler  wer¬ 
den,  hieß  es,  wir  brauchen  nationale  Töne,  um  dem  Rechtsradikalismus  dos  Wasser 
abzugraben. 

Diese  Operation  gelang  freilich  nicht.  Statt  den  Nationalismus  einzufangen,  mach¬ 
ten  die  großen  Parteien  ihn  überhaupt  erst  salonfähig  -  mit  dem  Ergebnis,  daß  die 
Nationalisten  nun  um  so  lauter  wurden  und  ihre  Wählerstimmen  gleich  an  der  richti¬ 
gen  Stelle  abgaben,  nämlich  bei  der  NPD.  Hand  in  Hand  mit  der  Ausbreitung  der 
nationalistischen  Influenza  liefen  seltsame  Beschwichtigungsversuche  durch  dos  Bun¬ 
desministerium  des  Innern;  Ich  möchte  wissen,  wo  der  Verfassungsschutz  seine  Augen 
hatte,  wenn  er  uns  immer  wieder  berichtete,  der  Rechtsradikalismus  habe  absolut 
keine  Chancen  bei  uns." 

(59) 

* 


Josef  Weber: 

"Die  NPD,  die  jetzt  so  spektakulär  in  das  politische  Leben  der  Bundesrepublik  ein- 
tritt,  ist  Symptom  einer  beunruhigenden  Entwicklung.  Diese  Partei  ist  nur  die  Spitze 
eines  Eisberges:  die  wirkliche  Gefahr  ist  größer,  weitaus  alarmierender,  keineswegs 
beschränkt  auf  die  NPD  allein.  Eine  Saat  geht  hier  auf,  deren  Wachstum  eine  län¬ 
gere  Geschichte  hat  als  die  Bonner  Krise,  Die  Politiker  in  Bonn,  die  sich  selbst  als 
die  allein  zur  Verantwortung  Berufenen  empfehlen,  tragen  die  unleugbare  Schuld  für 
diese  Entwicklung,  Sie  versuchen  zu  bagatellisieren  und  wollen  das  wirkliche  Pro¬ 
blem  vertuschen.  Sie  geben  sich  überrascht,  insbesondere  unter  dem  Eindruck  der 
Reaktionen  im  Ausland,  Aber  weshalb  eigentlich?  Haben  sie  denn  nichts  selbst  20 
Jahre  lang  politische  Ziele  in  die  Köpfe  unserer  Mitbürger  gehämmert,  die  die  NPD 
und  ihre  Anhänger  nun  endlich  verwirklicht  wissen  wollen?! 

Hat  die  CDU/CSU-Regierung  nicht  unverblümt  erklärt,  die  in  Europa  bestehenden 
Grenzen  seien  für  sie  unannehmbar? 

Die  NPD  will  diese  Grenzen  nun  endlich  ändern. 

Will  die  Bundesregierung  nicht  die  modernste,  d.h.  atomare  Ausrüstung  der  Bundes¬ 
wehr?  Der  CDU-Verteidigungsminister  fordert  sie. 

Die  NPD  will  sie. 

Ist  nicht  CSU-Justizminister  Jaeger  einer  der  eifrigsten  Befürworter  der  Todesstrafe? 
Die  NPD  ist  'konsequent*,  sie  will  die  Wiedereinführung  der  Todesstrafe, 

Stimmen  nicht  alle  Bonner  Parteien  darin  überein,  den  Kommunismus  zu  bekämpfen 
und  aus  Deutschland  zu  verbannen? 

Die  NPD  zeigt  sich  mit  besonderer  Entschlossenheit  geneigt,  den  'Linken*,  den  'Ro¬ 
ten'  und  anderen  'Landesverrätern*  zu  Leibe  zu  rücken.  Barzeis  'Rotbuch'  wird  der 
NPD  dabei  gewiß  ein  wertvolles  Nachschlagewerksein. 

Warum  die  Entrüstung  also,  wo  doch  zum  Beispiel  CSU  und  Würzburger  Bischofsblatt 
für  die  bayerischen  Landtagswahlen  die  NPD  empfohlen  haben  -  als  Schutzwall  gegen 
die  'Liberalen*  gar?! 

Das  Aufkommen  der  NPD,  ihr  steigender  Einfluß  und  ihre  bemerkenswerte  Anziehungs¬ 
kraft  auf  viele  Jugendliche  ist  das  folgerichtige  Ergebnis  eines  20jährigen  CDU/CSU- 
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Regimes.  Eine  antinationale  und  in  ihrem  Kern  antidemokratische  Politik  haben  eben 
jenen  Boden  geschaffen,  auf  dem  jetzt  Gewaltdenken,  nationalistische  Verblendung 
und  chauvinistische  Verhetzung,  irrationale  Emotionen,  Antisemitismus  und  Haß  ge¬ 
deihen  wie  giftige  Pilze. 

Da  zischt  in  Würzburg  auf  einem  Forum  mit  DDR- Politikern  ein  Jurastudent,  Mitglied 
einerschlagenden  Verbindung,  voll  Haß;  Denen  könnte  ich  den  Hals  abschneiden!  Da 
erdreistete  sich  in  Hamburg  ein  Unbelehrbarer  von  vorgestern,  zu  sagen:  Zu  wenige 
sind  vergast  worden! 

Das  sind  Beispiele  aus  einer  Fülle  von  Tatsachen, 

Ein  Phänomen  im  17,  Jahr  der  bundesrepublikanischen  Existenz? 

Ein  Phänomen  gewiß,  aber  ein  erklärbares  ,,," 

(60) 


Prof.  Dr.  Werner  Hofmann,  Marburg 


Noch  im  März  1965  hat  das  Bun¬ 
desinnenministerium  in  seinem 
Bericht  über  die  Tätigkeit  rechts¬ 
extremistischer  Kreise  in  unse¬ 
rem  Land  geäußert,  daß  der 
Rechtsradikalismus  „keine  Rolle“ 
spiele.  Mittlerweile  haben  die 
Wählerfolge,  die  kürzlich  in  Hes¬ 
sen  und  Bayern  eine  Partei  erzielt 
hat,  welche  man  laut  Urteil  des 
Landgerichts  Konstanz  ungestraft 
als  ein  „Sammelbecken  früherer 
Nationalsozialisten“  bezeichnen 
darf,  selbst  die  Börsenkundschaft 
des  In-  und  Auslands  verstimmt. 
Man  fragt  sich:  Ist  die  Wieder¬ 
kunft  des  Rechtsradikalismus  erst 
von  heute,  oder  hat  man  sich  über 
seine  Möglichkeiten  bisher  ge¬ 
täuscht? 

Hat  man  einmal  die  Natur  unse¬ 
res  Rechtsextremismus  näher  in 
Augenschein  genommen,  so  wird 
man  darüber  erstaunen,  daß  'es 
des  Wahlerfolges  einer  Partei  be¬ 
durfte,  um  das  In-  und  Ausland 
aufmerksam  werden  zu  lassen. 
Sind  denn  die  Einzelseiten,  aus  de¬ 
nen  sich  das  „Image“  dieser  Par¬ 
tei  bei  den  Wählern  zusammen¬ 
setzt,  die  Mischung  aus  alten  und 
neuen  Affekten,  die  dieser  Partei 
entgegenkommen,  unserem  son¬ 
stigen  politischen  und  geistigen 
Leben  ganz  fremd? 

Müssen  .es  die  alten  und  neuen 
Rechtsextremisten  im  übrigen 
nicht  als  Ermutigung  empfinden, 
wenn  unsere  Gerichte  notorisch 
milde  mit  Massenmördern  der 
nationalsozialistischen  Zeit  ver¬ 
fahren;  wenn  diese  in  einer  ge¬ 
häuften  Zahl  von  Fällen  nach 
kürzester  Frist  wegen  „Haftunfä¬ 
higkeit“  auf  freien  Fuß  gesetzt 
werden;  wenn  zahllose  Bildbe¬ 
richte,  Landserhefte  und  Bücher 


in  der  Erinnerung  an  Groß¬ 
deutschlands  erregende  Zeiten 
schwelgen  und  das  großdeutsche 
Literaturgeschäft  manche  Zeit¬ 
schrift  nachgerade  in  Memoiren¬ 
blätter  verwandelt  hat;  wenn  im 
Zeichen  eines  neurotisch  gewor¬ 
denen  Antikommunismus  der 
schlichteste  staatsbürgerliche  Li¬ 
beralismus  verdächtigt  wird  und 
eine  neue  Staatsschutzmentalität 
um  sich  greift? 

So  zeugt  es  auch  von  einer  son¬ 
derbaren  Verengung  des  politi¬ 
schen  Blicks:  öffentlidie  Demon- 
stralionen  und  Schweigemärsche 
werden  gegen  eine  rechtsgerichte¬ 
te  Partei  veranstaltet;  gleichzeitig 
aber  kann  die  regierende  Partei 
eines  Bundeslandes  auf  einer 
wehrpolitischen  Arbeitstagung  in 
Augsburg  (laut  „Süddeutsche  Zei¬ 
tung“  vom  14.  November)  nicht 
nur  eine  weitere  „Stärkung  des 
Wehrwillens  des  ganzen  Volkes“, 
auch  vermittels  der  Schulen,  die 
„Hervorkehrung  der  militärischen 
Traditionen“  sowie  einen  „persön¬ 
lich  führenden  Mann“  für  unsere 
„musisch-verzivilisierte“  Bundes¬ 
wehr  fordern,  sondern  sich  auch, 
ohne  hierbei  öffentlichem  Wider¬ 
spruch  zu  begegnen,  schützend 
vor  den  Verband  der  einstigen 
Angehörigen  der  Waffen-SS  stel¬ 
len,  der  einer  „subversiven  Pu¬ 
blizistik“  ausgesetzt  sei,  und  sich 
„mit  entschiedener  Befürwor¬ 
tung“  für  dessen  „volle  Anerken¬ 
nung  in  der  Öffentlichkeit“  aus¬ 
sprechen.  Was  hat  sich  mit  einer 
Demokratie  zugetragen,  welche 
den  Angehörigen  der  Waffen-SS, 
die  in  aller  Stille  mit  ihrer  eige¬ 
nen  Vergangenheit  fertig  werden 
sollten,  wieder  Funktionen  im 
Staate  zuweist? 
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Solange  freilich  auch  unsere  of¬ 
fizielle  Politik  selbst  an  der  Ver¬ 
gangenheit  nur  das  Jahr  1945  zu 
„bewältigen“  im  Begriffe  steht, 
solange  deutsche  Atlanten  syste¬ 
matisch  irreführend  gedruckt  wer¬ 
den,  solange  Menschen,  die  nach 
1933  als  Opponenten  des  Regimes 
wegen  Gefahr  für  Leib  und  Le¬ 
ben  aus  dem  Lande  weichen  muß¬ 
ten,  öffentlich  verfemt  werden, 
solange  eine  Mitverfügung  über 
nukleare  Waffen  als  Sache  der 
„nationalen  Selbstachtung“  gefor¬ 
dert  wird  und  solange  alle  Ver¬ 
suche  einer  Entspannung  der  La¬ 
ge  in  Mitteleuropa  als  „auf  unse¬ 
re  Kosten“  gehend  betrachtet 
werden,  kann  der  Rechtsradika¬ 
lismus  sich  an  die  offizielle  Poli¬ 
tik  selbst  anhängen. 

Unter  diesen  Umständen  erscheint 
der  organisierte  Rechtsextremis¬ 
mus  nicht  als  ein  unterschobenes, 
sondern  vielmehr  als  ein  legitimes 
Kind  der  Verhältnisse.  Daher 
sind  auch  seine  Wirkungsmöglich¬ 
keiten  nicht  an  den  Wahlprozen¬ 
ten  einer  Partei  zu  ermessen,  auf 
die  der  gebannte  Blick  sich  gehef¬ 
tet  hat.  Das  eigentlich  Neue,  das 
die  kürzlichen  Parlamentswahlen 
in  zwei  Bundesländern  gezeitigt 
haben,  liegt  vielmehr  in  einer 
doppelten  Indiz-Punktion;  Der 
Rechtsradikalismus  hat  größere 
Teile  des  Volkes  erreicht.  Wer 
darf  sich  darüber  wundern? 

Daß  die  Umstände  gerade  jetzt 
dem  organisierten  Rechtsradika¬ 
lismus  günstig  sind,  beruht  auf 
einem  elementaren  Doppelgesetz 
der  politischen  Soziologie:  Der 
Rechtsradikalismus  gewinnt  nach 
aller  Erfahrung  immer  da  an  Bo¬ 
den,  wo  eine  ohnehin  unleugbare 


„rechts“-gerichtete  Politik  gleich¬ 
zeitig  schwach,  inkonsequent,  la¬ 
vierend  auftritt.  Der  Rechtsradi¬ 
kalismus  nimmt  die  regierende 
Rechte  beim  Wort.  Er  spricht  aus, 
was  andere  nur  denken;  ihre  ver¬ 
hohlenen  Wünsche  will  er  voll¬ 
strecken,  ihre  halben  Unterneh¬ 
mungen  zu  Ende  führen.  Er  tritt 
auf  als  der  entschiedene,  zu  Taten 
drängende,  aktivistische,  aggres¬ 
sive  Vollender  dessen,  was  die 
anderen  bloß  wollen. 

Der  Rechtsradikalismus  vermag 
unter  diesen  Umständen  in  der 
Haltung  des  Decouvrierenden 
aufzutreten;  er  ist  das  Enfant  ter- 
rible  jener,  die  zu  den  Konse¬ 
quenzen  ihrer  eigenen  Absichten 
sich  nicht  bekennen  wollen.  Ein 
Volk,  dem  man  nur  noch  Alter¬ 
nativen  einer  rechtsgerichteten 
Politik  bietet,  entscheidet  sich  in 
der  Wahl  zwischen  einer  halbher¬ 
zig  und  einer  konsequent  verfolg¬ 
ten  derartigen  Politik  stets  für 
die  letztere. 

Und  damit  hängt  etwas  Weiteres 
zusammen:  Der  Rechtsextremis¬ 
mus  erhält  immer  dann  Auftrieb, 
wenn  eine  bereits  rechtsgerichtete 
Politik  Schlappen  erleidet.  Der 
Zerfall  der  NATO,  die  Starfigh¬ 
terkrise,  die  sich  zu  einer  Krise 
der  Bundeswehrführung  aus- 
wuchs,  die  Zersetzung  des  Regie¬ 
rungslagers  in  ein  Feld  anarchi¬ 
stischer  Privatfehden,  die  bedenk¬ 
liche  Entfremdung  der  Bundes¬ 
republik  von  der  Außenwelt  — 
dies  alles  konnte  nicht  ohne  Rück¬ 
wirkung  bleiben.  Es  wiederholt 
sich  hier  eine  Erfahrung  der  Wei¬ 
marer  Zeit:  Mißerfolge  einer 
rechtsgerichteten  Politik  schwä¬ 
chen  nicht,  sie  stärken  den 
Rechtsextremismus. 


Aber  noch  etwas  Weiteres  hat  der 
Ausgang  der  vor  kurzem  abgehal¬ 
tenen  Landtagswahlen  in  Hessen 
und  Bayern  gezeigt;  Nach  einem 
kurzen  bestürzten  Erstarren  ha¬ 
ben  sich  rasch  die  Stimmen  derer 
gemehrt,  die  sich  mit  einem  par¬ 
lamentsfähig  gewordenen  Rechts¬ 
radikalismus  abzufinden,  ja  zu 
arrangieren  bereit  sind.  Zwar  hat 
noch  vor  Jahresfrist  ein  führen¬ 
der  Funktionär  der  „Nationalde¬ 
mokraten“  (laut  „Der  Spiegel“ 
vom  8.  September  1965)  erklärt, 
daß  „unsere  Demokratie  von 
fremden  Eroberern  verfügt  wor¬ 
den  ist“  und  daß  das  Grundgesetz 
„total  außerhalb  der  Legalität“ 
entstanden  sei.  Die  gewiß  unver¬ 
dächtige  „Süddeutsche  Zeitung“ 
vom  22.  November  1966  aber  trö¬ 
stet  sich:  „Bei  kühler  Betrachtung 
läßt  sich  einfach  noch  nicht  sagen, 
ob  es  sich  bei  der  NPD  um  eine 
rechtsextremistische  Partei  han¬ 
delt.“  Selbst  wenn  sie  sich  aber 
als  eine  solche  erweisen  sollte,  „so 
wäre  die  Bundesrepublik  damit 
vor  der  Weltöffentlichkeit  noch 
immer  nicht  blamiert.  Acht  Pro¬ 
zent  Extremisten  sind  ein  Pro¬ 
zentsatz,  den  eine  Demokratie 
verdauen  muß.“ 

Man  fragt  sich,  bis  auf  welchen 
Satz  die  Prozentziffer  in  Zukunft 
steigen  darf,  ohne  daß  „unsere 
Demokratie“  von  Magenbeschwer¬ 
den  befallen  wird.  Und  man  wird 
mit  dieser  noblen  Großzügigkeit 
auch  die  peinliche  Sorgfalt  ver¬ 
gleichen,  mit  der  unsere  Verfas¬ 
sungsorgane  jenem  verschwinden¬ 
den  Häuflein  von  Kommunisten 
nachspüren,  für  das  sie  unser  Ge¬ 
meinwesen  offenbar  als  ungleich 
anfälliger  betrachten. 

Nicht  nur  die  Bereitschaft  ist 


wahrzunehmen,  sich  mit  der  Teil - 
habe  rechtsradikaler  Kreise  an 
der  Staatsmacht  abzufinden,  son¬ 
dern  auch  die  Neigung,  sich  ihrer 
zu  bedienen.  Wenn  auf  der  letzten 
Tagung  des  NATO-Rates  der 
Sprecher  unserer  Regierung  die 
allgemeine  Überraschung  über 
den  Wahlerfolg  der  Rechtsextre¬ 
misten  in  Hessen  dazu  benutzte, 
um  den  Forderungen  der  Bundes¬ 
regierung  Nachdruck  zu  verleihen, 
und  wenn  hierbei  die  fatale  Asso¬ 
ziation  mit  dem  „Geist  von  Ver¬ 
sailles“  beschworen  wurde,  wenn 
ferner  die  politischen  Parteien 
heute  meinen,  daß  „nach  Natio¬ 
nalstolz  eine  starke  Nachfrage“ 
bestehe  („Süddeutsche  Zeitung“ 
vom  22.  November  1966)  und  daß 
man  dem  Rechnung  tragen  müsse, 
so  zeigt  sich:  der  organisierte 
Rechtsradikalismus  hat  bereits 
politische  Funktion  erhalten. 

Das  Neue  ist,  daß  der  Rechtsradi¬ 
kalismus  sich  aus  einem  Anhäng¬ 
sel  der  herrschenden  Politik  in 
eine  seinerseits  treibende  Kraft 
verwandelt;  man  wird  sich  auf 
ihn  berufen.  Und  wer  am  Rechts¬ 
radikalismus  bemängelt,  daß  er 
kein  klares  politisches  Programm 
habe,  verkennt,  daß  dieser  ein 
Programm  auch  nicht  braucht:  er 
macht  bereits  allenthalben  Politik. 
Gerade  darum  wird  „Weimar“ 
nicht  wiederkehren.  Der  Rechts¬ 
extremismus  steht  diesmal  nicht 
gegen  ein  „System“,  das  er  als 
unangemessen  empfindet.  Er  ist 
vielmehr  Fleisch  von  seinem 
Fleische,  Geist  von  seinem  Geiste. 
Er  braucht  nicht  umzustürzen,  er 
braucht  nur  nachzuhelfen.  Er  ist 
Zutreiber  jenes  „starken  Mannes“, 
dem  er  selbst  recht  zu  geben 
scheint. 


IX. 


Proteste  der  Jugend; 


Deutscher  B  u  n  d  es  j  ug  e  n  d  r  i  n  g  : 

"...  Mit  großer  Besorgnis  beobachtet  der  Deutsche  Bundesjugendring  (DBJR)  die 
Sammlungsbestrebungen  nationalistischer  Kräfte  in  der  Bundesrepublik,  die  Teiler¬ 
folge  der  NPD  und  die  Entwicklung  der  rechtsextremen  Publikationsorgane.  Der 
DBJR  verurteilt  mit  Entschiedenheit  die  Stellungnahme  solcher  Kreise  zur  Kriegs¬ 
schuldfrage,  zu  den  Kriegsverbrecherprozessen,  zum  Problem  ausländischer  Arbeit¬ 
nehmer,  zur  Entwicklungshilfe  und  zu  den  Beziehungen  mit  dem  Staat  Israel  und  un¬ 
seren  jüdischen  Mitbürgern  in  Deutschland.  Die  im  DBJR  zusammengeschlossenen 
Jugendverbände  und  Landesjugendringe  fordern  nachdrücklich  die  demokratischen 
Parteien  auf,  alles  zu  tun,  um  zu  verhindern,  daß  nationalistische  Kräfte  in  unserem 
Lande  noch  einmal  salonfähig  werden.  Insbesondere  bittet  der  DBJR  alle  verantwort¬ 
lichen  Persönlichkeiten  und  Organisationen  unserer  Gesellschaft,  denen  die  Festi¬ 
gung  der  demokratischen  Ordnung  und  ein  partnerschaftliches  Verhältnis  zu  allen 
Völkern  ein  Anliegen  sind,  den  Appell  an  die  politische  Vernunft  höher  zu  stellen 
als  die  Weckung  von  Emotionen,  die  nach  aller  geschichtlichen  Erfahrung  und  ange¬ 
sichts  des  geteilten  Deutschlands  dem  Engagement  der  Bürger  für  die  Demokratie  hin¬ 
derlich  sind.  Niemand  soll  sich  durch  das  Lippenbekenntnis  der  Unbelehrbaren  zur 
Demokratie  täuschen  lassen.  Es  wird  Aufgabe  aller  Gutwilligen  in  der  Bundesrepublik 
sein,  dafür  zu  sorgen,  daß  die  junge  Generation  keine  nationalistischen  Vorstellun¬ 
gen  übernimmt  und  ihr  Wille  zur  verantwortlichen  Mitarbeit  an  der  Demokratie  ge¬ 
stärkt  wird.  Die  Jugendverbände  werden  ihrerseits  beharrlich  ihre  Bemühungen  im 
Bereich  der  politischen  Bildungsarbeit  fortsetzen  und  sich  dabei  verstärkt  mit  den 
schwierigen  Fragen  von  Heimat,  Volk,  Nation  und  Vaterland  auseinandersetzen. 

Der  DBJR  ist  der  Überzeugung,  daß  die  Klärung  dieser  Begriffe  nicht  ersetzt  werden 
kann  durch  den  Appell  an  nationale  Gefühle  und  Vorurteile  ..." 
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Hessischer  Jugendring: 

"Für  eine  verstärkte  politische  Bildungsarbeit  als  Abwehrmaßnahme  gegen  dos  Vor¬ 
dringen  der  NPD  bei  jungen  Menschen,  forderte  Reinhard  Goepfert,  Vorsitzender 
des  hessischen  Jugendringes  und  Landesvorsitzender  der  sozialistischen  Jugend  *Die 
Falken*.  Alle  Jugendverbände  sollten  sich  überlegen,  wie  sie  dem  ‘unglückseligen 
Wirken*  der  NPD  entgegenarbeiten  könnten.  Besonders  verurteilte  Goepfert  die  im 
Wahlkampf  von  der  NPD  aufgestellte  Forderung,  die  Jugend  wieder  national  und 
nicht  mehr  international  zu  erziehen. 

Roland  Petri  (DGB  Hessen)  erklärte  zum  NPD-Erfolg  in  Hessen,  die  bisher  im  Parla¬ 
ment  vertretenen  Parteien  hätten  die  Gefahr  von  rechts  bisher  nicht  ernst  genug  ge¬ 
nommen." 

(63) 

•k 
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Bayerischer  Jugendring: 

Der  bayerische  Jugendring  hat  am  vergangenen  Wochenende  einen  dringenden 
Appell  an  die  490  000  bayerischen  Jungwähler  erlassen,  bei  den  Landtagswahlen  am 
20.  November  keinesfalls  die  NPD  zu  wählen. 

In  einem  weiteren  Appell  an  die  bayerische  Jugend  hat  der  Deutsche  Gewerkschafts¬ 
bund  ebenfalls  dazu  aufgefordert,  nicht  die  NPD  zu  wählen.  In  einer  Zeit,  in  der 
die  Auswirkungen  der  Kriege  noch  zu  spüren  seien,  dürfe  man  Leuten,  die  diese  Ka¬ 
tastrophen  mit  verursacht  hätten,  kein  Gehör  schenken, ,, " 

(64) 

* 


Bund  der  Deutschen  Katholischen  Jugend: 

"Die  Hauptversammlung  des  Bundes  der  Deutschen  Katholischen  Jugend  hat  in  einer 
Resolution  die  'Unbeweglichkeit,  Selbstgefälligkeit  und  Konzeptlosigkeit  aller  im 
Bundestag  vertretenen  Parteien'  als  Ursache  des  NPD-Erfolges  in  Hessen  bezeichnet. 
Die  Parteien  werden  aufgefordert,  zu  überzeugender  politischer  Arbeit  zurückzukeh¬ 
ren,  Nur  so  sei  es  möglich,  die  Wähler  davon  zu  überzeugen,  daß  der  Rechtsradika¬ 
lismus  kein  Weg  für  die  deutsche  Politik  sein  könne," 

(65) 

* 


Jungdemokraten: 

"Als  ein  Alarmsignal  bezeichnete  der  Bundesvorsitzende  der  deutschen  Jungdemokra¬ 
ten,  Karl  Holl,  die  Tatsache,  daß  Teile  der  deutschen  Jugend  gegen  'nationalistische 
Einflüsterungen  offenbar  doch  nicht  völlig  immun  sind,*  Holl  erklärte,  die  Jungde¬ 
mokraten  beobachteten  mit  äußerster  Sorge,  daß  die  NPD  ihre  Anhänger  nicht  nur  in 
einigen  unbelehrbaren  Kreisen  der  älteren  und  mittleren  Generation  finde,  sondern 
•daß  diese  Partei  auch  eine  erschreckend  große  Anazahl  von  jungen  Wählern  und 
Mitgliedern  mit  Erfolg  anspricht.'  Die  Jungdemokraten  appellierten  an  alle  demo¬ 
kratischen  Parteien,  sich  mehr  als  bisher  um  die  Mitarbeit  der  jungen  Generation  zu 
bemühen," 

(66) 

* 

Schüler  und  Studenten  in  München: 

Mehrere  tausend  Menschen  -  vornehmlich  Schüler  und  Studenten  -  demonstrier¬ 
ten  am  Freitagabend  auf  dem  Münchner  Königsplatz  gegen  die  NPD  und  rechtsgerich¬ 
tete  Kreise.  Die  Teilnehmer,  die  zahlreiche  Plakate  und  Transparente  trugen,  zogen 
vom  Königsplatz  zur  Akademie  der  Bildenden  Künste  nach  Schwabing,  Die  Aufschrif¬ 
ten  lauteten:  'NSDAP  -  Ermächtigungsgesetz  -  Auschwitz  -  Zweiter  Weltkrieg', 
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*1933  NSDAP  -  1966  NPD*  oder  *Deutschland  ist  zu  schade  für  einen  nochmaligen 
Untergang  mit  Nazi-Rabauken*.  Zahlreiche  Transparente  waren  nur  mit  den  Buchsta¬ 
ben  NPD  und  einem  großen  Hakenkreuz  versehen." 

(67) 


Schüler  in  Bayreuth: 

"Die  Schüler  Bayreuther  höherer  Schulen  haben  für  kommenden  Mittwoch  zu  einem 
Protestmarsch  gegen  die  NPD  aufgerufen,  ‘Gerade  in  Bayreuth,  einer  der  Hochbur¬ 
gen  der  NPD,  wird  ein  Demonstrationszug  besonders  wirkungsvoll  sein  und  zeigen, 
daß  es  auch  ein  anderes  Deutschland  gibt',  heißt  es  in  einem  Aufruf  der  Schüler,  Der 
Marsch  durch  die  Innenstadt,  der  unter  dem  A/\otto  'Wir  demonstrieren  gegen  die  ewig 
Gestrigen'  steht,  soll  eine  Stunde  vor  einer  NPD-Wahlkundgebung  in  der  Bayreuther 
Stadthalle  beginnen. 

Alle  politisch  interessierten  Schüler  werden  in  einem  Flugblatt  aufgerufen,  durch 
ihre  Teilnahme  Stellung  zu  nehmen.  'Wir  demonstrieren  gegen  eine  Partei,  die  po¬ 
litisch  Andersdenkende  bei  Diskussionen  niederbrüllt,  anpöbelt  und  aus  den  Versamm¬ 
lungen  rausschmeißt'.  Es  bleibe  folglich  nur  diese  Art  des  Protestes,  Ausdrücklich 
betonen  die  Schüler,  daß  ihre  Aktion  von  keiner  Partei  ausgehe," 

(68) 

* 


Schüler  und  Studenten  in  Freising: 

"...  Gegen  das  Auftreten  der  NPD  und  ihre  Erfolge  bei  den  Landtagswahlen  in  Hes¬ 
sen  protestierten  am  Samstagnachmittag  Freisinger  Studenten  in  der  Innenstadt.  Sie 
trugen  Transparente  mit  sich,  auf  denen  man  lesen  konnte;  *NPD  -  Landtagssitz? 
Schlechter  Witz!*,  'Hat  NPD  erst  die  Gewalt,  dann  bleibt  die  Küche  immer  kalt 
(deutsche  Weisheit)',  'NPD  mit  Adolf  Thadden  -  Jubel  bei  den  Nachbarstaaten' 
und  'In  Hessen  spukt  der  alte  Zauber  -  wir  Bayern  wählen  sauber*.  Dem  Demon¬ 
strationszug,  an  dem  sich  auch  ein  Stadtrat  der  CSU  beteiligte,  schlossen  sich  auf 
dem  Wege  durch  die  Stadt  mehrfach  spontan  Passanten  an.  Die  jungen  Organisato¬ 
ren  kamen  für  die  Kosten  der  Transparente  aus  eigener  Tasche  auf  ..." 

(69) 

* 

Schüler  und  Studenten  in  Hamburg; 

"Tausende  Menschen  protestierten  in  Hamburg  gegen  die  Nationaldemokratische  Par¬ 
tei  Deutschlands.  Nach  Angaben  der  Polizei  beteiligten  sich  an  der  Demonstration 
rund  2500  Menschen  und  an  einer  folgenden  Kundgebung  3500,  -  Schauplatz  des 
Protests  gegen  den  Rechtsextremismus  war  die  AAoorweide  vor  Hamburgs  Dammtor- 
Bahnhof,  die  der  Hamburger  Innensenator  Ruhnau  zur  sogenannten  Meckerwiese  er- 
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klärt  hat,  Innensenator  Ruhnau  rief  der  NPD  zu:  'Wir  stehen  hier  heute,  um  allen  zu 
sagen:  Wir  werden  nicht  ein  zweitesmal  zulassen,  daß  die  Hoffnung  der  jungen  Gene¬ 
ration  und  die  Hoffnung  eines  ganzen  Volkes  auf  Frieden  und  Freiheit  wieder  durch 
politische  Scharlatane  vertan  wird,*  -  Ruhnau  hatte  auch  an  der  Protestdemonstration 
teilgenommen.  Er  betonte,  im  Jahr  1966  gebe  es  für  jene  kein  Verständnis  mehr,  die 
nichts  hinzugelernt  haben  und  'an  denen  Konzentrationslager,  Eroberungskriege, 
zerstörte  Städte  und  weinende  Kinder  vorbeigerauscht  sind  wie  ein  Wasserfall',  Die 
sogenannten  nationalen  Kräfte,  die  wieder  die  alten  nationalsozialisitschen  Parolen 
aufwärmten,  seien  in  Wirklichkeit  die  eigentlichen  Feinde  der  Nation,  Der  Innen¬ 
senator  sagte,  es  gebe  keinen  Zweifel  daran,  was  sich  hinter  der  konservativen  Bie¬ 
dermanns-Maske  der  NPD  verberge,  'Ich  bin  kein  Freund  von  Verboten,  Wer  die 
Freiheit  aber  benutzen  will,  um  sie  zu  beseitigen,  dem  werden  wir  auf  die  Finger 
schlagen*,  kündigte  Ruhnau  an. 

Die  anderen  Parteien  würden  einen  Fehler  begehen,  wenn  sie  mit  der  NPD  in  'natio¬ 
naler  Tüchtigkeit'  wetteifern  würden,  warnte  der  Publizist  Eggebrecht,  der  ebenfalls 
an  dieser  Veranstaltung  Hamburger  Jugend-  und  Studentenverbände  teilnahm.  Auf 
den  Transparenten  der  Demonstranten  stand:  'Denk  an  1933*,  'Thaddens  Bubis  raus* 
oder  'NSDAP  -  NPD  -  selbst  die  Buchstaben  stimmen*  ,,," 

(70) 

*  * 

* 


X,  Warnungen  und  Proteste  der  Gewerkschaften: 

B  und  es  ko  ng  re  ß  des  DGB: 

"Der  7,  DGB-Bundeskongreß  hat  im  Mai  dieses  Jahres  beschlossen,  daß  die  Mitglied¬ 
schaft  zur  NPD  nicht  vereinbar  ist  mit  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Gewerkschaft  des 
Deutschen  Gewerkschaftsbundes,  Diesen  Beschluß  hat  der  Hauptvorstand  unserer  Ge¬ 
werkschaft  in  seiner  Sitzung,  die  kurze  Zeit  darauf  in  Hamburg  stattfand,  bestätigt. 
Er  hat  alle  Mitglieder  der  Gewerkschaft  verpflichtet,  überall  gegen  rechtsradikale 
Strömungen  und  die  Vertretung  rechtsradikalen  Gedankengutes  energisch  Stellung 
zu  nehmen. 

Dem  Gewerkschaftsausschuß  war  es  Vorbehalten,  die  satzungsgemäßen  Vorausset¬ 
zungen  für  die  Nichtaufnahme  von  NPD-Mitgliedern  in  unsere  Gewerkschaft  und  den 
Ausschluß  bei  Bekanntwerden  der  NPD-Mitgliedschaft  zu  schaffen. 

Der  Gewerkschaftsausschuß  hat  ausdrücklich  beschlossen,  daß  Mitglieder  von  Orga¬ 
nisationen,  bei  denen  eine  Mitgliedschaft  nach  DGB-Beschluß  mit  der  Zugehörig¬ 
keit  zu  einer  DGB-Gewerkschaft  unvereinbar  ist,  im  Hauptvorstand  ohne  Ausschluß¬ 
verfahren  nach  den  vom  Gewerkschaftsausschuß  ebenfalls  beschlossenen  Durchfüh¬ 
rungsbestimmungen  auszuschließen  sind. 

Damit  hat  der  Gewerkschaftsausschuß  einen  ersten  Schritt  getan,  rechtsradikale  Be¬ 
strebungen  und  ganz  besonders  die  Mitgliedschaft  in  der  NPD  zu  bekämpfen.  Dieser 
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einstimmig  gefaßte  Beschluß  zur  Änderung  der  Satzung  wurde  von  allen  Mitgliedern 
des  Gewerkschaftsausschusses  und  Hauptvorstandes  begrüßt  und  die  Parteien,  die  Ge¬ 
werkschaften  und  alle  demokratischen  Organisationen  aufgefordert,  energisch  gegen 
alle  rechtsradikalen  Strömungen  einzuschreiten  und  die  junge  Demokratie  vor  denen 
zu  schützen,  die  schon  einmal  die  Totengräber  einer  demokratischen  Verfassung  in 
Deutschland  gewesen  sind," 

(71) 

* 


Deutscher  Gewerkschaftsbund,  Landesbezirk  Bayern; 

"Wiederholt  behaupteten  in  jüngster  Vergangenheit  führende  Männer  der  NPD,  in  ih¬ 
rem  24köpfigen  Parteivorstand  seien  lediglich  6  ehemalige  Angehörige  der  NSDAP, 
Manchmal  wurde  einschränkend  die  Bezeichnung  eherrialige  aktive  Mitglieder  der 
NSDAP  gebraucht.  Offensichtlich  legt  es  diese  Partei  darauf  an,  mit  ungenauen  An¬ 
gaben  die  Öffentlichkeit  über  die  nationalsozialistische  Vergangenheit  vieler  ihrer 
Führungskräfte  in  die  Irre  zu  führen. 

Nach  uns  zugegangenen  Informationen  soll  die  NPD-Führung  wie  folgt  besetzt  sein; 
Am  1 .10.1966,  zu  einem  Zeitpunkt  also,  als  Florian  Winter  sein  Amt  als  stellvertre¬ 
tender  Bundesvorsitzender  parteiintern  bereits  zur  Verfügung  stel  Ite,  bestand  der  Par¬ 
teivorstand  aus  einem  Vorsitzenden,  2  Stellvertretern  (ohne  Winter),  5  gewählten 
und  5  sonstigen  Vorstandsmitgliedern,  (Die  Referenten  werden,  soweit  sie  nicht  zu 
den  Obengenannten  gehören,  extra  gezählt,  da  nicht  feststellbar  ist,  ob  sie  ordent¬ 
liche  oder  Gastmitglieder  des  Vorstands  sind,)  Von  den  vorab  genannten  13  Personen 
gehörten  8  der  NSDAP  an,  4  davon  bekleideten  öffentliche  Ämter  oder  Führungspo¬ 
sitionen  bei  der  Partei  oder  der  SS. 

Dem  Zköpfigen  Parteipräsidium  gehören  5  ehemalige  NSDAP-Mitglieder  an,  davon  3 
mit  ehemals  führenden  Positionen  in  der  Partei  oder  SS. 

Von  den  7  Referenten  im  Parteivorstand,  die  nicht  gleichzeitig  unmittelbar  dem  Vor¬ 
stand  oder  dem  Präsidium  angehören,  waren  5  in  der  NSDAP,  1  davon  SS-Oberstum- 
bannf ührer, " 

(72) 


Bundesvorstand  des  DGB; 

Das  Wahlergebnis  hat  deutlich  gemacht,  daß  die  Bonner  Krise  dem  Ansehen  der 
demokratisch-parlamentarischen  Institutionen  schweren  Schaden  zufügt.  Nach  Auf¬ 
fassung  des  DGB  ist  es  die  Pflicht  aller  demokratischen  Parteien  und  Institutionen, 
aus  dem  Vordrir^gen  der  rechtsradikalen  Kräfte  sofort  die  Konsequenzen  zu  ziehen, 
damit  im  Sinne  des  Grundgesetzes  die  Demokratie  gefestigt  wird.  Dos  Ansehen  und 
die  Zukunft  unserer  demokratischen  Ordnung  müssen  den  im  Deutschen  Bundestag 
vertretenen  Parteien  wichtiger  sein  als  parteipolitische  Überlegungen." 

(73) 
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METALL“: 


Neben  der  *Nationalzeitung*  erscheinen  nach  Feststellungen  des  Bundesinnen- 
ministeriums  in  der  Bundesrepublik  noch  39  ‘rechtsradikale  Periodika’,  die  ebenso  wie 
nicht  weniger  als  22  Buchdienste  gleicher  Couleur  und  weitere  22  rechtsextreme 
Buchverlage  nazistisches,  antidemokratisches  oder  antisemitisches  Gedankengut  ver¬ 
breiten,  In  nur  verschwindend  wenigen  Fällen  wurde  jedoch  von  den  gesetzlichen 
Möglichkeiten  des  Verbots  und  der  Einziehung  Gebrauch  gemacht,  ‘obwohl*  -  so 
wörtlich  das  Bundesinnenministerium  -  ‘die  Gesamttendenz  der  einzelnen  Schriften 
oft  kaum  weniger  bedenklich  erscheint  als  die  Terminologie  und  Diktion  rechtskräftig 
eingezogener  Bücher*. 

Auch  diese  Aufstellung  von  Fällen  falsch  verstandener  Toleranz  gegenüber  den  Fein¬ 
den  der  Demokratie  ließe  sich  fortsetzen.  Sie  berechtigen  zu  der  Frage:  Was  muß 
eigentlich  noch  passieren,  bis  etwas  passiert?  Noch  hat  der  Rechtsradikalismus,  der 
in  der  NPD  seine  politische  Sammlungsbewegung  findet,  erst  eine  kleine  Minderheit 
unseres  Volkes  erfaßt.  Dos  ist  richtig,  doch  damit  sich  zu  trösten  und  weiter  tatenlos 
zuzusehen  wie  bisher  -  das  hieße  Demokratie,  Recht  und  Freiheit  in  Deutschland  ein 
weiteres  Mal  aufs  Spiel  zu  setzen,“ 

(74) 

-  * 

“DER  GEWERKSCHAFTER“: 

“Die  Nationaldemokratische  Partei  Deutschlands,  die  seit  den  Kommunalwahlen  in 
Bayern  und  Hamburg  von  sich  reden  macht,  hat  nun  auch  im  2.  Aprilheft  der  Zeit¬ 
schrift  ‘Der  Arbeitgeber*  einen  Fürsprecher  gefunden,  der  mit  der  polemischen  Fra¬ 
gestellung  ‘Ist  national  ein  Unglück?*  das  neue  Parteigebilde  der  Öffentlichkeit  et¬ 
was  schmackhafter  machen  will.  Es  erregte  zunächst  einiges  Aufsehen,  daß  ausge¬ 
rechnet  der  Chefredakteur  des  Arbeitgeberorgans  sich  veranlaßt  sah-  eingepackt  in 
ein  wenig  Kritik  -,  seinen  Lesern  diese  Partei  doch  irgendwie  schmackhaft  zu  machen. 

Inzwischen  hat  man  im  Lager  der  Bundesvereinigung  der  Arbeitgeberverbände  doch 
einige  Haare  in  der  Suppe  gefunden,  die  Chefredakteur  Dr,  Heinrichsbauer  einge¬ 
brockt  hatte,  Arbeitgeberpräsident  Balke  äußerte  nämlich:  überall  hätte  der  Artikel 
erscheinen  können,  aber  nicht  in  diesem  Arbeitgeberorgan,  wenn  er,  Dr.  Siegfried 
Balke,  vorher  gefragt  worden  wäre.  Aber  die  Zeitschrift  ‘Der  Arbeitgeber*  sei  ein 
selbständiger  Verlag  und  Dr.  Heinrichsbauer  eben  der  Angestellte  dieses  Verlags,  der 
sich  ‘Arbeitgeberverlag  Ide  &  Co,‘  nennt.  Für  einen  ausgezeichneten  Journalisten 
hält  Dr,  Balke  den  Chefredaktuer  Heinrichsbauer  dennoch. 

Vom  Programm  der  NPD  meinte  Präsident  Balke,  es  sei  reichlich  verschwommen,  und 
er  sehe  wirklich  keinen  Grund,  daß  Arbeitgeber  diese  Partei  unterstützen  sollten. 

Im  Plädoyer  für  die  NPD  im  ‘Arbeitgeber*  jedoch  finden  sich  so  kennzeichnende 
Sätze  wie  etwa  der  von  der  ‘permanenten  Verhöhnung  unseres  redlich  Demokratie 
paukenden  Staatsgebildes  durch  das  Monopol  einer  Gruppe  meinungsmachender  In¬ 
tellektueller*,  daß  man  sich  des  Gefühls  nicht  erwehren  kann,  es  werde  da  doch 
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etwas  von  der  bieder-bösartigen  Propaganda  betrieben,  die  national  und  volksnah  nur 
zu  gern  für  ein  politisches  Programm  ausgibt. 


tDas  aber  haben  wir  alles  schon  einmal  gehabt,  und  so  tönt  denn  auch  Herr  Heinrichs¬ 
bauer,  daß  die  'nationale  Frage  virulent  geworden*  sei,  ganz  so,  als  hätten  die  po¬ 
litischen  Parteien  der  Bundesrepublik  bislang  die  nationalen  Interessen  des  deutschen 
Volkes  nicht  wahrgenommen.  Eben  das  ist  aber  der  Pferdefuß  dieser  Nationaldemo¬ 
kratischen  Partei,  daß  sie  das  so  verpflichtende  und  so  leicht  eingängige  Wort  'natio¬ 
nal*  als  Tarnschild  für  alle  möglichen  anderen  politischen  Zielsetzungen  gewählt  hat 


hat  . . . 


II 


(75) 


"HOLZARBEITER-ZEITUNG"; 

"...  Aber  neben  vielen  anderen  und  bereits  diskutierten  Fehlern  zeichnet  beide  Par¬ 
teien  gleichermaßen  ihre  Unfähigkeit  aus,  Opposition  aufzufangen.  Weder  hat  es  die 
CDU/CSU  verstanden,  einen  mehr  als  sozialpolitische  Forderungen  vertretenden  lin¬ 
ken  Flügel  heranzubilden  -  wie  er  etwa  in  der  italienischen  Democrazia  cristiana 
von  AAoro  und  Fanfani  geführt  wird  -  noch  hat  die  SPD  ihre  'Jungtürken*  in  Berlin, 
Schleswig-Holstein  und  Südhessen  als  legitim  angenommen.  So  hat  eine  junge  Gene¬ 
ration,  die  vor  allem  erst  einmal  alles  anders  machen  will  und  das  für  besser  hält, 
keine  Chancen  innerhalb  der  demokratischen  Parteien,  ihre  -  sicher  oft  radikalen 
und  auch  nicht  immer  realistischen  -  Forderungen  vorzubringen  und  vor  allem  zu 
klären.  Sie  stößt  auf  bloßes  Taktieren,  wenn  sie  für  sich  lebenswichtige  Forderungen 
und  Fragen  stellt,  oder  sie  wird  abgekanzelt  oder  ausgeschlossen.  Die  FDP,  die  in 
dieser  Hinsicht  toleranter  ist,  auch  wenn  sie  mit  ihren  Stürmern  und  Drängern  Arger 
genug  hat,  ist  durch  ihre  einseitige  Bindung  an  eine  bürgerliche  Regierung  keine  für 
alle  Volksschichten  offene  Partei. 

So  ist  es  nicht  verwunderlich,  daß  jenseits  dieser  Parteien  eine  andere,  ganz  andere 
aus  den  augenblicklich  verwirrten  Verhältnissen  Kapital  zu  schlagen  versteht.  Es 
ist  bezeichnend  und  ein  Symptom  für  die  politische  Unreife  der  Deutschen,  daß 
nicht  -  wie  z.B.  in  Dänemark  und  Norwegen  -  diese  Opposition  im  demokratischen 
Rahmen  nach  links  ausschlägt,  wo  sie  die  Arbeiterparteien  dieser  Länder  zu  einer 
Neubesinnung  zwingt,  sondern  das  Pendel  in  die  gewohnte  Richtung  -  in  die  Nähe 
des  Faschismus  -  tendiert.  Sie  enthebt  so  die  demokratischen  Parteien  mehr  als  au¬ 
genblicklicher  Überlegungen,  denn  es  bleibt  ja  Gott  sei  Dank  die  Möglichkeit  des 
Partei  Verbots,  was  die  politische  Auseinandersetzung  erspart.  Eine  politische  Land¬ 
schaft  voller  Irrlichter!" 

(76) 


"DEUTSCHE  POST": 

"...  Welche  Stimmung  oder  Gefühlslage  (vom  Verstände  nicht  zu  reden)  ist  eigent- 
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lieh  nötig,  um  einen  Menschen  dahin  zu  bringen,  daß  er  die  NPD  wählt?  Ist  er  ent¬ 
flammt,  wie  ein  Redner  in  Bayern,  *von  deutschen  Tugenden,  selbstloser  Hingabe  bis 
zum  Tod,  Fleiß  und  Pflichterfüllung*?  Es  wird  in  diesem  Staate  keinem  Menschen 
verwehrt,  tugendhaft  und  selbstlos  zu  handeln,  fleißig  zu  sein  und  seine  Pflichten 
zu  erfüllen,  (Die  'Hingabe  bis  zum  Tod*  wollen  wir  besser  beiseite  lassen.  Die  NS- 
Gauleiter,  die  so  redeten,  waren  meistens  feige,)  Der  NPD-Wöhler  ist  böse  auf  die 
Gammler,  Dieser  Zorn  kann  doch  wohl  kaum  schwerlich  die  Grundlage  einer  Welt¬ 
anschauung  sein.  Er  ist  für  die  deutsche  Mutter  und  gegen  die  Hure,  Nichts  und  nie¬ 
mand  hindert  ihn  daran,  die  Huren  zu  verachten  und  die  Mütter  zu  ehren.  Er  ist  ge¬ 
gen  Sex-Filme,  Um  gegen  etwas  zu  sein,  muß  man  es  kennen.  Warum  also  gibt  er 
sein  Geld  für  Dinge  aus,  die  er  nicht  sehen  möchte?  Alles  dies  zusammen  ist  simples 
Geschwafel,  beim  achten  Glas  Bier  zwar  nicht  klüger,  aber  doch  wohl  verzeih¬ 
licher  als  in  einer  Parteiversammlung,  Dieser  Unsinn  allein  kann  die  NPD-Wöhler- 
stimmen  freilich  nicht  verursacht  haben.  Die  Gefühlslage  unseres  imaginären  NPD- 
Menschen  trägt  sich  mit  Größerem:  Die  'Prozesse  zur  Vergangenheitsbewältigung* 
sind  ihm  ein  Greuel  und  die  Gastarbeiter  auch.  In  seinem  Schuldbuch  steht  Ausch¬ 
witz  neben  Dresden,  Nachdem  Ursache  und  Wirkung  durcheinandergeschüttelt  wor¬ 
den  sind,  ist  die  Bilanz  wieder  ausgeglichen,  Aufsteigen  kann  ein  neues  deutsches 
Nationalgefühl,  gereinigt  von  der  Asche  falscher  Scham,  Es  gilt,  die  völkischen 
Belange,  was  immer  das  sei,  zu  hegen  und  zu  pflegen.  Reicht  dies  aber  schon  aus, 
um  in  der  NPD-Rubrik  des  Stimmzettels  ein  folgenschweres  Kreuzchen  zu  hinterlas¬ 
sen?  Offensichtlich  hat  es  bei  224  584  hessischen  und  390  286  bayerischen  Wählern 
ausgereicht.  Denn  mit  Argumenten,  die  uns  in  der  Politik  einen  Schritt  weiterbräch¬ 
ten,  kann  die  NPD  nicht  aufwarten.  Sie  ermangelt  der  geistigen  Substanz  und  scheint 
vornehmlich  solche  Leute  anzuziehen,  die  zu  Anti-Haltungen  Zuflucht  nehmen,  weil 
ihnen  das  Wesen  unserer  Demokratie,  die  ohne  Kompromisse  nicht  lebensfähig  wäre, 
verborgen  geblieben  ist,  Ressentiment  als  Mittel  der  Politik:  So  hat  es  schon  einmal 
angefangen.  Unter  dem  Ende  leiden  wir  noch  heute  ,,," 

(77) 


■■GEWERKSCHAFTSPOST": 

Während  das  Bundesinnenministerium  noch  in  seinem  Jahresbericht  1965  über  den 
Rechtsradikalismus  in  der  Bundesrepublik,  wie  seit  Jahren  gewohnt,  die  'zersplitter¬ 
ten*  und  angeblich  von  einem  'Mitgliederschwund*  befallenen  rechtsradikalen  Orga¬ 
nisationen  verharmlost,  und  während  nach  wie  vor  die  'heimatlose  Linke*  als  poli¬ 
tischer  Hauptunruheherd  verdächtigt  wird,  hat  mittlerweile  die  Rechte  ungestört  ih¬ 
re  Heimat  wiedergefunden.  Den  aufmerksamen  Beobachter  der  politischen  Szenerie 
kann  dieses  Ergebnis  nicht  besonders  überraschen.  Wenn  ein  Blatt  wie  die  in  Mün¬ 
chen  erscheinende  und  anfangs  sogar  aus  Steuergeldern  subventionierte  'Deutsche 
Nationalzeitung  und  Soldatenzeitung'  nun  schon  im  16.  Jahrgang  und  mit  einer  Auf¬ 
lage  von  mittlerweile  100  000  Exemplaren  Woche  für  Woche  ihre  giftige  Saat  aus¬ 
streuen  darf,  wenn  unzählige  Verlage  in  der  Bundesrepublik  ungestört  neonazistische 
und  militaristische  Literatur  auf  den  Markt  werfen  dürfen,  dann  müssen  die  von  der 
NPD  aufgehäuften  Ressentiments  zwangsläufig  auf  fruchtbaren  Boden  fallen  und  hö¬ 
rige  Gemüter  finden. 
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Richtig  salonfähig  wurden  die  marktschreierischen  Künste  der  versprengten  und  um¬ 
herirrenden  NPD-Anführer  freilich  erst,  als  die  politische  Atmosphäre  durch  partei¬ 
fremde  Hilfstruppen  psychologisch  aufgelockert  wurde.  Zu  Beginn  des  Wahlkampfes 
fand  die  NPD  als  potentieller  Killer  der  FDP  sogar  im  Würzburger  katholischen  Sonn¬ 
tagsblatt  Anerkennung  und  Würdigung, 

Sehr  früh  und  sehr  heftig  stach  den  CSU- Vorsitzenden  Strauß  samt  Anhang  der  natio¬ 
nalistische  Hafer,  Er  öffnete  nicht  nur  breit  seine  Arme,  um  der  darniederliegenden 
GDP  Unterschlupf  zu  gewähren,  sondern  schlug  auch  Warnungen  in  den  Wind,  daß 
sich  ‘unter  dem  Feigenblatt  einer  angeblich  konservativen  Politik  ein  neuer  Natio¬ 
nalismus  bayerischer  Provenienz'  entwickeln  könnte.  Auf  die  Frage  der  ‘National- 
und  Soldaten-Zeitung',  ob  sich  'der  Vogel  Strauß  aus  den  Eierschalen  der  Umerzie¬ 
hungsideen  befreien  kann',  antwortete  der  CSU-Vorsitzende  prompt  auf  einer  Wahl¬ 
versammlung  im  Fränkischen;  'Wir  sollten  die  systematische  Diffamierung  des  deut¬ 
schen  Volkes  mit  aller  Entschiedenheit  und  viel  energischer  als  bisher  bekämpfen,' 
Fortan  schickte  sich  die  Strauß-Gruppe  an,  die  'NPD  links  liegenzulassen',  wie  ein 
Funktionär  es  ausdrückte,  CSU-Staatssekretär  Lauerbach  vom  bayerischen  Kultusmi¬ 
nisterium  bezeichnete  die  militärischen  Traditionsverbände  wie  die  HIAG  der  Waf¬ 
fen-SS  als  'Aktivposten',  Schon  die  Weimarer  Republik  sei  'von  einer  Reihe  von  Li¬ 
teraten'  zu  Fall  gebracht  worden. 

Ein  Oberst  Kopp,  CSU-Landtagskandidat,  schimpfte  auf  die  'musisch-verzivilisierte' 
Bundeswehr  und  schwärmte  von  einem  ‘wehrwilligen  Volk'  und  einem  'persönlich  füh¬ 
renden  Mann'  in  der  Bundeswehr,  Strauß  selbst  nahm  Ausdrücke  wie  'neudeutscher 
Ritualmord'  und  'kollektive  Schuldpropaganda'  in  sein  Vokabular  auf.  Sollte  an  den 
Gerüchten,  wonach  die  CSU  der  NPD  schon  vor  den  Wahlen  in  Koalitionsabsprachen 
das  Justizressort  in  Bayern  angeboten  haben  soll,  ein  wahrer  Kern  sein?  CSU-Ge- 
neralsekretör  Anton  Jaumann  wies  das  weit  von  sich;  'Die  NPD  ist  kein  Gesprächs¬ 
partner  für  eine  demokratische  Partei,  Die  CSU  distanziert  sich  deshalb  klar  und 
eindeutig  von  der  NPD,  die  in  auffallender  Weise  an  die  Argumente  und  Methoden 
jener  Zeit  erinnert,  die  in  unserem  Volke  längst  überwunden  schien,'  Die  CSU  aber 
hat  viele  Zungen,  Strauß  disqualifizierte  seinen  Generalsekretär  noch  in  der  Wahl¬ 
nacht;  'Jaumann  hat  nur  seine  persönliche  Meinung  gesagt,'  Über  eine  Koalition 
mit  der  NPD  wolle  er,  Strauß,  sich  'endgültig  erst  äußern,  wenn  das  Endergebnis 
vorliegt',  (Vorher  schon  hatte  Günter  Gaus  in  'Christ  und  Welt'  eine  CSU-NPD- 
Koalition  empfohlen  -  Die  Red,)“ 

(78) 

*  * 


XI,  Die  Welt  sorgt  sich  über  die  NPD-Erfolge  in  der  Bundesrepublik; 

Amsterdam; 

"Der  beträchtliche  Erfolg  der  Nationaldemokraten  in  Hessen  wird  in  holländischen 
Schlagzeilen  gnadenlos  formuliert;  'Neo-Nazis  siegen'.  Da  viele  Niederländer  der 
politischen  Gesinnung  eines  Teils  der  Deutschen  nie  wieder  getraut  haben,  wirken 
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die  hessischen  7,0  Prozent  der  NPD  wie  die  statistische  Bestätigung  einer  alten  Sor¬ 
ge  ..." 

(79) 


Basel: 

"...  Familienminister  Heck  meinte  gestern,  der  NPD-Erfolg  verlange  von  allen  Par¬ 
teien  stärkere  Besinnung  auf  *das  Selbstverständnis  des  Nationalen*.  Das  klingt  wie 
eine  der  bekannten  Erklärungen  aus  Bonner  Plüsch.  Richtiger  wäre  gewesen,  zu  sa¬ 
gen,  daß  in  Bonn  allmählich  klare  Entscheidungen  im  Interesse  einer  dauerhaften 
Stabilisierung  und  der  äußeren  Sicherheit  des  freien  Deutschlands  notwendig  sind. 

Eine  Fortsetzung  des  Schauspiels  vom  glücklosen,  aber  nimmermüden  Kanzler  und 
seiner  über  das  Erbe  Adenauers  in  Streit  geratenen  Partei  kann  nur  auf  Kosten  des 
Ansehens  der  Institution  des  Staates  fortgesetzt  werden.  Die  Fraktionen  des  Bundes¬ 
tages  brauchen  keine  nationalen  Töne  anzuschlagen,  um  die  Rechtsradikalen  wie¬ 
der  auszuschalten,  sie  müssen  sich  nur  darauf  besinnen,  daß  Proklamierung  nicht 
bestehender  Gemeinsamkeiten  und  eine  zu  öder  Routine  gewordene  Vertagung  wich¬ 
tiger  Sachentscheide  Bonner  Eigentümlichkeiten  sind,  die  in  Hessen  jetzt  der  NPD 
den  Einzug  in  den  Landtag  erlaubten." 

(80) 

"Die  hessischen  Landtagswahlen  haben  zur  allgemeinen  Bestürzung  gezeigt,  daß  die 
National-Demokratische  Partei  Deutschlands  (NPD)  nicht  nur  aus  Führern  besteht, 
sondern  auch  ein  Fußvolk  hinter  sich  weiß.  Wer  bildet  nun  aber  diese  bisher  igno¬ 
rierte  Masse?  Alle  Beobachter,  welche  die  Versammlungen  dieser  Partei  besucht  ha¬ 
ben,  geben  die  gleiche  Antwort:  Junge  Leute!  Worauf  die  unverbesserlichen  Naiv¬ 
linge  und  die  heuchlerischen  Sympathisanten  in  den  deutschen  Gauen  befriedigend 
feststellen:  *Seht  da,  wie  falsch  es  ist,  von  einer  Partei  der  alten  Nazis  zu  sprechen!* 

Kaum  hat  man  also  das  Fußvolk  entdeckt,  so  will  man  schon  die  Führer  vergessen,  die 
nun  einmal  wirklich  zum  guten  Teil  alte  Nazi  sind.  Bestünde  auch  das  Fußvolk  aus 
alten  Nazi,  so  könnte  man  sich  getrost  sagen,  es  handle  sich  da  um  eine  sterbende 
Partei.  Bedenklich  ist  aber  eben  die  Tatsache,  daß  es  junge  Leute  sind,  die  in  den 
Bann  der  Geister  der  Vergangenheit  geraten.  D  i  e  Führer  werden  sich  jetzt  gewiß 
daran  erinnern,  daß  der  Führer  einmal  ein  Sprichwort  auf  den  Kopf  stellte  und 
ausrief:  *Wer  die  Zukunft  hat,  der  hat  die  Jugend!' 

Eine  angesehene  Zeitung  meinte,  dieses  Fußvolk  sei  weniger  mit  Neonazi  zu  ver¬ 
gleichen  als  mit  den  Poujadisten,  die  Frankreich  vor  zehn  Jahren  in  Unruhe  ver¬ 
setzten  und  deren  Bewegung  sich  zuletzt  als  ein  harmloses  Strohfeuer  erwies.  Das 
stimmt  leider  nicht.  Der  Harst  der  Poujade-Anhönger  setzte  sich  aus  vorgestrigen 
und  überzähligen  Krämern  und  erbosten  alten  Steuerzahlern  zusammen,  die  weder 
für  gesunde  noch  für  krankhafte  Neuerungen  eintraten,  sondern  nur  für  kleinliche 
Privilegien.  Es  ist  also  nicht  am  Platze,  sich  hier  durch  bagatellisierende  Vergleiche 
trösten  und  einlullen  zu  lassen. 
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Das  Fußvolk  der  heutigen  Nazi  denkt  so  wenig  wie  das  der  gestrigen.  Es  läßt  sich 
nicht  verstandesmäßig  sondern  gefühlsmäßig  verführen.  Enttäuschter  Idealismus  ist 
sehr  oft  die  Triebfeder  der  Jungen  Leute.  Materielle  Sorgen  treten  ganz  in  den  Hin¬ 
tergrund.  Sie  fragen  sich  vielmehr,  warum  ihr  Glaube  an  die  Demokratie  nicht  mit 
der  Wiedervereinigung  belohnt  wird.  Und  sie  sind  zunehmend  erbittert  darüber, 
daß  die  Intrigen  der  Parteiführer  ihnen  das  Bild  zerschlagen,  dos  sie  sich  anfänglich 
vom  neuen  Deutschland  gemacht  haben.  Zu  ihnen  gesellen  sich  indessen  auch  die 
Halbstarken,  die  gerne  SS  spielen  möchten.  Also  eine  höchst  explosive  Mischung! 

Das  mögen  sich  jetzt  alle  deutschen  Politiker  vor  Augen  halten,  die  an  der  Lösung 
der  Regierungskrise  mitzuwirken  haben.  An  ihnen  liegt  es,  das  bessere  Beispiel  zu 
geben, " 

(81) 

■k 


Belgrad; 

"Die  beiden  führenden  Belgrader  Zeitungen  BORBA  und  POLITIKA  haben  am  Dienstag 
in  ausführlichen  Kommentaren  zum  Ausgang  der  Landtagswahl  in  Bayern  erwartungs¬ 
gemäß  den  hohen  Stimmengewinn  der  NPD  in  den  Mittelpunkt  ihrer  Betrachtungen 
gestellt.  *Der  Erfolg  der  Nazis  vor  zwei  Wochen  in  Hessen  war  eine  Warnung*,  heißt 
es  in  der  BORBA,  'ihr  Erfolg  in  Bayern  aber  ist  eine  Drohung.*  Nach  Hessen  und 
Bayern  werde  Jetzt  nichts  mehr  die  'Neonazis'  hindern,  eine  immer  größere  Zahl 
von  Wählern  auch  in  den  übrigen  acht  Bundesländern  zu  gewinnen,  'vorausgesetzt, 
daß  sich  nicht  ein  radikaler  Wechsel  im  politischen  Leben  Westdeutschlands  voll¬ 
zieht'  ..." 

(82) 


Berlin/ DDR; 

",,,  Angesichts  des  Wiederauftretens  einer  offen  faschistischen  Partei  nach  zwanzig 
Jahren  sagt  mancher;  Wer  hätte  das  für  möglich  gehalten?  Wir  haben  es  für  möglich 
gehalten  und  haben  immer  wieder  gewarnt.  Wir  wissen,  aus  welchen  Wurzeln  der 
Faschismus  sprießt.  Deshalb'  haben  wir  in  der  DDR  mit  der  Enteignung  der  Kriegs¬ 
verbrecher,  mit  der  Bodenreform,  mit  dem  Aufbau  einer  antifaschistisch-demokra¬ 
tischen  Ordnung  und  später  der  Arbeiter-  und  Bauern-Macht  diese  Wurzeln  für  im¬ 
mer  ausgerottet.  In  der  DDR  gibt  es  keine  faschistische  Gefahr.  Niemand  in  der  Welt 
erwartet,  daß  in  unserem  Staate  Jemals  eine  faschistische  Partei  mit  faschistischer 
Politik  auftreten  könnte.  Das  ist  ein  Glück  für  die  Völker  Europas  und  ein  Plus  für 
die  europäische  Sicherheit. 

In  Westdeutschland  aber  blieb  die  Klassenbasis  erhalten,  auf  der  einst  der  Nazi¬ 
staat  errichtet  wurde.  Die  Rüstungsmilliardäre  und  Finanzkapitalisten,  die  einst  ei¬ 
nem  Hitler  nach  oben  halfen,  festigten  ihre  Macht  in  Westdeutschland  aufs  neue.  Die 
antikommunistische  Verdummung  und  nationalistische  Verhetzung  wurden  ununter- 
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brochen  fortgesetzt.  Es  braucht  sich  also  niemand  zu  wundern,  daß  auf  dem  gleichen 
Boden  wieder  die  gleichen  giftigen  Gewächse  emportreiben.  Einst  Unterzeichneten 
die  Westmächte  das  Potsdamer  Abkommen, womit  sie  sich  verpflichteten,  den  Nazis¬ 
mus  ein  für  allemal  auszurotten.  Sie  brachen  das  Potsdamer  Abkommen,  Mögen  sie 
sich  ihrer  Verantwortung  erinnern  ..." 

(83) 

* 


Bozen : 

"In  Bozen  äußerten  Vertreter  verschiedener  italienischer  Parteien  die  Befürchtung, 
der  Vormarsch  der  NPD  in  Bayern  könnte  sich  als  Stärkung  der  Extremisten  in  Süd¬ 
tirol  auswirken.  Die  italienische  Regierung  solle  Bonn  auffordern,  alle  in  den  lega¬ 
len  Grenzen  möglichen  Schritte  zu  unternehmen,  um  die  Tätigkeit  der  neonazisti¬ 
schen  Bewegung  einzuschränken." 

(84) 


Brüssel: 

"...  Der  belgische  Rundfunk,  der  schon  seit  Tagen  dem  Wahlkampf  in  Bayern  weiten 
Raum  in  seinem  Programm  einräumte,  ergänzte  gestern  vormittag  seine  Nachrichten 
aus  Deutschland  mit  Rückblenden  auf  die  NS-Zeit,  Im  Anschluß  an  die  Durchgabe 
des  bayerischen  Wahlergebnisses  wurde  eine  minutenlange  Wiedergabe  jener  Goeb¬ 
bels-Rede  aus  dem  Berliner  Sportpalast  gesendet,  in  der  der  NS-Propagandaminister 
den  totalen  Krieg  proklamiert  hatte  ..." 

(85) 

"Ähnlich  wie  in  Großbritannien  beschäftigen  sich  in  Belgien  parlamentarische  Krei¬ 
se  mit  den  wachsenden  Erfolgen  der  NPD  bei  den  Landtagswahlen  in  Hessen  und 
Bayern.  Der  Abgeordnete  Drumaux  richtete  eine  Anfrage  an  die  Regierung,  ob  sie 
nicht  Schritte  für  notwendig  halte,  um  die  legitime  Besorgnis  der  belgischen  Öffent¬ 
lichkeit  zu  dämpfen.  In  der  am  Donnerstag  veröffentlichten  Antwort  der  belgischen 
Regierung  heißt  es,  die  Entwicklung  in  der  Bundesrepublik  werde  aufmerksam  ver¬ 
folgt  ..." 

(86) 

* 

Glasgow: 

",,,  Neben  dem  Fußballfieber  vor  dem  Spiel  Glasgow  Rangers  -  Borussia  Dortmund 
beherrscht  auch  hier  in  Schottland  das  Thema  'Wahlen  in  Deutschland'  die  Gespräche 
mit  britischen  Kollegen.  Es  ist  ihnen  nicht  klarzumachen,  daß  die  NPD-Wähler  nur 
eine  kleine  Minderheit  sind.  Man  befürchtet  vielmehr:  In  Deutschland  werden  die 
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braunen  Kolonnen  bald  wieder  marschieren 

(87) 


Den  Haag: 

"...  Günter  C.  Vieten,  unser  Korrespondent  in  Holland,  sagte  aus  Den  Haag:  'Vie¬ 
le  Holländer  sehen  sich  jetzt  in  ihrem  Mißtrauen  den  Deutschen  gegenüber  bestärkt,* 

(88) 


Jerusalem: 

"Die  israelische  Presse  aller  Schattierungen  reagierte  scharf  und  eindeutig  auf  den 
Wahl  erfolg  der  NPD  in  Hessen. 

‘MAARIV,  die  Zeitung  mit  der  größten  Auflage  im  Lande,  schrieb  in  einem  Leit¬ 
artikel:  ‘Diese  allgemeine  Tendenz  des  neonazistischen  Aufstiegs  im  ‘anderen 
Deutschland‘,  dürfte  vielleicht  eine  ‘ Überrasch ung‘  und  ein  ‘Schock*  für  jene  libe¬ 
ralen  Kreise  innerhalb  Deutschlands  sein,  die  es  vorziehen,  die  Wirklichkeit  zu 
übersehen;  aber  es  ist  keine  Überraschung  und  kann  auch  keine  sein  für  alle  dieje¬ 
nigen,  die  die  deutsche  Geschichte  unserer  Tage  und  den  Charakter  des  deutschen 
Volkes  kennen,  der  besonders  in  politischen  und  anderen  Krisen  sein  Antlitz  zeigt. 
Und  vergessen  wir  nicht,  daß  sich  Deutschland  gerade  in  diesen  Tagen  in  einer 
schweren  politischen  Krise  befindet,  und  auch  das  Wirtschaftswunder  schwindet  all¬ 
mählich,  * 

Die  deutschprachige  ‘JEDIOTH  CHADASHOTH*  kommentierte  unter  der  Überschrift 
‘Sieg  der  Nazis':  ‘Die  Resultate  der  Wahlen  in  Hessen  erbringen  den  Beweis,  daß  es 
wohl  ein  anderes  Deutschland  gibt,  aber  natürlich  nur  im  Vergleich  zu  dem  Deutsch¬ 
land,  das  in  den  letzten  Jahren  wieder  den  Weg  zurück  in  die  Familie  der  freien 
Völker  gefunden  hat.  Das  wahre  andere  Deutschland  droht,  -  wenn  die  jetzigen 
Wahlergebnisse  eine  anhaltende  Tendenz  darstellen  .,,,  -  dasselbe  Deutschland  zu 
werden,  das  in  unserer  Generation  schon  einmal  Unheil  über  die  ganze  Welt  ge¬ 
bracht  hat.* 

Die  große  bürgerliche  Zeitung  'HAARETZ*,  die  versuchte,  die  verschiedenen  Grün¬ 
de  für  den  Erfolg  der  NPD  zu  erläutern,  erklärte:  *A1I  das  aber  kann  keine  volle 
Erklärung  für  das  Phänomen  sein,  besonders  angesichts  der  Berichte,  daß  zu  den  na¬ 
tionalistischen  Wählern  viele  junge  Menschen  zählten.  Es  handelt  sich  bei  diesem 
bedeutenden  Wahlerfolg  für  den  Neo-Nazismus  im  heutigen  Deutschland  um  etwas 
viel  Tiefergehendes  und  Ernsteres.  Das  sollte  ein  Alarmsignal  für  die  ganze  Welt 
sein,  aber  in  erster  Reihe  für  Deutschland  selbst,* 

*OMER*  fragte:  'Können  wir  die  Gefahr,  die  die  Stärkung  der  Nazibewegung  für  die 
kleine  jüdische  Gemeinschaft  im  heutigen  Deutschland  darstellt,  ignorieren?  Und 
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können  wir  den  Einfluß,  den  dieses  Beispiel  auf  ähnliche  Tendenzen  in  anderen  Ländern 
Europas  und  jenseits  dieses  Kontinents  haben  kann,  übersehen?* 

Dos  Organ  der  Histadrut,  *DAVAR*,  kommentierte:  'Wenn  das  Wahlergebnis  in  Hessen 
zu  einem  Alarmsignal  für  die  demokratischen  Führer  in  der  Bundesrepublik  werden 
wird,  dann  werden  diese  Wahlen  eine  wichtigere  Rolle  zu  spielen  haben  als  man  vor¬ 
her  hätte  annehmen  können  ...  Jeder,  der  glaubte,  daß  die  Grundfesten  des  demo¬ 
kratischen  Regimes  stabil  sind,  hat  jetzt  seinen  Irrtum  eingesehen  ...  Die  Frage  ist, 
ob  die  deutschen  Führer  jetzt  weit  entscheidendere  Schritte  unternehmen  werden, 
um  das  Volk  zu  erziehen  als  sie  es  bisher  getan  haben.*  " 

(89) 

* 


London : 

Britische  Beobachter  des  auflebenden  Nationalismus  in  der  Bundesrepublik  neh¬ 
men  die  Prophezeiungen  von  NPD-Führern,  daß  Hessen  das  Sprungbrett  für  kommende 
Erfolge  auch  auf  Bundesebene  sein  werde,  für  durchaus  ernst.  Mit  besonderer  Auf¬ 
merksamkeit  wird  von  englischen  Beobachtern  registriert,  daß  es  sich  bei  der  Mehr¬ 
zahl  der  NPD-Wöhler  nicht  um  alte  Nazis,  sondern  um  jüngere  Deutsche  handelt, 
die  offenbar  in  steigendem  Maße  zugänglich  für  extreme  nationalistische  Parolen 
werden  ..." 

(90) 

"  *Die  neuen  Nazis*  und  *Nur  die  Hakenkreuze  fehlen*  lauten  die  Überschriften  eines 
ausführlichen  bebilderten  Berichts,  den  die  Wochenendbeilage  des  Londoner  'Daily 
Telegraph*  der  Nationaldemokratischen  Partei  Deutschlands  in  der  Bundesrepublik 
widmet.  Der  englische  Journalist  James  Cameron,  der  in  den  vergangen  Wochen 
Veranstaltungen  der  NPD  besuchte,  stellt  darin  fest:  'Dos  Wirtschaftswunder  hatte 
das  Gespenst  in  den  Untergrund  getrieben,  aber  seine  Zeit  kommt  wieder.  Es  gibt 
eine  Abneigung  dagegen,  es  laut  zu  nennen  ...  aber  jeder  kennt  seine  Form:  Es  ist 
die  des  Hakenkreuzes  ...  Hitler  ist  tot,  gewiß.  Die  Geschichte  wiederholt  sich  nie¬ 
mals  auf  genau  dieselbe  Weise.  Heute  ist  dos  Echo  jener  heiseren  Stimme  gedämpft, 
gemäßigt,  es  spricht  jetzt  in  Phrasen  des  schmerzhaften  Verletztseins  ...  Es  ist  un¬ 
terschwellig,  aber  unmißverständlich  ...  Die  gegenwärtige  Situation  hat  jedenfalls 
erkennen  lassen,  daß  die  NPD  ihren  Widerhall  beträchtlich  über  jene  Minderheit 
der  Deutschen  hinaus  erweitert  hat,  die  sehnsüchtig  an  die  Nazizeit  zurückdenken. 
Sie  hat  Kapital  aus  dem  Gefühl  so  vieler  respektabler  Deutscher  geschlagen,  daß 
ihre  Nation  in  der  Erniedrigung  der  Niederlage  und  Besatzung  ihre  Identität  ver¬ 
loren  hat,' 

Der  Frankfurter  Staatsanwalt  Dr,  Fritz  Bauer  erklärte  dem  englischen  Journalisten, 
er  halte  die  NPD  für  eine  echte  Gefahr  für  die  Zukunft,  schreibt  das  Blatt." 

(91) 


"Viele  Briten  sind  daher  vom  Wahlerfolg  der  NPD  in  Hessen  nicht  eigentlich  über- 
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rascht.  Sie  haben  zwar  immer  gehofft,  daß  so  etwas  nicht  mehr  Vorkommen  werde, 
aber  nachdem  es  geschehen  ist,  sehen  sie  lediglich  ihre  Vorbehalte  bestätigt 

(92) 

"In  London  haben  über  50  Unterhausabgeordnete  in  einer  Resolution  die  britische  Re¬ 
gierung  aufgefordert,  unverzüglich  mit  den  Regierungen  der  Vereinigten  Staaten, 
Frankreichs  und  der  Sowjetunion  über  das  Wiederaufleben  des  Nafionalsozialismus 
in  der  Bundesrepublik  zu  beraten.  Gemeinsam  sollten  die  vier  Siegermächte  in  Bonn 
vorstellig  werden,  um  der  ‘Nazi-Drohung*  zu  begegnen," 

(93) 

* 


Mos  kau: 

Die  erste  sowjetische  Reaktion  auf  den  Wahlerfolg  der  NPD  erfolgte  über  den 
Moskauer  Rundfunk,  In  einer  Nachrichtensendung  hieß  es,  die  Bayernwahl  sei  ein 
‘alarmierendes  Symptom  für  den  Einfluß  und  das  Anwachsen  der  Neofaschisten  in  der 
Bundesrepublik*.  Zum  ersten  Male  seit  20  Jahren  hätten  die  Neofaschisten  15  Sitze 
in  einem  Landtag  erobert.  Der  Moskauer  Rundfunk  fügte  hinzu,  daß  dieser  Vorgang 
in  einem  Land  zu  verzeichnen  sei,  in  dem  Hitlers  Partei  einst  hochgekommen  sei. 
Hatte  der  NPD-Erfolg  in  Hessen  in  Moskau  noch  relativ  gemäßigte  Kommentare  aus¬ 
gelöst,  so  scheint  das  Emporkommen  dieser  rechtsextremen  Partei  ausgerechnet  in 
Bayern,  wo  man  die  finsterste  Reaktion  beheimatet  glaubt,  doch  in  höchstem  Maße 
alarmierend  zu  wirken 

(94) 


Die  amtliche  sowjetische  Nachrichtenagentur  TASS  bezeichnete  in  einem  er¬ 
sten  Kommentar  den  Erfolg  der  Nationaldemokraten  als  ein  ‘alarmierendes  Symptom' 
Das  Ergebnis  der  Wahl  zeige  den  wachsenden  Einfluß  der  ‘Neo-Nazis*.  Eine  immer 
größer  werdende  Zahl  von  Deutschen,  die  mit  der  offiziellen  Bonner  Politik  unzu¬ 
frieden  seien,  verschaffe  dieser  Partei  starken  Zulauf  ..." 

(95) 

* 


New-York: 

",,,  In  einem  Brief  an  den  Außenminister  hat  der  Baudirektor  der  Stadt  New  York 
vorgeschlagen,  Amerika  solle  seine  Beziehungen  zur  deutschen  Bundesrepublik 
‘einmal  überdenken*;  dieser  Baukommissiar,  ein  Freund  des  Bürgermeisters  Lindsey, 
ist  Karl  Mördler,  der  1939  aus  Deutschland  hier  einwanderte.  Seine  Familie  war 
vor  der  Hitlerzeit  im  öffentlichen  Leben  Deutschlands  sehr  angesehen,  ist  aber  fast 
vollständig  vernichtet  worden 

(96) 

* 
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Oslo: 


"Die  norwegischen  Zeitungen  berichten  auf  ihren  ersten  Seiten  über  das  bayerische 
Wahlergebnis  in  folgenden  Schlagzeilen: 

AR  BEI  DERBLADET:  'Die  Neonazis  gewannen  in  Bayern*. 

MORGENPOSTEN:  'Die  Nationalisten  gewinnen  in  Bayern*. 

AFTENPOSTEN:  'Beträchtliche  Gewinne  der  Rechtsextremisten  in  Bayern*  ..." 

(97) 


Paris: 

"Die  Reaktion  auf  den  Wahlerfolg  der  NPD  reicht  in  der  französischen  Presse  von 
betonter  Beunruhigung  bis  zum  Hinweis  auf  die  Stabilität  der  beiden  großen  Partei¬ 
en,  Die  nationalistische  'L'Aurore*  schreibt:  'Zum  erstenmal  seit  Kriegsende  ziehen 
in  diesem  Lande,  das  einst  mit  München,  Nürnberg  und  Berchtesgaden  Hochburgen 
des  Hitlertums  stellte,  15  Neonazis  ins  Parlament  ein.  Schlimmer  noch  -  sie  spielen 
eindeutig  die  Liberalen  aus.*  ..." 

(98) 


"...  Dos  Bedauern  darüber,  daß  die  Kommunistische  Partei  in  der  Bundesrepublik  auf¬ 
gelöst  werden  mußte,  nachdem  ihr  Programm  in  Karlsruhe  als  antikonstitutionell  fest¬ 
gestellt  worden  war,  zieht  sich  wie  ein  roter  Faden  durch  die  politische  Presse  Frank¬ 
reichs.  Man  beklagt  dies  als  ein  Unrecht,  dessen  Einseitigkeit  im  Zusammenhang  mit 
den  jüngsten  Landtagswahlen  geradezu  als  eine  bewußte  Begünstigung  des  Neo-Na- 
zismus  hingestellt  wird  ... 

Das  Panorama  der  Stimmen  und  Gegenstimmen,  auf  den  ersten  Blick  gewiß  bedrückend, 
zeigt  an,  daß  eine  neue  Epoche  angebrochen  ist.  Wenn  der  polemische  Grundton  be¬ 
sagt,  daß  im  neuen  Deutschland  zutage  trete,  was  zwanzig  Jahre  lang  verdeckt  war, 
wenn  die  Aufbauleistung  ebensowenig  im  Urteil  zählt,  wie  die  vorbildlich  stabile 
Demokratie  und  dos  Ressentiment  vernünftige  Argumente  ersetzt,  so  gesteht  das  west¬ 
liche  Ausland  unfreiwillig  ein,  daß  es  ebenfalls  an  den  Ausgangspunkt  des  Nach¬ 
kriegs  zurückkehrt  ..." 

(99) 

"Der  NPD-Erfolg  in  Hessen  hat  auch  die  französischen  Beobachter  aller  Richtungen 
zu  besorgten  Kommentaren  veranlaßt.  Düstere  Reminiszenzen  stiegen  auf.  Seit  lan¬ 
ger  Zeit  befaßte  man  sich  hier  nicht  mehr  so  leidenschaftlich  mit  den  Problemen  des 
Nachbarlandes  wie  jetzt. 

Erhards  Ende  hatte  in  Paris  zuerst  Hoffnungen  erweckt.  Man  fragte  sich;  Wird  Deutsch¬ 
land  mit  einem  neuen  Kanzler  auch  eine  neue  Politik  bekommen?  Wird  es  das  'po- 
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li tische  Niemandsland^  verlassen,  dessen  typischer  Vertreter  bis  jetzt  Ludwig  Erhard 
war? 

Weltpolitische  Überlegungen  standen  dabei  im  Mittelpunkt,  Man  ist  in  Paris  über¬ 
zeugt,  daß  außenpolitische  Umstände  die  Bonner  Krise  beschleunigt  haben 

Daran  anknüpfend  hofft  man  in  Paris,  daß  eine  neue  deutsche  Bundesregierung  den 
neuen  Strömungen  der  gesamteuropäischen  Annäherung  Rechnung  trägt  und  vor  allem 
einen  Ausgleich  mit  den  osteuropäischen  Nachbarländern  findet  ..." 

(100) 

"Jetzt  erst  drucken  französische  Tageszeitungen  ein  sensationelles  Interview  nach, 
das  schon  im  September  in  der  französischen  Zeitschrift  ’Planete'  von  Otto  Straßer  über 
die  Situation  in  Deutschland  veröffentlicht  wurde.  Otto  Straßer  ist  einer  der  Grün¬ 
der  der  Nazipartei  und  Mitarbeiter  Adolf  Hitlers,  vor  dem  er  1934  ins  Ausland  flüch¬ 
ten  mußte.  Sein  Bruder  Gregor  Straßer  wurde  nach  dem  ’Röhm-Putsch*  1934  erschos¬ 
sen, 

Straßer  malt  zuerst  ein  düsteres  Bild  von  der  Bundesrepublik,  Gewisse  Kreise  der 
deutschen  Großindustrie  hielten  wieder  Ausschau  nach  einem  'starken  Mann*,  ähn¬ 
lich  wie  in  der  Weimarer  Republik,  eine  Art  'Adolf  II.', 

Frage:  Wer  sollte  Ihrer  Ansicht  nach  diese  Rolle  spielen? 

Straßer:  'Ich  sehe  zumindest  einen  Mann,  der  hierfür  geeignet  wäre,  Adolf  II.  dürfte 
Hitler  so  wenig  (oder  so  sehr)  ähnlich  sehen,  wie  Napoleon  III.  damals  Napoleon  1,* 

Laut  Straßer  kommt  Franz  Josef  Strauß  hierfür  nicht  in  Frage,  denn  er  spiele  zu  sehr 
den  starken  Mann,  habe  zu  viele  Feinde,  gelte  als  gefährlich,  sei  im  Fernsehen  oh¬ 
ne  Charme,  war  andererseits  niemals  Mitglied  der  NSDAP,  Adolf  II.  müßte  Partei¬ 
mitglied  gewesen  sein.  Müsse  sich  in  einer  gewissen  Nähe  Hitlers  befunden  haben, 
aber  wieder  nicht  zu  nahe,  um  nicht  vom  'Gestank  der  KZ-Öfen*  umweht  zu  sein; 
er  dürfe  an  der  Judenverfolgung  nicht  aktiv  teilgenommen  haben,  müsse  ein  überzeug¬ 
ter  Anhänger  des  Kapitalismus  sein  und  zugleich  schöne  Worte  über  soziale  Gerech¬ 
tigkeit  sprechen,  womöglich  in  'evangelisch,  blumigem*  Stil;  er  müsse  Katholiksein, 
dürfe  aber  mit  der  Kirche  nicht  allzu  verbunden  sein.  Außerdem  müsse  er  populär 
und  harmlos  scheinen, 

Straßer:  'Ich  kenne  nur  einen  einzigen  Bonner  Politiker,  der  alle  diese  Bedingungen 
tadellos  erfüllt:  Kurt  Georg  Kiesinger«* 

Gesprochen  und  gedruckt  zwei  Monate  bevor  Franz  Josef  Strauß  Ministerpräsident 
Kiesinger  als  Kanzlerkandidat  nach  Bonn  brachte." 

(101) 


63 


Rom: 


Die  Wahlerfolge  der  Rechtsextremisl-en  in  Bayern  und  Hessen  haben  in  Italien 
auf  Regierungskreise  und  Parteien,  aber  auch  auf  die  Öffentlichkeit  sehr  ungünstig 
gewirkt,  selbst  wenn  man  die  politischen  Ideen  der  NPD  noch  nicht  genau  übersieht. 
Die  ersten  Darstellungen  und  Wertungen  sind  jedoch  ausgesprochen  unfreundlich.  In 
Zeitungen  aller  Parteifärbungen  wird  von  dem  Wiederaufleben  eines  weltfremden 
Nationalismus  geschrieben,  dessen  Mentalität  im  Nazismus  seinen  Ursprung  habe. 

Für  Italien  verspricht  man  sich  speziell  in  bezug  auf  Südtirol  nichts  Gutes,  da  man 
vermutet,  daß  beim  Entstehen  einer  österreichischen  NPD  österreichische  und  deut¬ 
sche  'Revisionsansprüche*  gekoppelt  werden  könnten. 

Kommunistische  Kreise  benutzen  den  Wahlerfolg  der  NPD,  um  die  demokratischen 
Parteien  Italiens  zu  verhöhnen,  die  das  Wiederaufleben  des  Nazismus  der  Bundesre¬ 
publik  bisher  bagatellisiert  hätten  und  nun  erkennen  müßten,  daß  die  Bundesrepublik 
zumindest  ein  fragwürdiger  demokratischer  Partner  geworden  sei.  Der  Machtzuwachs 
für  Strauß  wird  als  Menetekel  bezeichnet  ..." 

(102) 


"...  Für  die  vielen  Intellektuellen  Italiens  schließlich,  die  auf  die  politische  Mei¬ 
nung  Italiens  einen  starken  Einfluß  ausüben,  hat  die  Rückkehr  eines  zum  ersten  Male 
wieder  formierten  Nationalismus  der  Bundesrepublik  sicherlich  nicht  nur  wie  ein 
bloßes  Schreckgespenst  aus  der  Vergangenheit  gewirkt.  In  diesen  Kreisen  befürchtet 
man  vor  allem  weitere  Störungen  im  ohnehin  so  langsamen  europäischen  Integrations¬ 
prozeß,  eine  weitere  Schwächung  des  übernationalen  Kulturaustauschs,  eine  noch 
lästigere  Isolierung  Deutschlands,  das  gerade  zumindest  in  geistiger  Hinsicht  sich 
dem  europäischen  Gespräch  in  einer  neuen  weltoffenen  Weise  anschließen  zu  wollen 
schien. 

Selbstverständlich  macht  man  sich  gerade  in  diesen  Kreisen  Gedanken,  über  Ursache 
und  Tragweite  dieser  neuen  Erscheinung,  In  Italien  hat  der  Neo-Faschismus  knapp  5 
Prozent  der  Wähler.  Er  ist  seit  Jahren  im  Rückschritt  und  er  war  längst  nicht  so  kom¬ 
promittiert  wie  der  Nazismus.  Man  glaubt  hier  nicht  daran,  daß  die  NPD  den  Cha¬ 
rakter  einer  kleinen  'Nörgler- Partei*  behalten  werde,  weil  manche  Kreise  der  Jugend 
sich  für  sie  interessiert,  weil  sie  angeblich  über  bedeutende  Mittel  verfüge,  weil  das 
Verhältnis  der  anderen  Parteien  zueinander  die  Psychose  einer  allgemeinen  Unzufrie¬ 
denheit  verstärke.  Es  sei  fast  als  eine  historische  Fatalität  anzusehen,  daß  in  Deutsch¬ 
land  besonders  das  Kleinbürgertum  auch  schon  bei  bloßen  Anzeichen  einer  Wirt¬ 
schaftskrise  nach  rechts  radikalisiere. " 

(103) 

"Die  vatikanische  Wochenzeitschrift  'Osservatore  della  Domenica*  befaßt  sich  in  ih¬ 
rer  Ausgabe  ,,,  mit  der  'besorgniserregenden*  Situation  Deutschlands,  'das  in  zwei 
Teile  gespalten  ist,  von  denen  jeder  offensichtlich  nach  Einheit  strebt,  wenn  auch  - 
zumindest  scheinbar  -  auf  diametral  entgegengesetzten  Grundlagen*. 

Der  Artikel  stammt  aus  der  Feder  des  stellvertretenden  'Osservatore'-Chefredakteurs 
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Alessandrini.  Er  spielt  insbesondere  auf  gewisse  Vorgänge  in  Deutschland  an,  *die  im¬ 
mer  häufiger  in  den  Spalten  der  Presse  erscheinen  und  die  von  politischen  Kommen¬ 
tatoren  mit  einer,  wenn  wir  es  so  nennen  wollen,  Leichtigkeit  mehr  oder  weniger 
eigensinnig  unterstrichen  werden,  wobei  man  sogar  zu  häßlichen  Neologismen  fran¬ 
zösischer  Prägung  greift,  wie;  Revanchismus,  Die  ausgehöhlten  Figuren  von  un¬ 
glückseligen  Persönlichkeiten  einer  anderen,  noch  gar  nicht  so  fernen  Zeit  werden 
beim  Verlassen  des  Gefängnisses,  in  dem  sie  20  Jahre  lang  saßen,  mit  Beifall  em¬ 
pfangen.  Schwurgerichte  sprechen  Verbrecher  frei,  mit  der  trügerischen  Begründung, 
daß  sie  diese  Verbrechen  begangen  hätten,  weil  sie  befohlen  waren  und  sie  den  Be¬ 
fehlen  in  Treue  zu  ihrem  Diensteid  nachkommen  mußten.  Als  ob  der  Eid,  ein  an  sich 
religiöser  Akt,  verpflichtender  sei  als  menschliche  und  göttliche  Gesetze,  Kumpane 
brutaler  Gewalttätigkeiten  versammeln  sich,  um  *der  schönen  Zeiten*  zu  gedenken. 
Und  es  finden  Ermutigung  -  und  vielleicht  sogar  mehr  als  nur  Ermutigung  -  die  Ur¬ 
heber  von  Terroraktionen,  die  -  nicht  ohne  Blutvergießen  -  Ortschaften  Südtirols 
betroffen  haben,*  ,,," 

(104) 


Rotterdam ; 

"Das  Rotterdamer  *ALLGEMEEN  DAGBLAD*;  *Der  große  Gewinn  der  Neo-Nazis  in 
Bayern  ist  eine  bittere  Pille  für  die  gesamte  westdeutsche  Politik,  insbesondere  für 
die  hinweggefegten  bayerischen  Liberalen  ...  Die  Welt  ist  bis  ins  Mark  hinein  allem 
gegenüber  mißtrauisch  geworden,  was  in  Deutschland  das  heillose  Lied  des  extremen 
Nationalismus  von  den  Dächern  schreit,*  " 

(105) 


Stockholm; 

"Die  Erinnerung  daran,  daß  die  Kommunistische  Partei  in  der  Bundesrepublik  verboten 
ist,  tauchte  in  verschiedenen  Leitartikeln  auf.  Die  liberale  schwedische  Zeitung 
*DAGENS  NYHETER*  schrieb;  *Es  ist  an  der  Zeit,  daß  die  Behörden  in  Bonn  ihre  Auf¬ 
merksamkeit  teilen  und  nicht  nur  Kommunisten  jagen,  sondern  auch  die  Neo-Nazis 
bewachen.*  ..." 

(106) 

* 


Warschau; 

"Die  NPD  stellt  nach  Ansicht  des  polnischen  Ministerpräsidenten  Cyrankiewicz  ange¬ 
sichts  des  Bestehens  des  kommunistischen  Blocks  eine  weniger  große  Gefahr  dar,  als 
es  die  NSDAP  war,  Cyrankiewicz  äußerte  sich  in  diesem  Sinne  auf  einer  wissen¬ 
schaftlichen  Konferenz  aus  Anlaß  des  tausendjährigen  Bestehens  des  polnischen  Staa¬ 
tes.  Er  beschuldigte  die  Bundesrepda  lik,  ihre  Jugend  im  Sinne  einer  Geschichts- 
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Schreibung  zu  erziehen,  die  die  Nazi  verbrechen  mit  Schweigen  übergehe,  die  Ge¬ 
schichte  des  Zweiten  Weltkrieges  fälsche,  die  Opfer  der  Aggression  für  den  Krieg 
verantwortlich  mache  und  Revanchismus  predige.  Hingegen  werde  die  Jugend  der 
DDR  im  Geiste  der  Abrechnung  mit  der  Vergangenheit  erzogen.  ‘Werden  in  der  Bun¬ 
desrepublik  Parteien  wie  die  CDU  und  die  SPD,  die  sich  reiche  Verdienste  um  die 
Verbreitung  des  Revanchismus  er  worben  haben  und  sich  gegenseitig  im  Nationalis¬ 
mus  überbieten,  von  der  NPD  übertrumpt  werden?'  fragte  Cyrankiewicz, " 

(107) 

* 


Washington: 

"Nach  den  vielen  Mißverständnissen  und  Mißgeschicken  des  Jahres  ist  die  Bayern¬ 
wahl  eine  zusätzliche  Belastungsprobe  für  dos  deutsch-amerikanische  Verhältnis, 

Zwar  hütet  sich  das  amtliche  Washington,  zu  den  Vorgängen  in  Deutschland  irgend¬ 
einen  Kommentar  abzugeben;  ja  es  vermeidet  jeden  Anschein,  als  wollte  Amerika 
sich  in  innere  Angelegenheiten  der  Bundesrepublik  einmischen.  Privat  aber  verbergen 
Beamte  der  amerikanischen  Regierung  nur  schwer  ihre  Besorgnisse 

(108) 

"In  ersten  Stellungnahmen  von  Rundfunk  und  Fernsehen,  die  an  bevorzugter  Stelle 
über  die  bayerischen  Wahlen  berichten,  wird  von  einem  'eindrucksvollen  Erfolg'  der 
NPD  gesprochen,  die  als  'der  geistige  Nachfolger  der  Nazi-Partei'  bezeichnet  wird. 
Dabei  vertritt  man  allgemein  die  Auffassung,  daß  mit  der  NPD  künftig  als  einer  nicht 
unbedeutenden  politischen  Kraft  in  der  Bundesrepublik  gerechnet  werden  müsse 

(109) 


Wien: 

In  Wiener  politischen  Kreisen  herrscht  ebenfalls  Beunruhigung  über  den  NPD- 
Wahlerfolg,  Man  spricht  von  der  Gefahr  einer  nationalistischen  Strömung,  in  deren 
Sog  die  politisch  Enttäuschten  und  Unzufriedenen  aus  anderen  Ländern  gezogen 
werden  könnten.  Alarmiert  ist  man  -  wie  unser  R.  H.- Korrespondenz  aus  Wien  mit¬ 
teilt  -  über  den  Wahlerfolg  der  NPD  auch  in  den  kommunistisch  regierten  Nachbar¬ 
ländern  Österreichs.  Dort  werden  Vergleiche  mit  der  NSDAP  gezogen,  die  zu  Beginn 
der  dreißiger  Jahre  in  Thüringen  zum  erstenmal  zum  Zug  gekommen  sei  und  dann 
innerhalb  kürzester  Zeit  in  andere  Länderparlamente  und  schließlich  auch  in  den 
Reichstag  ihren  Einzug  gehalten  habe 

(110) 

* 


Zürich: 

",,,  Der  Appell  der  NPD  findet  leider  nicht  nur  Gehör  bei  den  Unbelehrbaren,  die 
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das  Dritte  Reich  noch  nicht  überwunden  haben.  Sie  geben  zwar  in  den  oberen  Rängen 
der  Partei  offensichtlich  noch  den  Ton  an.  Zu  ihnen  ist  aber  bereits  auch  eine  große 
Zahl  von  Jungen  gestoßen,  denen  pseudopatriotische  Phrasen  die  Hirne  zu  vernebeln 
beginnen  und  die  von  einer  'Renaissance  deutschen  Wesens'  träumen  und  eine  Zu¬ 
rückbesinnung  auf  die  Grundlagen  deutscher  Art  verlangen,  die  einst  gekennzeich¬ 
net  gewesen  sei  durch  Begriffe  wie  Fleiß,  Treue,  Pflichterfüllung,  Ordnung,  Pünkt¬ 
lichkeit  und  Bekennermut.  Aus  diesem  unvergorenen  Gedankenbrei  steigen  gefähr¬ 
liche  Blasen  auf,  die  an  die  übelsten  Seiten  der  rechtsextremen  Demagogie  in  der 
Zeit  von  Weimar  erinnern  ...“ 

(111) 

"...  Bevor  die  NPD-Seuche  weiter  um  sich  greift,  ließe  sich  vielleicht  endlich  ein 
Weg  finden,  ein  Erzeugnis  wie  die  'Deutsche  National-  und  Soldaten-Zeitung'  zu 
verbieten,  die  regelmäßig  ihr  rechts  extremes  Gift  verspritzt  und  den  Boden  für  neo¬ 
nazistische  Wahlerfolge  vorbereiten  hilft.  Und  es  ist  durchaus  nicht  einzusehen, 
warum  im  Falle  der  NPD  nicht  möglich  sein  soll,  was  bei  der  Kommunistischen  Par¬ 
tei  möglich  war,  nämlich  das  Verbot,  Es  ließe  sich  etwa  so  begründen:  die  National- 
demokratische  Partei  Deutschlands  wird  verboten,  weil  sie  das  Opfer  von  Millionen 
ermordeter  Menschen  nicht  achtet  und  den  Namen  des  neuen  Deutschland  verun¬ 
glimpft. 

Das  Geld,  das  der  Staat  durch  den  Ausschluß  der  NPD  von  weiteren  Wahlen  spart, 
könnte  zweckmäßig  für  eine  kritische  Durchsicht  der  Geschichtsbücher  und  für  die 
Lehrerausbildung  verwendet  werden.  Denn  nur  wenn  Lehrer  und  Lehrmittel  ihren 
Schülern  die  ungeschminkte  Wahrheit  über  die  Zeit  der  nationalsozialistischen  Ge¬ 
waltherrschaft  vermitteln,  kann  die  Jugend  vor  der  Verführung  durch  den  Rechtsradi¬ 
kalismus  bewahrt  werden.  Die  in  Hessen  von  vielen  Jungen  für  die  NPD  abgegebenen 
Stimmen  zeigen,  daß  diese  Aufgabe  bisher  nicht  erfüllt  wurde. 

Hessen  war  ein  Schock  -  für  Deutschland  und  die  Welt,  Niemand  kann  den  Deutschen 
die  Verantwortung  abnehmen,  jetzt  für  Ordnung  zu  sorgen  und  eine  gründliche  Aus¬ 
kehr  zu  veranstalten.  Sie  müssen  wissen,  was  dabei  für  sie  auf  dem  Spiel  steht," 

(112) 


"...  Die  NPD  begnügte  sich  mit  dem  -  bewährten  -  Rezept  der  Gefühlaufpeitschung, 
der  'nationalen'  Schlagworte  und  der  phrasenreichen  Opposition. 

'Wenn  die  NPD-Abgeordneten  im  Parlament  auch  so  schlecht  reden  wie  im  Wahlkampf^ 
dann  sind  ernsthafte  Diskussionen  mit  ihnen  nicht  möglich',  meinte  Hessens  Finanz¬ 
minister  Albert  Osswald  sarkastisch. 

Aber  so  einfach  ist  es  leider  nicht.  Wenn  auch  die  meisten  Wähler  nicht  gewußt  haben 
dürften,  was  sie  da  aus  Ärger  über  Bonn  gewählt  haben  -  die  NPD  weiß,  was  sie  will. 
Man  sollte  weder  in  Bonn  noch  in  Wiesbaden  dieses  erste  braune  Rinnsal  zu  leicht  neh¬ 
men.  Zu  schnell  kann  sonst  die  braune  Flut  wieder  alle  Dämme  brechen," 
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